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Protokoll 115. Sitzung 
des Gemeinderats von Zürich 

 
Mittwoch, 18. November 2020, 17.00 Uhr bis 21.56 Uhr, in der Halle 7  

der Messe Zürich 
 

 
Vorsitz: Präsidentin Helen Glaser (SP) 
 
Beschlussprotokoll: Sekretär Mark Richli (SP) 
 
Anwesend: 123 Mitglieder 
 
Abwesend: Judith Boppart (SP), Brigitte Fürer (Grüne) 
 
 
Der Rat behandelt aus der von der Präsidentin erlassenen, separat gedruckten Tagliste  
folgende Geschäfte: 
 
1.   Mitteilungen 

 
 

2. 2020/108  Büro, Wahl eines Mitglieds anstelle des zurückgetretenen  
Marco Denoth (SP) für den Rest des Amtsjahres 2020/2021 
 

 

3. 2020/477 * Weisung vom 04.11.2020: 
Dringliche Motion der SP-, Grüne-, und AL-Fraktionen  
betreffend Einführung einer städtischen Identitätskarte für alle 
Stadtbewohnerinnen und Stadtbewohner (Züri City Card),  
Bericht und Abschreibung, Rahmenkredit für die Einführung  
einer Züri City-Card 
 

STP 

4. 2020/478 * Weisung vom 04.11.2020: 
Pilotprojekt zur medizinischen Versorgung von Menschen, die 
keinen Zugang zum Gesundheitswesen haben, dreijähriges  
Pilotprojekt und Objektkredit 
 

VGU 

5. 2020/482 * 
E 

Postulat von Simon Diggelmann (SP) und Res Marti (Grüne) 
vom 04.11.2020: 
Flächendeckende Öffnung der Quartierstrassen mit Tempo 30  
in beide Richtungen für Velofahrende 
 

VTE 

6. 2020/483 * 
E 

Postulat von Dr. Balz Bürgisser (Grüne) und Marcel Tobler (SP) 
vom 04.11.2020: 
Einrichtung eines Allwetterplatzes beim Schulhaus Albisrieder-
platz/Hardaupark für die Schülerinnen und Schüler und die 
Quartierbevölkerung 
 

VHB 

 3191–3221 

http://www.gemeinderat-zuerich.ch/Geschaefte_Suchen.aspx?Suchen=true&GrJahr=2020&GrNr=108
http://www.gemeinderat-zuerich.ch/Geschaefte_Suchen.aspx?Suchen=true&GrJahr=2020&GrNr=477
http://www.gemeinderat-zuerich.ch/Geschaefte_Suchen.aspx?Suchen=true&GrJahr=2020&GrNr=478
http://www.gemeinderat-zuerich.ch/Geschaefte_Suchen.aspx?uchen=true&GrJahr=2020&GrNr=482
http://www.gemeinderat-zuerich.ch/Geschaefte_Suchen.aspx?uchen=true&GrJahr=2020&GrNr=483
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7. 2020/484 * 
E 

Postulat von Pascal Lamprecht (SP), Natalie Eberle (AL) und  
1 Mitunterzeichnenden vom 04.11.2020: 
Umsetzung von verkehrsberuhigenden Massnahmen im  
Letzigraben und den angrenzenden Quartierstrassen sowie  
Förderung des nichtmotorisierten Verkehrs 
 

VTE 

8. 2020/485 * 
E  

Postulat von Dr. Mathias Egloff (SP) und Michael Kraft (SP) vom 
04.11.2020: 
Entschärfung der gefährlichen Wasserwalze am Höngger Wehr 
durch eine Kombination von Turbine und Abflussmanagement 
sowie gleichzeitiger Produktion von erneuerbarem Strom 
 

VIB 

9. 2020/487 * 
E 

Postulat von Dr. Balz Bürgisser (Grüne) und Matthias Probst 
(Grüne) vom 04.11.2020: 
Vergrösserung der zur Verfügung stehenden Freifläche auf dem 
Campus Glattal 
 

VHB 

10. 2020/277  Weisung vom 01.07.2020: 
Motion von Andreas Kirstein und Albert Leiser betreffend  
befristete Reduktion der Grundgebühren der Wasserversorgung 
um 50 Prozent, Bericht und Abschreibung 
 

VIB 

11. 2019/355  Weisung vom 04.09.2019: 
Rechtskonsulent, Gemeindeordnung, Totalrevision 

STP 

 
   * Keine materielle Behandlung  
 
 

 M i t t e i l u n g e n 
 

 
 Die Mitteilungen der Ratspräsidentin werden zur Kenntnis genommen. 

 
 

3191. 2020/414 
Postulat von Martina Zürcher (FDP) und Ernst Danner (EVP) vom 23.09.2020: 
Entfernung der Abstimmungs-Banner im öffentlichen Raum 

  
Martina Zürcher (FDP) beantragt Dringlicherklärung und begründet diese.  
 
Der Rat wird über den Antrag am 25. November 2020 Beschluss fassen. 
 
Mitteilung an den Stadtrat 

 
 

 An den nachfolgenden Fraktionserklärungen werden keine sprachlichen Korrekturen 
vorgenommen. 

 
 
 
 
 
 
 

3191–3191  

http://www.gemeinderat-zuerich.ch/Geschaefte_Suchen.aspx?uchen=true&GrJahr=2020&GrNr=484
http://www.gemeinderat-zuerich.ch/Geschaefte_Suchen.aspx?uchen=true&GrJahr=2020&GrNr=485
http://www.gemeinderat-zuerich.ch/Geschaefte_Suchen.aspx?uchen=true&GrJahr=2020&GrNr=487
http://www.gemeinderat-zuerich.ch/Geschaefte_Suchen.aspx?Suchen=true&GrJahr=2020&GrNr=277
http://www.gemeinderat-zuerich.ch/Geschaefte_Suchen.aspx?Suchen=true&GrJahr=2019&GrNr=355
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3192. 2020/507 
Erklärung der AL-Fraktion vom 18.11.2020: 
Abriss der Pfauenbühne 

  
Namens der AL-Fraktion verliest Natalie Eberle (AL) folgende Fraktionserklärung: 
 
Abriss der Pfauenbühne - Stadtrat zerstört unnötigerweise Kulturerbe 
 
Es mutet ausgesprochen befremdlich an, wenn auf der einen Seite des Heimplatzes die zu wesentlichen 
Teilen aus dem Gewinn von Waffengeschäften mit dem Nazi-Regime finanzierte Bührle-Sammlung in den 
Kunsthaus-Neubau eingeräumt wird, während im benachbarten Schauspielhaus der grosse Widerstand ge-
gen eben dieses Nazi-Regime und die humanistische Verpflichtung, wie dies im Pfauensaal bis heute erleb-
bar ist, ausgeräumt werden soll. 
Dass es in diesem Saal schwierig sein soll, modernes Theater überhaupt noch spielen zu können, ist eine 
leere Behauptung: Am Berliner Theatertreffen, sozusagen der Oscar-Verleihung im deutschsprachigen 
Raum, wurde die sensationelle Inszenierung von Alexander Giesche, uraufgeführt auf der Pfauenbühne, mit 
dem 3sat-Preis-ausgezeichnet. Sie erhielt diesen Oktober den renommierten Wiener Theaterpreis Nestroy 
in der Kategorie «Beste Aufführung im deutschsprachigen Raum». Das sagt bereits alles.  
Das Schauspielhaus verfügt über fünf Theatersäle: Die grosse Bühne und die Kammer im Pfauen und drei 
Säle im Schiffbau. In Zürich West. Für Aufführungen, für die der Pfauensaal nicht geeignet ist, stehen die 
Raumbühnen des umfassend und teuer umgebauten Schiffbaus zur Verfügung.  
Ein Abbruch des Pfauensaals, der in der Nazizeit die einzige freie deutschsprachige Bühne war, stellt einen 
Akt der Arroganz und der kulturellen Ignoranz dar. Und er entspricht einem durch und durch technokrati-
schen Geschichtsverständnis. Daran ändert auch die Idee nichts, die Fassade als rein potemkinschen Zier-
rat stehen zu lassen. Die Fassade stammt zudem aus dem 19. Jahrhundert und hat mit der Bedeutung des 
Schauspielhauses als weltweit einzige deutschsprachige Bühne für die während der Nazizeit verfolgten 
Theaterleute direkt gar nichts zu tun. Dass trotz dem Abbruch des Saals der Pfauen als «Erinnerungsort» 
erhalten werden könne, ist reine Augenwischerei und eine Schutzbehauptung. Die Geschichtswissenschaft 
mag solche Mythen kreieren, aber Bauten sind massgeblich nur dann Zeugen der Erinnerung, wenn ihr Be-
stand, ihre Materialisierung und ihre Raumstruktur erhalten bleiben.  
Es ist unbegreiflich, dass der Stadtrat zugunsten einer heute vielleicht gerade aktuellen Aufführungspraxis 
diesen Saal zerstören will. In wenigen Jahren wird zweifellos wieder eine andere Spielpraxis aktuell sein, 
und vielleicht wünschte man sich dann den ehemaligen Raum zurück.  
Und schliesslich: Der in der Medienmitteilung erwähnte Rekurs gegen die Entlassung des Gebäudes aus 
dem Inventar ist bei weitem nicht erledigt, ganz entgegen dem Eindruck, der beim Lesen der Medienmittei-
lung entstehen könnte. Der Rekurs ist ganz bewusst bereits in erster Instanz sistiert worden, um dem Stadt-
rat Zeit zum Prüfen der Möglichkeiten zur Erhaltung des Saales zu geben. Der Stadtrat hat auf der Variante 
Abbruch bestanden und will auch noch eine Motion abschreiben, die in ihrem Ursprung auf eine Renovation 
besteht und mit grosser Mehrheit vom Gemeinderat überwiesen wurde.  
Ein Abbruch des Theatersaals kann und darf nicht zur Diskussion stehen. Darin sind sich Fachleute mit his-
torischem Bewusstsein und Verantwortungsbewusstsein aus allen Bereichen vollständig einig. 

 
 

3193. 2020/508 
Erklärung der SVP-Fraktion vom 18.11.2020: 
Abriss des historischen Pfauensaals 

  
Namens der SVP-Fraktion verliest Stefan Urech (SVP) folgende Fraktionserklärung: 
 
Der historische Pfauen soll gerupft werden 
 
Mit Befremden nimmt die SVP zur Kenntnis, dass der Stadtrat die zahlreichen kritischen Stimmen aus dem 
Gemeinderat, dem Denkmalschutz und der Bevölkerung ignoriert. Er beharrt auf seinem ursprünglichen 
Plan, der die Zerstörung des Pfauensaals in Kauf nimmt. 
Der 1926 erbaute Theatersaal im Schauspielhaus, einer der letzten historischen Theatersäle Zürichs, ist 
von kulturhistorischer Bedeutung. Die Bühne wurde von namhaften Autoren wie Max Frisch und Friedrich 
Dürrenmatt bespielt und war Ort zahlreicher Uraufführungen von wichtigen Stücken. Als einziges freies The-
ater im deutschsprachigen Raum während der Zeit des Nationalsozialismus galt der Pfauensaal im Zweiten 
Weltkrieg als Stützpunkt des Widerstands und der Geistigen Landesverteidigung. In seiner geschichtsträch-
tigen Art erinnert er noch heute daran. 
 

 3192–3193 
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Bereits 1977 stand ein Abriss der Pfauenbühne zur Debatte. Die SP bezeichnete die Bühne damals als 
«kultur- und politgeschichtliche Stätte von Weltbedeutung» und rief das Volk dazu auf, diese zu retten. Nun 
haben der SP-dominierte Stadtrat und die SP eine Kehrtwende vollzogen und wollen den historischen Saal 
opfern.  
Das klassische Guckkastentheater im Pfauen galt während Jahrzenten als Referenzpunkt in der Schweizer 
Theaterszene. Vor zwei Jahren liess sich Barbara Frey, die damalige Intendantin des Schauspielhauses, im 
Tagesanzeiger wie folgt zitieren: «Das gute alte Guckkastentheater wird immer noch geliebt». Inzwischen 
haben dort andere das Zepter übernommen, die davon ausgehen, dass die heutigen Zuschauer im Theater 
vor allem eine technisch hochgerüstete, multimediale Show erwarten. Die alte Bühne dient ihnen als Erklä-
rung für den Besucherschwund. Das ist eine Schuldzuweisung, die bezweifelt werden darf.  
Es hat in Zürich Platz für verschiedene, sich ergänzende Theater mit unterschiedlicher Infrastruktur und 
Ausrichtung. Die volle Palette der modernen Technologie steht dem Schauspielhaus mit seiner Bühne im 
Schiffbau zur Verfügung.  
Die finanzpolitische Verdüsterung durch die Corona-Wirtschaftskrise scheint im Kulturdepartement keine 
Bremswirkung zu erzeugen. Der Stadtrat plant nach wie vor eine rund 115 Millionen teure «umfassende Er-
neuerung» des Innenraums. Es scheint wenig plausibel, dass eine «Sanierung mit kleinen Eingriffen» sechs 
Millionen teurer sein soll als die vorgesehene komplette Erneuerung. Diesen Behauptungen wird in der an-
stehenden Kommissionsarbeit auf den Grund gegangen werden. 
Die SVP wird sich vehement für den integralen Erhalt des historischen Pfauensaals und der Pfauenbühne 
einsetzen. Selbstverständlich wird die Partei überall dort Hand bieten, wo dringend notwendige Sanierungen 
anstehen. 

 
 
 
 

 G e s c h ä f t e 
 

 
3194. 2020/108 

Büro, Wahl eines Mitglieds anstelle des zurückgetretenen Marco Denoth (SP) für 
den Rest des Amtsjahres 2020/2021 

  
Es wird gewählt mit Wirkung ab 18. November 2020: 
 
Judith Boppart (SP) 
 
Mitteilung an den Stadtrat und an die Gewählte 

 
 

3195. 2020/477 
Weisung vom 04.11.2020: 
Dringliche Motion der SP-, Grüne-, und AL-Fraktionen betreffend Einführung einer 
städtischen Identitätskarte für alle Stadtbewohnerinnen und Stadtbewohner (Züri 
City Card), Bericht und Abschreibung, Rahmenkredit für die Einführung einer  
Züri City-Card 

  
Zuweisung an die SK PRD/SSD gemäss Beschluss des Büros vom 16. November 2020 

 
 

3196. 2020/478 
Weisung vom 04.11.2020: 
Pilotprojekt zur medizinischen Versorgung von Menschen, die keinen Zugang zum 
Gesundheitswesen haben, dreijähriges Pilotprojekt und Objektkredit 

  
Zuweisung an die SK GUD gemäss Beschluss des Büros vom 16. November 2020 

 
 

3193–3196  
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3197. 2020/482 

Postulat von Simon Diggelmann (SP) und Res Marti (Grüne) vom 04.11.2020: 
Flächendeckende Öffnung der Quartierstrassen mit Tempo 30 in beide Rich- 
tungen für Velofahrende 

  
Gemäss schriftlicher Mitteilung ist der Vorsteher des Tiefbau- und Entsorgungsdeparte-
ments namens des Stadtrats bereit, das Postulat zur Prüfung entgegenzunehmen. 
 
Stephan Iten (SVP) stellt namens der SVP-Fraktion den Ablehnungsantrag. 
 
Damit ist das Geschäft vertagt. 
 
Mitteilung an den Stadtrat 

 
 

3198. 2020/483 
Postulat von Dr. Balz Bürgisser (Grüne) und Marcel Tobler (SP) vom 04.11.2020: 
Einrichtung eines Allwetterplatzes beim Schulhaus Albisriederplatz/Hardaupark 
für die Schülerinnen und Schüler und die Quartierbevölkerung 

  
Gemäss schriftlicher Mitteilung ist der Vorsteher des Hochbaudepartements namens 
des Stadtrats bereit, das Postulat zur Prüfung entgegenzunehmen. 
 
Michael Schmid (FDP) stellt namens der FDP-Fraktion einen Textänderungsantrag. 
 
Damit ist das Geschäft vertagt. 
 
Mitteilung an den Stadtrat 

 
 

3199. 2020/484 
Postulat von Pascal Lamprecht (SP), Natalie Eberle (AL) und 1 Mitunterzeichnen-
den vom 04.11.2020: 
Umsetzung von verkehrsberuhigenden Massnahmen im Letzigraben und den  
angrenzenden Quartierstrassen sowie Förderung des nichtmotorisierten Verkehrs 

  
Gemäss schriftlicher Mitteilung ist der Vorsteher des Tiefbau- und Entsorgungsdeparte-
ments namens des Stadtrats bereit, das Postulat zur Prüfung entgegenzunehmen. 
 
Përparim Avdili (FDP) stellt namens der FDP-Fraktion den Ablehnungsantrag. 
 
Damit ist das Geschäft vertagt. 
 
Mitteilung an den Stadtrat 
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3200. 2020/485 

Postulat von Dr. Mathias Egloff (SP) und Michael Kraft (SP) vom 04.11.2020: 
Entschärfung der gefährlichen Wasserwalze am Höngger Wehr durch eine Kombi-
nation von Turbine und Abflussmanagement sowie gleichzeitiger Produktion von 
erneuerbarem Strom 

  
Gemäss schriftlicher Mitteilung ist der Vorsteher des Departements der Industriellen  
Betriebe namens des Stadtrats bereit, das Postulat zur Prüfung entgegenzunehmen. 
 
Stephan Iten (SVP) stellt namens der SVP-Fraktion den Ablehnungsantrag. 
 
Damit ist das Geschäft vertagt. 
 
Mitteilung an den Stadtrat 

 
 

3201. 2020/487 
Postulat von Dr. Balz Bürgisser (Grüne) und Matthias Probst (Grüne) vom 
04.11.2020: 
Vergrösserung der zur Verfügung stehenden Freifläche auf dem Campus Glattal 

  
Gemäss schriftlicher Mitteilung ist der Vorsteher des Hochbaudepartements namens 
des Stadtrats bereit, das Postulat zur Prüfung entgegenzunehmen. 
 
Stephan Iten (SVP) stellt namens der SVP-Fraktion den Ablehnungsantrag. 
 
Damit ist das Geschäft vertagt. 
 
Mitteilung an den Stadtrat 

 
 

3202. 2020/277 
Weisung vom 01.07.2020: 
Motion von Andreas Kirstein und Albert Leiser betreffend befristete Reduktion der 
Grundgebühren der Wasserversorgung um 50 Prozent, Bericht und Abschreibung 

  
Redaktionslesung 
 
Die Redaktionskommission (RedK) beantragt einstimmig Zustimmung zur redaktionellen 
Bereinigung des Gemeinderatsbeschlusses Nr. 3130 vom 4. November 2020: 

 
Der Präsident der Redaktionskommission begründet die Anträge der Redaktions- 
kommission. 
 
Es werden keine Anträge aus dem Rat gestellt. 
 
Der Rat stimmt dem bereinigten Antrag der RedK stillschweigend zu. 
 
 

Zustimmung: Präsident Mark Richli (SP), Referent; Ernst Danner (EVP), Isabel Garcia (GLP), Patrick 
Hadi Huber (SP), Dr. Bernhard im Oberdorf (SVP), Simon Kälin-Werth (Grüne), Mischa 
Schiwow (AL), Corina Ursprung (FDP) 

3200–3202  
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Schlussabstimmung über die bereinigte Dispositivziffer 1 
 
Die SK TED/DIB beantragt Zustimmung zur bereinigten Dispositivziffer 1. 
 

Zustimmung: Präsident Michael Kraft (SP), Referent; Vizepräsident Markus Kunz (Grüne), Niyazi  
Erdem (SP), Andreas Kirstein (AL), Beat Oberholzer (GLP), Jürg Rauser (Grüne),  
Dr. Frank Rühli (FDP), Elisabeth Schoch (FDP), Ronny Siev (GLP), Dubravko Sinovcic 
(SVP), Michel Urben (SP), Sebastian Vogel (FDP), Barbara Wiesmann (SP) 

 
Der Rat stimmt dem Antrag der SK TED/DIB mit 95 gegen 1 Stimme (bei 0 Enthaltun-
gen) zu. 
 
 
Schlussabstimmung über die Dispositivziffer 2 
 
Die SK TED/DIB beantragt Zustimmung zur Dispositivziffer 2. 
 

Zustimmung: Präsident Michael Kraft (SP), Referent; Vizepräsident Markus Kunz (Grüne), Niyazi  
Erdem (SP), Andreas Kirstein (AL), Beat Oberholzer (GLP), Jürg Rauser (Grüne),  
Dr. Frank Rühli (FDP), Elisabeth Schoch (FDP), Ronny Siev (GLP), Dubravko Sinovcic 
(SVP), Michel Urben (SP), Sebastian Vogel (FDP), Barbara Wiesmann (SP) 

 
Der Rat stimmt dem Antrag der SK TED/DIB mit 115 gegen 0 Stimmen (bei 0 Enthaltun-
gen) zu. 
 
 
Schlussabstimmung über die Dispositivziffer 3 
 
Die SK TED/DIB beantragt Zustimmung zur Dispositivziffer 3. 
 

Zustimmung Präsident Michael Kraft (SP), Referent; Vizepräsident Markus Kunz (Grüne), Niyazi  
Erdem (SP), Andreas Kirstein (AL), Beat Oberholzer (GLP), Jürg Rauser (Grüne),  
Dr. Frank Rühli (FDP), Elisabeth Schoch (FDP), Ronny Siev (GLP), Dubravko Sinovcic 
(SVP), Michel Urben (SP), Sebastian Vogel (FDP), Barbara Wiesmann (SP) 

 
Der Rat stimmt dem Antrag der SK TED/DIB mit 111 gegen 0 Stimmen (bei 0 Enthaltun-
gen) zu. 
 
 
Damit ist beschlossen: 
 
1. Der Tarif über die Abgabe von Wasser durch die Wasserversorgung Zürich (Was-

sertarif, AS 724.110) wird geändert, indem die Schlussbestimmungen wie folgt er-
gänzt werden: 

Art. 15 Befristete Bonusaktion 
1 Die Grundgebühr nach Art. 2 und Art. 8 Abs. 1 und die Verbrauchsgebühr nach Art. 3 und 
Art. 8 Abs. 2 werden in Form eines befristeten Bonus für das Jahr 2021 um 25 Prozent gesenkt. 
2 Diese Änderung tritt auf den 1. Januar 2021 in Kraft. 

2. Vom Bericht zur Begründung des Verzichts auf die befristete Reduktion der Grund-
gebühren der Wasserversorgung um 50 Prozent wird Kenntnis genommen. 

 

 

 3202–3202 
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3. Die Motion, GR Nr. 2020/8, von Andreas Kirstein (AL) und Albert Leiser (FDP) vom 

15. Januar 2020 betreffend befristete Reduktion der Grundgebühren der Wasserver-
sorgung um 50 Prozent, wird als erledigt abgeschrieben. 

 
Mitteilung an den Stadtrat sowie amtliche Publikation am 25. November 2020 gemäss  
Art. 12 der Gemeindeordnung (Ablauf der Referendumsfrist: 25. Januar 2021) 

 
 

3203. 2019/355 
Weisung vom 04.09.2019: 
Rechtskonsulent, Gemeindeordnung, Totalrevision 

  
Antrag des Stadtrats 
 
A. Zuhanden der Gemeinde: 

Die Gemeindeordnung (AS 101.100) wird gemäss Beilage (Entwurf vom 4. September 
2019) neu erlassen.  
B. Zur Beschlussfassung in eigener Kompetenz unter Ausschluss des Referendums: 
1. Die Motion, GR Nr. 2017/462, von Katharina Prelicz-Huber (Grüne), Markus Kunz 

(Grüne) und 11 Mitunterzeichnenden vom 20. Dezember 2017 betreffend Schaffung 
einer rechtlichen Grundlage zur Förderung der Kinder- und Jugendpartizipation wird 
als erledigt abgeschrieben.  

2. Die dringliche Motion, GR Nr. 2018/504, von Walter Angst (AL) und Dr. Jean-Daniel 
Strub (SP) vom 19. Dezember 2018 betreffend Kompetenzübertragung betreffend 
Erlass der Verordnung über die familienergänzende Kinderbetreuung an den Ge-
meinderat wird als erledigt abgeschrieben.  

3. Das Postulat, GR Nr. 2017/288, von Urs Helfenstein (SP) und Renate Fischer (SP) 
vom 30. August 2017 betreffend Ombudsstelle der Stadt, Erweiterung des Hand-
lungsspielraums wird als erledigt abgeschrieben. 

 
Referent zur Vorstellung der Weisung: Mark Richli (SP) 
 
Namens des Stadtrats nimmt die Stadtpräsidentin Stellung. 
 
 
Änderungsanträge des Büros und der Parlamentsgruppe EVP 
 
Änderungsantrag 1 zu Art. 3 Bezeichnung der Behörden 
 
Das Büro beantragt folgende Änderung von Art. 3: 
 
Art. 3 Bezeichnung der Behörden Organe 
 

Zustimmung: Marco Denoth (SP), Referent; Präsidentin Helen Glaser (SP), 1. Vizepräsident Mischa 
Schiwow (AL), 2. Vizepräsident Matthias Probst (Grüne), Roger Bartholdi (SVP),  
Martin Bürki (FDP), Dr. Davy Graf (SP), Stephan Iten (SVP), Guy Krayenbühl (GLP), 
Markus Kunz (Grüne), Albert Leiser (FDP), Mark Richli (SP), Michel Urben (SP) 

 
Der Rat stimmt dem Antrag des Büros mit 116 gegen 0 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 
 

3202–3203  
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Änderungsantrag 2 zu Art. 3 Bezeichnung der Behörden 
 
Das Büro beantragt folgende Änderung von Art. 3: 
 
In der Stadt Zürich werden die Behörden wie folgt bezeichnet:  
a. der Gemeindevorstand als Stadtrat; 
b. das Gemeindeparlament als Gemeinderat. 

In der Stadt Zürich werden das Gemeindeparlament als Gemeinderat und der Gemein-
devorstand als Stadtrat bezeichnet. 
 

Zustimmung: Marco Denoth (SP), Referent; Präsidentin Helen Glaser (SP), 1. Vizepräsident Mischa 
Schiwow (AL), 2. Vizepräsident Matthias Probst (Grüne), Roger Bartholdi (SVP),  
Martin Bürki (FDP), Dr. Davy Graf (SP), Stephan Iten (SVP), Guy Krayenbühl (GLP), 
Markus Kunz (Grüne), Albert Leiser (FDP), Mark Richli (SP), Michel Urben (SP) 

 
Der Rat stimmt dem Antrag des Büros mit 122 gegen 0 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 
 
 
Änderungsantrag 3 zu Art. 5 b. Betreibungs- und Stadtamtskreise 
 
Die Mehrheit des Büros beantragt Ablehnung des nachfolgenden Änderungsantrags. 
 
Die Minderheit des Büros beantragt folgende Änderung von Art. 5: 
 
1 Die Stadtkreise bilden die Betreibungs- und Stadtamtskreise.  
2 Ein Betreibungs- und Stadtamtskreis kann auch mehrere Stadtkreise umfassen. 

Die Stadt bildet einen Betreibungs- und Stadtamtskreis. 
 

Mehrheit: Marco Denoth (SP), Referent; Präsidentin Helen Glaser (SP), 1. Vizepräsident Mischa 
Schiwow (AL), 2. Vizepräsident Matthias Probst (Grüne), Roger Bartholdi (SVP),  
Martin Bürki (FDP), Dr. Davy Graf (SP), Stephan Iten (SVP), Markus Kunz (Grüne),  
Albert Leiser (FDP), Mark Richli (SP), Michel Urben (SP) 

Minderheit: Guy Krayenbühl (GLP), Referent 
 
Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 85 gegen 22 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 
 
 
Änderungsantrag 4 zu Art. 6 c. Friedensrichterkreise 
 
Die Mehrheit des Büros beantragt Ablehnung des nachfolgenden Änderungsantrags. 
 
Die Minderheit des Büros beantragt folgende Änderung von Art. 6: 
 
Marginalie: Art. 6 c. Friedensrichterkreise Friedensrichterinnen- und Friedensrichter-
kreise 
1 Die Stadtkreise bilden die Friedensrichterkreise Friedensrichterinnen- und Friedens-
richterkreise. 
2 Ein Friedensrichterkreis Friedensrichterinnen- und Friedensrichterkreis kann auch 
mehrere Stadtkreise umfassen. 
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Mehrheit: Mark Richli (SP), Referent; Präsidentin Helen Glaser (SP), Roger Bartholdi (SVP), 

Martin Bürki (FDP), Marco Denoth (SP), Dr. Davy Graf (SP), Stephan Iten (SVP),  
Albert Leiser (FDP), Michel Urben (SP) 

Minderheit: 1. Vizepräsident Mischa Schiwow (AL), Referent; 2. Vizepräsident Matthias Probst 
(Grüne), Guy Krayenbühl (GLP), Markus Kunz (Grüne) 

 
Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 78 gegen 38 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 
 
 
Änderungsantrag 5 zu Art. 8 e. Wahlkreise 
 
Die Mehrheit des Büros beantragt Ablehnung des nachfolgenden Änderungsantrags. 
 
Die Minderheit des Büros beantragt folgende Änderung von Art. 8: 
 
[…] 
4 Für die Wahl der Friedensrichterinnen und -richter bilden die Friedensrichterkreise 
Friedensrichterinnen- und Friedensrichterkreise die Wahlkreise. 
 

Mehrheit: Mark Richli (SP), Referent; Präsidentin Helen Glaser (SP), Roger Bartholdi (SVP), 
Martin Bürki (FDP), Marco Denoth (SP), Dr. Davy Graf (SP), Stephan Iten (SVP),  
Albert Leiser (FDP), Michel Urben (SP) 

Minderheit: 1. Vizepräsident Mischa Schiwow (AL), Referent; 2. Vizepräsident Matthias Probst 
(Grüne), Guy Krayenbühl (GLP), Markus Kunz (Grüne) 

 
Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 78 gegen 38 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 
 
 
Änderungsantrag 6 zu Art. 7 d. Schulkreise 
 
Die Mehrheit des Büros beantragt Ablehnung des nachfolgenden Änderungsantrags. 
 
Die Minderheit des Büros beantragt folgende Änderung von Art. 7: 
 
Für die Volksschule bestehen folgende sieben Schulkreise:  
a. Schulkreis Uto: Stadtkreis 2 und vom Stadtkreis 3 das Gebiet südlich der Birmens-

dorferstrasse; 
b. Schulkreis Letzi: Stadtkreis 9; 
c. Schulkreis Limmattal: Stadtkreise 4 und 5 und vom Stadtkreis 3 das Gebiet nördlich 

der Birmensdorferstrasse; 
d. Schulkreis Waidberg: Stadtkreise 6 und 10; 
e. Schulkreis Zürichberg: Stadtkreise 1, 7 und 8; 
f. Schulkreis Glattal: Stadtkreis 11; 
g. Schulkreis Schwamendingen: Stadtkreis 12. 
a. Schulkreis Glattal: Stadtkreis 11; 
b. Schulkreis Letzi: Stadtkreis 9; 
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c. Schulkreis Limmattal: Stadtkreise 4 und 5 und vom Stadtkreis 3 das Gebiet nördlich 
der Birmensdorferstrasse; 

d. Schulkreis Schwamendingen: Stadtkreis 12. 
e. Schulkreis Uto: Stadtkreis 2 und vom Stadtkreis 3 das Gebiet südlich der Birmens-

dorferstrasse; 
f. Schulkreis Waidberg: Stadtkreise 6 und 10; 
g. Schulkreis Zürichberg: Stadtkreise 1, 7 und 8; 
 

Mehrheit: Mark Richli (SP), Referent; Präsidentin Helen Glaser (SP), 1. Vizepräsident Mischa 
Schiwow (AL), 2. Vizepräsident Matthias Probst (Grüne), Martin Bürki (FDP), Marco 
Denoth (SP), Dr. Davy Graf (SP), Guy Krayenbühl (GLP), Markus Kunz (Grüne),  
Albert Leiser (FDP), Michel Urben (SP) 

Minderheit: Roger Bartholdi (SVP), Referent; Stephan Iten (SVP) 
 
Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 100 gegen 16 Stimmen (bei 0 Enthaltun-
gen) zu. 
 
 
Änderungsantrag 7 zu Art. 11 Verkehr 
 
Das Büro beantragt folgende Änderung von Art. 11: 
 
[…] 
2 Sie setzt konsequent auf den öffentlichen Verkehr, den Fuss- und den Veloverkehr und 
fördert insbesondere die Tangentialverbindungen des öffentlichen Verkehrs und ein 
durchgehendes Veloroutennetz entlang oder parallel der Hauptachsen. Zu diesem Velo-
routennetz gehören auch Veloschnellrouten, welche gegenüber Querungen in der Regel 
vortrittsberechtigt sind. Zudem sind diese Veloschnellrouten grundsätzlich frei vom mo-
torisierten Individualverkehr, wobei der Stadtrat die Ausnahmen regelt, so namentlich für 
die Anwohnenden, das Gewerbe, die Blaulichtorganisationen sowie für mobilitätsbehin-
derte Personen. 

[…] 
 

Zustimmung: Marco Denoth (SP), Referent; Präsidentin Helen Glaser (SP), 1. Vizepräsident Mischa 
Schiwow (AL), 2. Vizepräsident Matthias Probst (Grüne), Roger Bartholdi (SVP),  
Martin Bürki (FDP), Dr. Davy Graf (SP), Stephan Iten (SVP), Guy Krayenbühl (GLP), 
Markus Kunz (Grüne), Albert Leiser (FDP), Mark Richli (SP), Michel Urben (SP) 

 
Der Rat stimmt dem Antrag des Büros mit 117 gegen 0 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 
 
 
Änderungsantrag 8 zu Art. 142 Verkehr 
 
Das Büro beantragt folgenden neuen Art. 142 Abs. 2: 
[Die bisherige Bestimmung wird zu Abs. 1.] 
 
2 Zur Umsetzung von Art. 11 Abs. 2 Sätze 2 und 3 GO realisiert die Stadt bis spätestens 
10 Jahre nach Inkrafttreten dieser Bestimmungen ein Netz aus sternförmigen sowie tan-
gentialen Veloschnellrouten mit einer Länge von insgesamt mindestens 50 Kilometern. 
Die Stadt veröffentlicht bis zur Erreichung dieses Ziels einen jährlichen Zwischenbericht. 
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Zustimmung: Marco Denoth (SP), Referent; Präsidentin Helen Glaser (SP), 1. Vizepräsident Mischa 

Schiwow (AL), 2. Vizepräsident Matthias Probst (Grüne), Roger Bartholdi (SVP),  
Martin Bürki (FDP), Dr. Davy Graf (SP), Stephan Iten (SVP), Guy Krayenbühl (GLP), 
Markus Kunz (Grüne), Albert Leiser (FDP), Mark Richli (SP), Michel Urben (SP) 

 
Der Rat stimmt dem Antrag des Büros mit 115 gegen 0 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 
 
 
Änderungsantrag 9 zu Art. 19 Wohnsitzpflicht 
 
Die Mehrheit des Büros beantragt folgenden neuen Art. 19 lit. f: 
 
Für die Wahl in folgende städtische Organe und Behörden ist der politische Wohnsitz in 
der Stadt erforderlich: 

[…] 

e. Kreiswahlbüros; 

f. Friedensrichterinnen und Friedensrichter. 
 
Die Minderheit des Büros beantragt Ablehnung des Änderungsantrags. 
 

Mehrheit: Guy Krayenbühl (GLP), Referent; Präsidentin Helen Glaser (SP), 1. Vizepräsident 
Mischa Schiwow (AL), 2. Vizepräsident Matthias Probst (Grüne), Roger Bartholdi 
(SVP), Marco Denoth (SP), Dr. Davy Graf (SP), Stephan Iten (SVP), Markus Kunz 
(Grüne), Mark Richli (SP), Michel Urben (SP) 

Minderheit: Martin Bürki (FDP), Referent; Albert Leiser (FDP) 
 
Die Minderheit schliesst sich neu dem Antrag der Mehrheit an. 
 
Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 118 gegen 0 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 
 
 
Änderungsantrag 10 zu Art. 19 Wohnsitzpflicht 
 
Die Mehrheit des Büros beantragt folgenden neuen Art. 19 lit. f oder g: 
[Die lit. werden gemäss Ratsbeschluss zu den Anträgen 9 und 10 angepasst.] 
Für die Wahl in folgende städtische Organe und Behörden ist der politische Wohnsitz in 
der Stadt erforderlich: 

[…] 

e. Kreiswahlbüros; 

f. Betreibungsbeamtinnen und -beamte (Stadtamtsfrauen und Stadtammänner). 
 
Die Minderheit des Büros beantragt Ablehnung des Änderungsantrags. 
 

Mehrheit: Guy Krayenbühl (GLP), Referent; Präsidentin Helen Glaser (SP), 1. Vizepräsident 
Mischa Schiwow (AL), 2. Vizepräsident Matthias Probst (Grüne), Roger Bartholdi 
(SVP), Marco Denoth (SP), Dr. Davy Graf (SP), Stephan Iten (SVP), Markus Kunz 
(Grüne), Mark Richli (SP), Michel Urben (SP) 

Minderheit: Martin Bürki (FDP), Referent; Albert Leiser (FDP) 
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Die Minderheit schliesst sich neu dem Antrag der Mehrheit an. 
 
Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 118 gegen 0 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 
 
 
Änderungsantrag 11 zu Art. 21 Urnenwahlen 
 
Das Büro beantragt folgenden neuen Art. 21 lit. e: 
 
Die Stimmberechtigen wählen auf die gesetzliche Amtsdauer:  

[…] 

d. die Friedensrichterinnen und -richter; 

e. die Betreibungsbeamtinnen und -beamte (Stadtamtsfrauen und Stadtammänner). 
 

Zustimmung: Martin Bürki (FDP), Referent; Präsidentin Helen Glaser (SP), 1. Vizepräsident Mischa 
Schiwow (AL), 2. Vizepräsident Matthias Probst (Grüne), Roger Bartholdi (SVP), 
Marco Denoth (SP), Dr. Davy Graf (SP), Stephan Iten (SVP), Guy Krayenbühl (GLP), 
Markus Kunz (Grüne), Albert Leiser (FDP), Mark Richli (SP), Michel Urben (SP) 

 
Der Rat stimmt dem Antrag des Büros mit 114 gegen 4 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 
 
 
Änderungsantrag 12 zu Art. 73 c. Angestellte 
 
Das Büro beantragt folgende Änderung von Art. 73: 
 
Der Stadtrat ernennt oder stellt an:  
[…] 
b. die Betreibungsbeamtinnen und -beamten (Stadtamtsfrauen und Stadtammänner); 
b. das übrige Personal der Stadtverwaltung, soweit nicht einem anderen Organ über-

tragen oder an eine untere Instanz delegiert. 
 

Zustimmung: Martin Bürki (FDP), Referent; Präsidentin Helen Glaser (SP), 1. Vizepräsident Mischa 
Schiwow (AL), 2. Vizepräsident Matthias Probst (Grüne), Roger Bartholdi (SVP), 
Marco Denoth (SP), Dr. Davy Graf (SP), Stephan Iten (SVP), Guy Krayenbühl (GLP), 
Markus Kunz (Grüne), Albert Leiser (FDP), Mark Richli (SP), Michel Urben (SP) 

 
Der Rat stimmt dem Antrag des Büros mit 115 gegen 4 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 
 
 
Änderungsantrag 13 zu Art. 115 Betreibungsbeamtinnen oder -beamte 
 
Die Mehrheit des Büros beantragt folgende Änderung von Art. 115: 
 
[…] 
2 Das Anstellungsverhältnis richtet sich nach den Bestimmungen des Personalrechts. 
Dem Stadtrat kommen die aufsichtsrechtlichen Befugnisse einer Anstellungsinstanz zu. 
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3 Bei Anordnungen der Betreibungsbeamtinnen und -beamten (Stadtamtsfrauen und 
Stadtammänner) in Anwendung des städtischen Personalrechts kann beim Stadtrat ein 
Begehren um Neubeurteilung gestellt werden. 
4 Das Amtslokal wird vom Stadtrat bestimmt. 
 
Die Minderheit des Büros beantragt Ablehnung des Änderungsantrags. 
 

Mehrheit: Martin Bürki (FDP), Referent; Präsidentin Helen Glaser (SP), 2. Vizepräsident 
Matthias Probst (Grüne), Marco Denoth (SP), Dr. Davy Graf (SP), Guy Krayenbühl 
(GLP), Markus Kunz (Grüne), Albert Leiser (FDP), Mark Richli (SP), Michel Urben (SP) 

Minderheit: Roger Bartholdi (SVP), Referent; 1. Vizepräsident Mischa Schiwow (AL), Stephan Iten 
(SVP) 

 
Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 92 gegen 26 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 
 
 
Änderungsantrag 14 zu Art. 25 b. Urheberschaft 
 
Das Büro beantragt folgende Änderung von Art. 25: 
 
[…] 
3 Bei Verfehlen des Unterstützungsquorums für die Volksinitiative gemäss Abs. 1 wird 
das Begehren als Einzelinitiative behandelt. 
 

Zustimmung: Mark Richli (SP), Referent; Präsidentin Helen Glaser (SP), 1. Vizepräsident Mischa 
Schiwow (AL), 2. Vizepräsident Matthias Probst (Grüne), Roger Bartholdi (SVP),  
Martin Bürki (FDP), Marco Denoth (SP), Dr. Davy Graf (SP), Stephan Iten (SVP),  
Guy Krayenbühl (GLP), Markus Kunz (Grüne), Albert Leiser (FDP), Michel Urben (SP) 

 
Der Rat stimmt dem Antrag des Büros mit 109 gegen 0 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 
 
 
Änderungsantrag 15 zu Art. 30 b. Ausschluss 
 
Das Büro beantragt folgende Änderung von Art. 30: 
 
Folgende Beschlüsse des Gemeinderats sind von der Volksabstimmung ausgenommen:  

[…] 
c. Genehmigung der Rechnungen und der Geschäftsberichte; 
d. die Bewilligung von Objektkrediten als Teil eines bewilligten Rahmenkredits; 
e. Vorfinanzierung von Investitionsvorhaben; 
f. Genehmigung von Behördenerlassen, Beschlüssen und Wahlakten; 

[…] 
 

Zustimmung: Mark Richli (SP), Referent; Präsidentin Helen Glaser (SP), 1. Vizepräsident Mischa 
Schiwow (AL), 2. Vizepräsident Matthias Probst (Grüne), Roger Bartholdi (SVP),  
Martin Bürki (FDP), Marco Denoth (SP), Dr. Davy Graf (SP), Stephan Iten (SVP),  
Guy Krayenbühl (GLP), Markus Kunz (Grüne), Albert Leiser (FDP), Michel Urben (SP) 
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Der Rat stimmt dem Antrag des Büros mit 111 gegen 0 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 
 
 
Änderungsantrag 16 zu Art. 37 Parlamentsdienste 
 
Das Büro beantragt folgende Änderung von Art. 37: 
 
1 Der Ratsbetrieb wird durch verwaltungsunabhängige Parlamentsdienste unterstützt. 

[…] 
 

Zustimmung: Mark Richli (SP), Referent; Präsidentin Helen Glaser (SP), 1. Vizepräsident Mischa 
Schiwow (AL), 2. Vizepräsident Matthias Probst (Grüne), Roger Bartholdi (SVP),  
Martin Bürki (FDP), Marco Denoth (SP), Dr. Davy Graf (SP), Stephan Iten (SVP),  
Guy Krayenbühl (GLP), Markus Kunz (Grüne), Albert Leiser (FDP), Michel Urben (SP) 

 
Der Rat stimmt dem Antrag des Büros mit 116 gegen 0 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 
 
 
Änderungsantrag 17 zu Art. 48 b. Lohnbestimmungen 
 
Das Büro beantragt folgende Änderung von Art. 48: 
 
Der Gemeinderat ist zuständig für die Festsetzung der Löhne: 

[…] 

d. der Ombudsperson; 

e. der oder des Datenschutzbeauftragten; 

f. der Friedensrichterinnen und -richter. 
 

Zustimmung: Mark Richli (SP), Referent; Präsidentin Helen Glaser (SP), 1. Vizepräsident Mischa 
Schiwow (AL), 2. Vizepräsident Matthias Probst (Grüne), Roger Bartholdi (SVP),  
Martin Bürki (FDP), Marco Denoth (SP), Dr. Davy Graf (SP), Stephan Iten (SVP),  
Guy Krayenbühl (GLP), Markus Kunz (Grüne), Albert Leiser (FDP), Michel Urben (SP) 

 
Der Rat stimmt dem Antrag des Büros mit 117 gegen 0 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 
 
 
Änderungsantrag 18 zu Art. 75 Antragstellung und Geschäftsvorbereitung 
 
Das Büro beantragt folgende Änderung von Art. 75: 
 
1 Dem Stadtrat stehen zu:  

[…] 
c. die Ausarbeitung der Abstimmungserläuterungen Weisung an die Stimmberechtig-

ten, sofern der Gemeinderat nichts anderes beschliesst. 

[…] 
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Zustimmung: Mark Richli (SP), Referent; Präsidentin Helen Glaser (SP), 1. Vizepräsident Mischa 

Schiwow (AL), 2. Vizepräsident Matthias Probst (Grüne), Roger Bartholdi (SVP),  
Martin Bürki (FDP), Marco Denoth (SP), Dr. Davy Graf (SP), Stephan Iten (SVP),  
Guy Krayenbühl (GLP), Markus Kunz (Grüne), Albert Leiser (FDP), Michel Urben (SP) 

 
Der Rat stimmt dem Antrag des Büros mit 115 gegen 0 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 
 
 
Änderungsantrag 19 zu Art. 79 Verwaltungszuständigkeiten 
 
Das Büro beantragt folgende Änderung von Art. 79: 
 
Der Stadtrat kann folgende seiner Verwaltungsbefugnisse nicht an untere Instanzen 
übertragen: 
 
[…] 
c. die Beschlussfassung über Anschluss- und Zusammenarbeitsverträge gemäss sei-

ner Befugnis zur Bewilligung neuer Ausgaben, sofern die Gemeinde Stadt keine ho-
heitlichen Befugnisse abgibt; 

[…] 
 

Zustimmung: Mark Richli (SP), Referent; Präsidentin Helen Glaser (SP), 1. Vizepräsident Mischa 
Schiwow (AL), 2. Vizepräsident Matthias Probst (Grüne), Roger Bartholdi (SVP),  
Martin Bürki (FDP), Marco Denoth (SP), Dr. Davy Graf (SP), Stephan Iten (SVP),  
Guy Krayenbühl (GLP), Markus Kunz (Grüne), Albert Leiser (FDP), Michel Urben (SP) 

 
Der Rat stimmt dem Antrag des Büros mit 118 gegen 0 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 
 
 
Änderungsantrag 20 zu Art. 83 Schulbereiche 
 
Das Büro beantragt folgende Änderung von Art. 83: 
 
Das Schulwesen umfasst folgende Bereiche: 

[…] 
b. Einrichtungen zur freiwilligen Betreuung von Schülerinnen und Schülern der Volks-

schule, deren Inanspruchnahme freiwillig ist; 

[…] 
 

Zustimmung: Mark Richli (SP), Referent; Präsidentin Helen Glaser (SP), 1. Vizepräsident Mischa 
Schiwow (AL), 2. Vizepräsident Matthias Probst (Grüne), Roger Bartholdi (SVP),  
Martin Bürki (FDP), Marco Denoth (SP), Dr. Davy Graf (SP), Stephan Iten (SVP),  
Guy Krayenbühl (GLP), Markus Kunz (Grüne), Albert Leiser (FDP), Michel Urben (SP) 

 
Der Rat stimmt dem Antrag des Büros mit 116 gegen 0 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 
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Änderungsantrag 21 zu Art. 93 Antragstellung 
 
Das Büro beantragt folgende Änderung von Art. 93: 
 
1 Die Schulpflege stellt dem Stadtrat Antrag über:  

[…] 
b. Beschlüsse über neue Ausgaben, die die Zuständigkeit der Schulpflege überstei-

gen;  
c. Bau, Erwerb und Abtretung von Schulbauten und -anlagen sowie gesamtstädtische 

Schulraumplanung; 
d. Schaffung neuer Stellen für den Schulbetrieb; 
e. Berichte, Anträge und Antworten zu Initiativen und Vorstössen im Gemeinderat; 
f. Erlass von Vorschriften über das Volksschul- und Betreuungswesen, die in die  

Zuständigkeit des Gemeinderats oder des Stadtrats fallen, insbesondere der Vor-
schriften über die Anstellung und Löhne der Lehrpersonen sowie die Erhebung von 
Gebühren wie Schul- und Kursgelder. 

[…] 
 

Zustimmung: Mark Richli (SP), Referent; Präsidentin Helen Glaser (SP), 1. Vizepräsident Mischa 
Schiwow (AL), 2. Vizepräsident Matthias Probst (Grüne), Roger Bartholdi (SVP),  
Martin Bürki (FDP), Marco Denoth (SP), Dr. Davy Graf (SP), Stephan Iten (SVP),  
Guy Krayenbühl (GLP), Markus Kunz (Grüne), Albert Leiser (FDP), Michel Urben (SP) 

 
Der Rat stimmt dem Antrag des Büros mit 116 gegen 0 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 
 
 
Änderungsantrag 22 zu Art. 95 Aufgaben: a. Gesamtbehörden 
 
Das Büro beantragt folgende Änderung von Art. 95: 
 
[…] 
2 Ihnen obliegt im Rahmen des übergeordneten Rechts und nach Massgabe der Vor-
schriften des Gemeinderats insbesondere:  

[…] 
b. die Beurteilung der Schulleitungen und Lehrpersonen; 

[…] 
 

Zustimmung: Mark Richli (SP), Referent; Präsidentin Helen Glaser (SP), 1. Vizepräsident Mischa 
Schiwow (AL), 2. Vizepräsident Matthias Probst (Grüne), Roger Bartholdi (SVP),  
Martin Bürki (FDP), Marco Denoth (SP), Dr. Davy Graf (SP), Stephan Iten (SVP),  
Guy Krayenbühl (GLP), Markus Kunz (Grüne), Albert Leiser (FDP), Michel Urben (SP) 

 
Der Rat stimmt dem Antrag des Büros mit 116 gegen 0 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 
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Änderungsantrag 23 zu Art. 103 Antragstellung 
 
Das Büro beantragt folgende Änderung von Art. 103: 
 
1 Die Schulkommissionen stellen dem Stadtrat Antrag über:  

[…] 
b. Beschlüsse über neue Ausgaben, die die Zuständigkeit der Schulkommissionen 

übersteigen; 
c. Bau, Erwerb und Abtretung von Schulbauten und -anlagen; 
d. Schaffung neuer Stellen für Lehrpersonen; 
e. Berichte, Anträge und Antworten zu Initiativen und Vorstössen im Gemeinderat; 
f. Erlass von Vorschriften, die in die Zuständigkeit des Gemeinderats oder des Stadt-

rats fallen, insbesondere über die Anstellung und Löhne der Lehrpersonen sowie  
die Erhebung von Gebühren wie Schul- und Kursgeldern. 

[…] 
 

Zustimmung: Mark Richli (SP), Referent; Präsidentin Helen Glaser (SP), 1. Vizepräsident Mischa 
Schiwow (AL), 2. Vizepräsident Matthias Probst (Grüne), Roger Bartholdi (SVP),  
Martin Bürki (FDP), Marco Denoth (SP), Dr. Davy Graf (SP), Stephan Iten (SVP),  
Guy Krayenbühl (GLP), Markus Kunz (Grüne), Albert Leiser (FDP), Michel Urben (SP) 

 
Der Rat stimmt dem Antrag des Büros mit 118 gegen 0 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 
 
 
Änderungsantrag 24 zu Art. 112 Aufgabe 
 
Das Büro beantragt folgende Änderung von Art. 112: 
 
1 Die Finanzkontrolle prüft den Finanzhaushalt der Stadt und erstattet Stadtrat, Gemein-
derat und Bezirksrat darüber Bericht. 

[…] 
 

Zustimmung: Mark Richli (SP), Referent; Präsidentin Helen Glaser (SP), 2. Vizepräsident Matthias 
Probst (Grüne), Roger Bartholdi (SVP), Martin Bürki (FDP), Marco Denoth (SP),  
Dr. Davy Graf (SP), Stephan Iten (SVP), Guy Krayenbühl (GLP), Markus Kunz 
(Grüne), Albert Leiser (FDP), Michel Urben (SP) 

Enthaltung: 1. Vizepräsident Mischa Schiwow (AL) 
 
Der Rat stimmt dem Antrag des Büros mit 110 gegen 0 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 
 
 
Änderungsantrag 25 zu Art. 27 Obligatorisches Referendum: a. Allgemeine Zuständig-
keiten 
 
Die Mehrheit des Büros beantragt folgende Änderung von Art. 27: 
 
Die Stimmberechtigten entscheiden über: 

[…] 
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b. Ausgliederungen von erheblicher Bedeutung, insbesondere, wenn städtische Kern-
aufgaben betroffen sind oder Vermögenswerte von mehr als Fr. 20 000 000.– über-
tragen werden; 

[…] 
 
Die Minderheit des Büros beantragt folgende Änderung von Art. 27: 
 
Die Stimmberechtigten entscheiden über: 

[…] 
b. Ausgliederungen von erheblicher Bedeutung, wobei die Bedeutung insbesondere 

dann erheblich ist, wenn städtische Kernaufgaben betroffen sind; 

[…] 
 

Mehrheit: Roger Bartholdi (SVP), Referent; 2. Vizepräsident Matthias Probst (Grüne), Martin 
Bürki (FDP), Stephan Iten (SVP), Guy Krayenbühl (GLP), Markus Kunz (Grüne),  
Albert Leiser (FDP) 

Minderheit: 1. Vizepräsident Mischa Schiwow (AL), Referent; Präsidentin Helen Glaser (SP), 
Marco Denoth (SP), Dr. Davy Graf (SP), Mark Richli (SP), Michel Urben (SP) 

 
Namens des Stadtrats nimmt der Vorsteher des Finanzdepartements Stellung. 
 
Abstimmung gemäss Art. 36 GeschO GR (gleichgeordnete Anträge): 
 
Antrag Stadtrat      0 Stimmen 
 
Antrag Mehrheit    69 Stimmen 
 
Antrag Minderheit    53 Stimmen 
 
Total 122 Stimmen 
 
= absolutes Mehr   62 Stimmen 
 
Damit ist dem Antrag der Mehrheit zugestimmt. 
 
 
Änderungsantrag 26 zu Art. 50 Verwaltungszuständigkeiten 
 
Die Mehrheit des Büros beantragt folgende Änderung von Art. 50: 
 
Der Gemeinderat ist zuständig für: 

[…] 
f. Ausgliederungen, die nicht dem obligatorischen Referendum unterstehen von nicht 

erheblicher Bedeutung, insbesondere solche, die nicht von grosser politischer oder 
finanzieller Tragweite sind; 

[…] 

 
Die Minderheit 1 des Büros beantragt folgende Änderung von Art. 50: 
 
Der Gemeinderat ist zuständig für: 
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[…] 
f. Ausgliederungen von nicht weniger erheblicher Bedeutung, insbesondere, wenn frei-

willige Aufgaben der Stadt betroffen sind oder Vermögenswerte von mehr als 
Fr. 2 000 000.– bis Fr. 20 000 000.– übertragen werden; solche, die nicht von gros-
ser politischer oder finanzieller Tragweite sind; 

[…] 

Die Minderheit 2 des Büros beantragt folgende Änderung von Art. 50: 
 
Der Gemeinderat ist zuständig für: 

[…] 
f. Ausgliederungen von nicht weniger erheblicher Bedeutung, insbesondere, wenn frei-

willige Aufgaben der Stadt betroffen sind oder Vermögenswerte von mehr als 
Fr. 50 000.– bis Fr. 20 000 000.– übertragen werden; solche, die nicht von grosser 
politischer oder finanzieller Tragweite sind; 

[…] 
 

Mehrheit: Mark Richli (SP), Referent; Präsidentin Helen Glaser (SP), 2. Vizepräsident Matthias 
Probst (Grüne), Marco Denoth (SP), Dr. Davy Graf (SP), Markus Kunz (Grüne), Michel 
Urben (SP) 

Minderheit 1: Roger Bartholdi (SVP), Referent; Martin Bürki (FDP), Stephan Iten (SVP), Guy 
Krayenbühl (GLP), Albert Leiser (FDP) 

Minderheit 2: 1. Vizepräsident Mischa Schiwow (AL), Referent 
 
Abstimmung gemäss Art. 36 GeschO GR (gleichgeordnete Anträge): 
 
Antrag Stadtrat      0 Stimmen 
 
Antrag Mehrheit    62 Stimmen 
 
Antrag Minderheit 1    51 Stimmen 
 
Antrag Minderheit 2      9 Stimmen 
 
Total 122 Stimmen 
 
= absolutes Mehr   62 Stimmen 
 
Damit ist dem Antrag der Mehrheit zugestimmt. 
 
 
Änderungsantrag 27 zu Art. 28 b. Ausgaben 
 
Die Mehrheit des Büros beantragt Ablehnung des nachfolgenden Änderungsantrags. 
 
Die Minderheit des Büros beantragt folgende Änderung von Art. 28: 
 
1 Die Stimmberechtigten entscheiden über:  

[…] 
b. neue wiederkehrende Ausgaben von jährlich mehr als Fr. 2 000 000.—

Fr. 1 000 000.– für einen bestimmten Zweck; 
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[…] 
 

Mehrheit: Marco Denoth (SP), Referent; Präsidentin Helen Glaser (SP), 1. Vizepräsident  
Mischa Schiwow (AL), 2. Vizepräsident Matthias Probst (Grüne), Dr. Davy Graf (SP), 
Guy Krayenbühl (GLP), Markus Kunz (Grüne), Mark Richli (SP), Michel Urben (SP) 

Minderheit: Martin Bürki (FDP), Referent; Roger Bartholdi (SVP), Stephan Iten (SVP), Albert  
Leiser (FDP) 

 
Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 78 gegen 38 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 
 
 
Änderungsantrag 28 zu Art. 28 b. Ausgaben 
 
Die Mehrheit des Büros beantragt folgende Änderung von Art. 28: 
 
1 Die Stimmberechtigten entscheiden über:  

[…] 
d. neue wiederkehrende Ausgaben von jährlich mehr als Fr. 4 000 000.—

Fr. 2 000 000.– für Miet-, Pacht- und Baurechtszinsen für ein und dieselbe Liegen-
schaft; 

[…] 
 
Die Minderheit des Büros beantragt folgende Änderung von Art. 28: 
 
1 Die Stimmberechtigten entscheiden über:  

[…] 
d. neue wiederkehrende Ausgaben von jährlich mehr als Fr. 4 000 000.—

Fr. 1 000 000.– für Miet-, Pacht- und Baurechtszinsen für ein und dieselbe Liegen-
schaft; 

[…] 
 

Mehrheit: Marco Denoth (SP), Referent; Präsidentin Helen Glaser (SP), 1. Vizepräsident  
Mischa Schiwow (AL), 2. Vizepräsident Matthias Probst (Grüne), Dr. Davy Graf (SP),  
Guy Krayenbühl (GLP), Markus Kunz (Grüne), Mark Richli (SP), Michel Urben (SP)  

Minderheit: Martin Bürki (FDP), Referent; Roger Bartholdi (SVP), Stephan Iten (SVP), Albert  
Leiser (FDP) 

 
Abstimmung gemäss Art. 36 GeschO GR (gleichgeordnete Anträge): 
 
Antrag Stadtrat      4 Stimmen 
 
Antrag Mehrheit    80 Stimmen 
 
Antrag Minderheit    36 Stimmen 
 
Total 120 Stimmen 
 
= absolutes Mehr   61 Stimmen 
 
Damit ist dem Antrag der Mehrheit zugestimmt. 
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Änderungsantrag 29 zu Art. 28 b. Ausgaben 
 
Die Mehrheit des Büros beantragt folgende Änderung von Art. 28: 
 
[…] 
2 Die Erhöhung einer von den Stimmberechtigten beschlossenen Ausgabe ohne Ände-
rung des Zwecks untersteht lediglich dem fakultativen Referendum, sofern sie unter den 
Beträgen nach Abs. 1 liegt. 
 
Die Minderheit des Büros beantragt folgende Änderung von Art. 28: 
 
[…] 
2 Die Erhöhung einer von den Stimmberechtigten beschlossenen Ausgabe ohne Ände-
rung des Zwecks untersteht lediglich dem fakultativen Referendum. 
 

Mehrheit: Marco Denoth (SP), Referent; Präsidentin Helen Glaser (SP), 2. Vizepräsident 
Matthias Probst (Grüne), Martin Bürki (FDP), Dr. Davy Graf (SP), Guy Krayenbühl 
(GLP), Markus Kunz (Grüne), Albert Leiser (FDP), Mark Richli (SP), Michel Urben (SP) 

Minderheit: Roger Bartholdi (SVP), Referent; Stephan Iten (SVP) 
Enthaltung: 1. Vizepräsident Mischa Schiwow (AL) 

 
Abstimmung gemäss Art. 36 GeschO GR (gleichgeordnete Anträge): 
 
Antrag Stadtrat      0 Stimmen 
 
Antrag Mehrheit  105 Stimmen 
 
Antrag Minderheit    17 Stimmen 
 
Total 122 Stimmen 
 
= absolutes Mehr   62 Stimmen 
 
Damit ist dem Antrag der Mehrheit zugestimmt. 
 
 
Änderungsantrag 30 zu Art. 52 b. Ausgaben 
 
Die Mehrheit des Büros beantragt folgende Änderung von Art. 52: 
 
Der Gemeinderat beschliesst über:  

[…] 
b. neue wiederkehrende Ausgaben von jährlich mehr als Fr. 200 000.– bis 

Fr. 2 000 000.–Fr. 100 000.– bis Fr. 2 000 000.– für einen bestimmten Zweck;  

[…] 
d. neue wiederkehrende Ausgaben von jährlich über Fr. 400 000.– bis Fr. 4 000 000.–

Fr. 200 000.– bis Fr. 2 000 000.– für Miet-, Pacht- und Baurechtszinsen für ein und 
dieselbe Liegenschaft; 

[…] 
 

3203–3203  

  



  

 

 2511 

115. Sitzung vom 18. November 2020 

 
Die Minderheit des Büros beantragt folgende Änderung von Art. 52: 
 
Der Gemeinderat beschliesst über:  

[…] 
b. neue wiederkehrende Ausgaben von jährlich mehr als Fr. 200 000.– bis 

Fr. 2 000 000.–Fr. 50 000.– bis Fr. 1 000 000.– für einen bestimmten Zweck;  

[…] 
d. neue wiederkehrende Ausgaben von jährlich über Fr. 400 000.– bis Fr. 4 000 000.–

Fr. 200 000.– bis Fr. 1 000 000.– für Miet-, Pacht- und Baurechtszinsen für ein und 
dieselbe Liegenschaft; 

[…] 
 

Mehrheit:  Marco Denoth (SP), Referent; Präsidentin Helen Glaser (SP), 1. Vizepräsident Mischa 
Schiwow (AL), 2. Vizepräsident Matthias Probst (Grüne), Dr. Davy Graf (SP), Guy 
Krayenbühl (GLP), Markus Kunz (Grüne), Mark Richli (SP), Michel Urben (SP) 

Minderheit: Martin Bürki (FDP), Referent; Roger Bartholdi (SVP), Stephan Iten (SVP), Albert  
Leiser (FDP) 

 
Abstimmung gemäss Art. 36 GeschO GR (gleichgeordnete Anträge): 
 
Antrag Stadtrat      4 Stimmen 
 
Antrag Mehrheit    77 Stimmen 
 
Antrag Minderheit    38 Stimmen 
 
Total 119 Stimmen 
 
= absolutes Mehr   60 Stimmen 
 
Damit ist dem Antrag der Mehrheit zugestimmt. 
 
 
Änderungsantrag 31 zu Art. 52 b. Ausgaben 
 
Die Mehrheit des Büros beantragt Ablehnung des nachfolgenden Änderungsantrags. 
 
Die Minderheit des Büros beantragt folgende Änderung von Art. 52: 
 
Der Gemeinderat beschliesst über:  

[…] 
e. Schenkungen im Wert von mehr als Fr. 100 000.– bis Fr. 1 000 000.– bis 

Fr. 20 000.–. 
 

Mehrheit: Marco Denoth (SP), Referent; Präsidentin Helen Glaser (SP), 1. Vizepräsident Mischa 
Schiwow (AL), 2. Vizepräsident Matthias Probst (Grüne), Martin Bürki (FDP), Dr. Davy 
Graf (SP), Guy Krayenbühl (GLP), Markus Kunz (Grüne), Albert Leiser (FDP), Mark 
Richli (SP), Michel Urben (SP) 

Minderheit: Roger Bartholdi (SVP), Referent; Stephan Iten (SVP) 
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Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 101 gegen 21 Stimmen (bei 0 Enthaltun-
gen) zu. 
 
 
Änderungsantrag 32 zu Art. 30 b. Ausschluss 
 
Die Mehrheit des Büros beantragt folgenden neuen Art. 30 lit. e: 
[Die bisherigen lit. werden angepasst.] 
 
Folgende Beschlüsse des Gemeinderats sind von der Volksabstimmung ausgenommen:  

[…] 
e. die Bewilligung von Informatikausgaben; 

[…] 
 
Die Minderheit des Büros beantragt Ablehnung des Änderungsantrags. 
 

Mehrheit: Guy Krayenbühl (GLP), Referent; Präsidentin Helen Glaser (SP), 1. Vizepräsident 
Mischa Schiwow (AL), 2. Vizepräsident Matthias Probst (Grüne), Marco Denoth (SP), 
Dr. Davy Graf (SP), Markus Kunz (Grüne), Mark Richli (SP), Michel Urben (SP) 

Minderheit: Martin Bürki (FDP), Referent; Roger Bartholdi (SVP), Stephan Iten (SVP), Albert  
Leiser (FDP) 

 
Namens des Stadtrats nimmt der Vorsteher des Finanzdepartements Stellung. 
 
Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 78 gegen 41 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 
 
 
Änderungsantrag 33 zu Art. 52 b. Ausgaben 
 
Die Mehrheit des Büros beantragt folgenden neuen Art. 52 lit. b: 
[Die bisherigen lit. werden angepasst.] 
 
Der Gemeinderat beschliesst über:  
a. neue einmalige Ausgaben von mehr als Fr. 2 000 000.– bis Fr. 20 000 000.– für  

einen bestimmten Zweck;  
b. neue einmalige Informatikausgaben von mehr als Fr. 2 000 000.–; 

[…] 
 
Die Minderheit 1 des Büros beantragt folgenden neuen Art. 52 lit. b: 
[Die bisherigen lit. werden angepasst.] 
 
Der Gemeinderat beschliesst über:  
a. neue einmalige Ausgaben von mehr als Fr. 2 000 000.– bis Fr. 20 000 000.– für  

einen bestimmten Zweck;  
b. neue einmalige Informatikausgaben von mehr als Fr. 2 000 000.– bis 

Fr. 20 000 000.–; 

[…] 
 
Die Minderheit 2 des Büros beantragt Ablehnung der Änderungsanträge. 
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Mehrheit: Guy Krayenbühl (GLP), Referent; Präsidentin Helen Glaser (SP), 1. Vizepräsident 

Mischa Schiwow (AL), 2. Vizepräsident Matthias Probst (Grüne), Marco Denoth (SP), 
Dr. Davy Graf (SP), Markus Kunz (Grüne), Mark Richli (SP), Michel Urben (SP) 

Minderheit 1: Stephan Iten (SVP), Referent; Roger Bartholdi (SVP) 
Minderheit 2: Martin Bürki (FDP), Referent; Albert Leiser (FDP) 

 
Abstimmung gemäss Art. 36 GeschO GR (gleichgeordnete Anträge): 
 
Antrag Mehrheit    79 Stimmen 
 
Antrag Minderheit 1    17 Stimmen 
 
Antrag Stadtrat/Minderheit 2    25 Stimmen 
 
Total 121 Stimmen 
 
= absolutes Mehr   61 Stimmen 
 
Damit ist dem Antrag der Mehrheit zugestimmt. 
 
 
Änderungsantrag 34 zu Art. 81 b. Informatik-Ausgaben 
 
Die Mehrheit des Büros beantragt folgende Änderung von Art. 81: 
 
Der Stadtrat ist für die Bewilligung der sämtlicher Informatikausgaben zuständig. Die Zu-
ständigkeit für neue einmalige Ausgaben richtet sich nach Art. 52 lit. b. 
 
Die Minderheit des Büros beantragt Ablehnung des Änderungsantrags. 
 

Mehrheit: Guy Krayenbühl (GLP), Referent; Präsidentin Helen Glaser (SP), 1. Vizepräsident 
Mischa Schiwow (AL), 2. Vizepräsident Matthias Probst (Grüne), Roger Bartholdi 
(SVP), Marco Denoth (SP), Dr. Davy Graf (SP), Stephan Iten (SVP), Markus Kunz 
(Grüne), Mark Richli (SP), Michel Urben (SP) 

Minderheit: Martin Bürki (FDP), Referent; Albert Leiser (FDP) 
 
Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 95 gegen 25 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 
 
 
Änderungsantrag 35 zu Art. 36 Interessensbindungen 
 
Die Mehrheit des Büros beantragt folgenden neuen Art. 36 Abs. 2: 
[Die bisherige Bestimmung wird zu Abs. 1.] 
 
2 Der Organisationserlass regelt die Einzelheiten, insbesondere Form und Gegenstand 
der Offenlegung. 
 
Die Minderheit des Büros beantragt folgende Änderung von Art. 36: 
 
Die Mitglieder des Gemeinderats legen ihre Interessensbindungen offen. Das Amtsge-
heimnis und das Berufsgeheimnis bleiben vorbehalten. 
1 Beim Eintritt in den Gemeinderat unterrichtet jedes Mitglied das Büro schriftlich über 
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a. seine beruflichen Tätigkeiten;  
b. die Tätigkeiten in Führungs- und Aufsichtsgremien kommunaler, kantonaler, 

schweizerischer und ausländischer Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen und privaten Rechts;  

c. dauernde Leitungs- und Beratungsfunktionen für kommunal, kantonal, national oder 
international tätige Interessengruppen;  

d. die Mitwirkung in Kommissionen und anderen Organen des Bundes, des Kantons 
und der Gemeinden.  

2 Änderungen sind jeweils laufend anzugeben.  
3 Das Berufsgeheimnis bleibt vorbehalten.  
4 Die Kanzlei des Gemeinderates erstellt ein Register über die Angaben der Ratsmitglie-
der; dieses wird publiziert.  
5 Das Ratsbüro wacht über die Einhaltung der Offenlegungspflichten.  
 

Mehrheit: Mark Richli (SP), Referent; Präsidentin Helen Glaser (SP), 1. Vizepräsident Mischa 
Schiwow (AL), 2. Vizepräsident Matthias Probst (Grüne), Marco Denoth (SP), Dr. Davy 
Graf (SP), Guy Krayenbühl (GLP), Markus Kunz (Grüne), Michel Urben (SP) 

Minderheit: Martin Bürki (FDP), Referent; Roger Bartholdi (SVP), Stephan Iten (SVP), Albert  
Leiser (FDP) 

 
Abstimmung gemäss Art. 36 GeschO GR (gleichgeordnete Anträge): 
 
Antrag Stadtrat      0 Stimmen 
 
Antrag Mehrheit    78 Stimmen 
 
Antrag Minderheit    41 Stimmen 
 
Total 119 Stimmen 
 
= absolutes Mehr   60 Stimmen 
 
Damit ist dem Antrag der Mehrheit zugestimmt. 
 
 
Änderungsantrag 36 zu Art. 58 Interessenbindungen 
 
Das Büro beantragt folgende Änderung von Art. 58: 
 
1 Die Mitglieder der Behörden legen ihre Interessenbindungen offen. Insbesondere ge-
ben sie Auskunft über: 
a. ihre beruflichen Tätigkeiten; 
b. ihre Mitgliedschaften in Organen und Behörden der Gemeinden, des Kantons und 

des Bundes; 
c. ihre Organstellungen in und ihre wesentlichen Beteiligungen an Organisationen des 

privaten Rechts. 
2 Der jeweilige Organisationserlass regelt die Einzelheiten, insbesondere die Art der 
Veröffentlichung und die regelmässige Aktualisierung der Angaben. 
3 SieDie Mitglieder der Behörden üben ihr Amt ohne Instruktionen aus. 
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Zustimmung: Mark Richli (SP), Referent; Präsidentin Helen Glaser (SP), 1. Vizepräsident Mischa 

Schiwow (AL), 2. Vizepräsident Matthias Probst (Grüne), Roger Bartholdi (SVP),  
Martin Bürki (FDP), Marco Denoth (SP), Dr. Davy Graf (SP), Stephan Iten (SVP),  
Guy Krayenbühl (GLP), Markus Kunz (Grüne), Albert Leiser (FDP), Michel Urben (SP) 

 
Der Rat stimmt dem Antrag des Büros mit 114 gegen 0 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 
 
 
Änderungsantrag 37 zu Art. 38 Sitzungen: a. Grundsätze 
 
Das Büro beantragt folgende Änderung von Art. 38: 
 
[…] 
2 Der Stadtrat oder zwanzig Mitglieder des Gemeinderats können schriftlich die Einberu-
fung einer Sitzung verlangen beantragen. 

[…] 
 

Zustimmung: Mark Richli (SP), Referent; Präsidentin Helen Glaser (SP), 1. Vizepräsident Mischa 
Schiwow (AL), 2. Vizepräsident Matthias Probst (Grüne), Roger Bartholdi (SVP),  
Martin Bürki (FDP), Marco Denoth (SP), Dr. Davy Graf (SP), Stephan Iten (SVP),  
Guy Krayenbühl (GLP), Markus Kunz (Grüne), Albert Leiser (FDP), Michel Urben (SP) 

 
Der Rat stimmt dem Antrag des Büros mit 111 gegen 0 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 
 
 
Änderungsantrag 38 zu Art. 41 Informationsrechte: a. Aktenherausgabe 
 
Das Büro beantragt folgende Änderung von Art. 41: 
 
1 Der Stadtrat hat gibt der Rechnungsprüfungskommission und der Geschäftsprüfungs-
kommission alle für ihre Prüfung erforderlichen Unterlagen herauszugeben. 

[…] 
3 Der Stadtrat reicht beim Bezirksrat ohne Verzug ein Gesuch um Entbindung vom 
Amtsgeheimnis ein, wenn Schränkt der Stadtrat die Herausgabe von Unterlagen und die 
Erteilung von Auskünften ein und hält die Rechnungsprüfungs- oder die Geschäftsprü-
fungskommission nach Anhörung des Stadtrats und sorgfältiger Abwägung der in Frage 
stehenden Interessen an ihrem Begehren auf Herausgabe der Unterlagen festhält, so 
reicht der Stadtrat beim Bezirksrat ohne Verzug ein Gesuch um Entbindung vom Amts-
geheimnis ein. Bei Genehmigung des Gesuchs stellt er die Akten unverzüglich zur Ver-
fügung sind die Akten sofort herauszugeben. 
 

Zustimmung: Mark Richli (SP), Referent; Präsidentin Helen Glaser (SP), 1. Vizepräsident Mischa 
Schiwow (AL), 2. Vizepräsident Matthias Probst (Grüne), Roger Bartholdi (SVP),  
Martin Bürki (FDP), Marco Denoth (SP), Dr. Davy Graf (SP), Stephan Iten (SVP),  
Guy Krayenbühl (GLP), Markus Kunz (Grüne), Albert Leiser (FDP), Michel Urben (SP) 

 
Der Rat stimmt dem Antrag des Büros mit 107 gegen 0 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 
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Änderungsantrag 39 zu Art. 45 Beschlussfassung 
 
Das Büro beantragt folgende Änderung von Art. 45: 
 
Art. 45 Beschlussfassung Antragsstellung 
 

Zustimmung: Mark Richli (SP), Referent; Präsidentin Helen Glaser (SP), 1. Vizepräsident Mischa 
Schiwow (AL), 2. Vizepräsident Matthias Probst (Grüne), Roger Bartholdi (SVP),  
Martin Bürki (FDP), Marco Denoth (SP), Dr. Davy Graf (SP), Stephan Iten (SVP),  
Guy Krayenbühl (GLP), Markus Kunz (Grüne), Albert Leiser (FDP), Michel Urben (SP) 

 
Der Rat stimmt dem Antrag des Büros mit 114 gegen 0 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 
 
 
Änderungsantrag 40 zu Art. 45 Beschlussfassung 
 
Das Büro beantragt folgende Änderung von Art. 45: 
 
1 Der Gemeinderat beschliesst auf schriftlichen, begründeten Antrag des Stadtrats. Der 
Gemeinderat beschliesst, wenn es sich nicht um seinen Organisationserlass oder eine 
parlamentarische Initiative handelt, auf schriftlichen, begründeten Antrag des Stadtrats. 
2 Handelt es sich um seine Organisation oder um eine parlamentarische Initiative oder 
einen Beschlussantrag, so beschliesst er auf eigenen Antrag oder auf Antrag einer sei-
ner Kommissionen. 
 

Zustimmung: Mark Richli (SP), Referent; Präsidentin Helen Glaser (SP), 1. Vizepräsident Mischa 
Schiwow (AL), 2. Vizepräsident Matthias Probst (Grüne), Roger Bartholdi (SVP),  
Martin Bürki (FDP), Marco Denoth (SP), Dr. Davy Graf (SP), Stephan Iten (SVP),  
Guy Krayenbühl (GLP), Markus Kunz (Grüne), Albert Leiser (FDP), Michel Urben (SP) 

 
Der Rat stimmt dem Antrag des Büros mit 116 gegen 0 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 
 
 
Änderungsantrag 41 zu Art. 38 Sitzungen: a. Grundsätze 
 
Die Mehrheit des Büros beantragt folgenden neuen Art. 38 Abs. 4: 
 
4 Der Gemeinderat erlässt eine gesetzliche Grundlage für ein virtuelles Parlament in 
ausserordentlichen Lagen. 
 
Die Minderheit des Büros beantragt folgenden neuen Art. 38 Abs. 4: 
 
4 Der Gemeinderat erlässt auf Basis bundes- und kantonalrechtlicher Vorgaben eine  
gesetzliche Grundlage für ein virtuelles Parlament in ausserordentlichen Lagen. 
 

Mehrheit: Marco Denoth (SP), Referent; Präsidentin Helen Glaser (SP), 1. Vizepräsident Mischa 
Schiwow (AL), 2. Vizepräsident Matthias Probst (Grüne), Martin Bürki (FDP), Dr. Davy 
Graf (SP), Guy Krayenbühl (GLP), Markus Kunz (Grüne) Albert Leiser (FDP), Mark 
Richli (SP), Michel Urben (SP) 

Minderheit: Roger Bartholdi (SVP), Referent 
Abwesend: Stephan Iten (SVP) 
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Abstimmung gemäss Art. 36 GeschO GR (gleichgeordnete Anträge): 
 
Antrag Stadtrat      0 Stimmen 
 
Antrag Mehrheit  100 Stimmen 
 
Antrag Minderheit    15 Stimmen 
 
Total 115 Stimmen 
 
= absolutes Mehr   58 Stimmen 
 
Damit ist dem Antrag der Mehrheit zugestimmt. 
 
 
Änderungsantrag 42 zu Art. 40 Kommissionen 
 
Die Mehrheit des Büros beantragt Ablehnung des nachfolgenden Änderungsantrags. 
 
Die Minderheit des Büros beantragt folgende Änderung von Art. 40: 
 
Die Kommissionen des Gemeinderats sind: 
a. die Geschäftsleitung das Büro; 

[…] 
 

Mehrheit: Roger Bartholdi (SVP), Referent; Präsidentin Helen Glaser (SP), 2. Vizepräsident 
Matthias Probst (Grüne), Marco Denoth (SP), Dr. Davy Graf (SP), Stephan Iten (SVP), 
Guy Krayenbühl (GLP), Markus Kunz (Grüne), Mark Richli (SP), Michel Urben (SP) 

Minderheit: Martin Bürki (FDP), Referent; 1. Vizepräsident Mischa Schiwow (AL), Albert Leiser 
(FDP) 

 
Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 77 gegen 35 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 
 
 
Änderungsantrag 43 zu Art. 43 c. Untersuchungskommission 
 
Die Mehrheit des Büros beantragt Ablehnung des nachfolgenden Änderungsantrags. 
 
Die Minderheit des Büros beantragt folgenden neuen Art. 43 Abs. 2: 
[Die bisherige Bestimmung wird zu Abs. 1.] 
 
2 Die Behörden und die Finanzkontrolle stellen der Untersuchungskommission alle für 
die Abklärung der Untersuchungsgegenstände erforderlichen Akten zur Verfügung; äus-
sern sie Bedenken gegen die Herausgabe einzelner Aktenstücke, entscheidet die Unter-
suchungskommission. 
 

Mehrheit: Martin Bürki (FDP), Referent; Präsidentin Helen Glaser (SP), 2. Vizepräsident Matthias 
Probst (Grüne), Marco Denoth (SP), Dr. Davy Graf (SP), Guy Krayenbühl (GLP),  
Markus Kunz (Grüne), Albert Leiser (FDP), Mark Richli (SP), Michel Urben (SP) 

Minderheit: 1. Vizepräsident Mischa Schiwow (AL), Referent; Roger Bartholdi (SVP), Stephan  
Iten (SVP) 
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Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 85 gegen 28 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 
 
 
Änderungsantrag 44 zu Art. 46 Wahlen 
 
Die Mehrheit des Büros beantragt Ablehnung des nachfolgenden Änderungsantrags. 
 
Die Minderheit des Büros beantragt folgenden neuen Art. 46 lit. g: 
 
Der Gemeinderat wählt: 

[…] 

f. die Datenschutzbeauftragte oder den Datenschutzbeauftragten, wobei der Wahlvor-
schlag dem Stadtrat vor der Beschlussfassung zur Stellungnahme vorzulegen ist; 

g. die Mitglieder der Kreiswahlbüros. 
 

Mehrheit: Mark Richli (SP), Referent; Präsidentin Helen Glaser (SP), 2. Vizepräsident Matthias 
Probst (Grüne), Marco Denoth (SP), Dr. Davy Graf (SP), Guy Krayenbühl (GLP),  
Markus Kunz (Grüne), Michel Urben (SP) 

Minderheit: Martin Bürki (FDP), Referent; 1. Vizepräsident Mischa Schiwow (AL), Roger Bartholdi 
(SVP), Stephan Iten (SVP), Albert Leiser (FDP) 

 
Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 78 gegen 41 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 
 
 
Änderungsantrag 45 zu Art. 72 b. Organisationen und Kreiswahlbüros 
 
Die Mehrheit des Büros beantragt Ablehnung des nachfolgenden Änderungsantrags. 
 
Die Minderheit des Büros beantragt folgende Änderung von Art. 72: 
 
Der Stadtrat bezeichnet oder wählt:  

[…] 
b. die Mitglieder der Kreiswahlbüros sowie deren Präsidentinnen oder Präsidenten und 

Sekretärinnen oder Sekretäre einschliesslich der Stellvertretungen der Kreiswahlbü-
ros. 

 
Mehrheit: Mark Richli (SP), Referent; Präsidentin Helen Glaser (SP), 2. Vizepräsident Matthias 

Probst (Grüne), Marco Denoth (SP), Dr. Davy Graf (SP), Guy Krayenbühl (GLP),  
Markus Kunz (Grüne), Michel Urben (SP) 

Minderheit: Martin Bürki (FDP), Referent; 1. Vizepräsident Mischa Schiwow (AL), Roger Bartholdi 
(SVP), Stephan Iten (SVP), Albert Leiser (FDP) 

 
Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 69 gegen 50 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 
 
 
Änderungsantrag 46 zu Art. 53 c. Anlagen 
 
Das Büro beantragt folgende Änderung von Art. 53: 
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Der Gemeinderat beschliesst über: 
a. die Veräusserung von Liegenschaften des Finanzvermögens im Verkehrswert von 

mehr als Fr. 4 000 000.– 1 000 000.–; 

[…] 
 

Zustimmung: Marco Denoth (SP), Referent; Präsidentin Helen Glaser (SP), 1. Vizepräsident Mischa 
Schiwow (AL), 2. Vizepräsident Matthias Probst (Grüne), Roger Bartholdi (SVP),  
Martin Bürki (FDP), Dr. Davy Graf (SP), Stephan Iten (SVP), Guy Krayenbühl (GLP), 
Markus Kunz (Grüne), Albert Leiser (FDP), Mark Richli (SP), Michel Urben (SP) 

 
Der Rat stimmt dem Antrag des Büros mit 113 gegen 4 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 
 
 
Änderungsantrag 47 zu Art. 53 c. Anlagen 
 
Die Mehrheit des Büros beantragt folgende Änderung von Art. 53: 
 
Der Gemeinderat beschliesst über:  

[…] 
b. die tauschweise Abgabe von Liegenschaften des Finanzvermögens im Verkehrswert 

von mehr als Fr. 4 000 000.– 2 000 000.–, ausgenommen wenn dadurch die Durch-
führung eines amtlichen Quartierplanverfahrens vermieden werden kann; 

[…] 
 
Die Minderheit des Büros beantragt folgende Änderung von Art. 53: 
 
Der Gemeinderat beschliesst über:  
[…] 
b. die tauschweise Abgabe von Liegenschaften des Finanzvermögens im Verkehrswert 

von mehr als Fr. 4 000 000.– 1 000 000.–, ausgenommen wenn dadurch die Durch-
führung eines amtlichen Quartierplanverfahrens vermieden werden kann; 

[…] 
 

Mehrheit: Marco Denoth (SP), Referent; Präsidentin Helen Glaser (SP), 1. Vizepräsident Mischa 
Schiwow (AL), 2. Vizepräsident Matthias Probst (Grüne), Dr. Davy Graf (SP),  
Guy Krayenbühl (GLP), Markus Kunz (Grüne), Mark Richli (SP), Michel Urben (SP) 

Minderheit: Martin Bürki (FDP), Referent; Roger Bartholdi (SVP), Stephan Iten (SVP), Albert  
Leiser (FDP) 

 
Abstimmung gemäss Art. 36 GeschO GR (gleichgeordnete Anträge): 
 
Antrag Stadtrat      4 Stimmen 
 
Antrag Mehrheit    79 Stimmen 
 
Antrag Minderheit    31 Stimmen 
 
Total 114 Stimmen 
 
= absolutes Mehr   58 Stimmen 
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Damit ist dem Antrag der Mehrheit zugestimmt. 
 
 
Änderungsantrag 48 zu Art. 54 d. Weitere Geschäfte 
 
Das Büro beantragt folgende Änderung von Art. 54: 
 
Der Gemeinderat beschliesst über: 
a. die Gewährung eines Baurechts bei Liegenschaften im Verkehrswert von über 

Fr. 4 000 000.– 1 000 000.–; 

[…] 
 

Zustimmung: Marco Denoth (SP), Referent; Präsidentin Helen Glaser (SP), 1. Vizepräsident Mischa 
Schiwow (AL), 2. Vizepräsident Matthias Probst (Grüne), Roger Bartholdi (SVP),  
Martin Bürki (FDP), Dr. Davy Graf (SP), Stephan Iten (SVP), Guy Krayenbühl (GLP), 
Markus Kunz (Grüne), Albert Leiser (FDP), Mark Richli (SP), Michel Urben (SP) 

 
Der Rat stimmt dem Antrag des Büros mit 112 gegen 4 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 
 
 
Änderungsantrag 49 zu Art. 54 d. Weitere Geschäfte 
 
Die Mehrheit des Büros beantragt folgende Änderung von Art. 54: 
 
Der Gemeinderat beschliesst über: 

[…] 
b. die Einräumung von Dienstbarkeiten bei Liegenschaften im Verkehrswert von über 

Fr. 4 000 000.– 2 000 000.–, sofern dadurch deren Wert oder Nutzbarkeit wesentlich 
beeinflusst wird;  

[…] 
 
Die Minderheit des Büros beantragt folgende Änderung von Art. 54: 
 
Der Gemeinderat beschliesst über:  
[…] 
b. die Einräumung von Dienstbarkeiten bei Liegenschaften im Verkehrswert von über 

Fr. 4 000 000.– 1 000 000.–, sofern dadurch deren Wert oder Nutzbarkeit wesentlich 
beeinflusst wird;  

[…] 
 

Mehrheit: Marco Denoth (SP), Referent; Präsidentin Helen Glaser (SP), 1. Vizepräsident Mischa 
Schiwow (AL), 2. Vizepräsident Matthias Probst (Grüne), Dr. Davy Graf (SP),  
Guy Krayenbühl (GLP), Markus Kunz (Grüne), Mark Richli (SP), Michel Urben (SP) 

Minderheit: Martin Bürki (FDP), Referent; Roger Bartholdi (SVP), Stephan Iten (SVP), Albert  
Leiser (FDP) 

 
Abstimmung gemäss Art. 36 GeschO GR (gleichgeordnete Anträge): 
 
Antrag Stadtrat      4 Stimmen 
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Antrag Mehrheit    76 Stimmen 
 
Antrag Minderheit    38 Stimmen 
 
Total 118 Stimmen 
 
= absolutes Mehr   60 Stimmen 
 
Damit ist dem Antrag der Mehrheit zugestimmt. 
 
 
Änderungsantrag 50 zu Art. 55 Ausgabenbremse 
 
Die Mehrheit des Büros beantragt Ablehnung der nachfolgenden Änderungsanträge. 
 
Die Minderheit 1 des Büros beantragt folgende Änderung von Art. 55: 
 
[…] 
c. einmalige Ausgaben für einen bestimmten Zweck von mehr als Fr. 5 000 000.– oder 

wiederkehrende Ausgaben von jährlich mehr als Fr. 500 000.– 250 000.– gemäss 
Art. 52 lit. a und b; 

[…] 
 
Die Minderheit 2 des Büros beantragt Streichung von Art. 55. 
 

Mehrheit: Marco Denoth (SP), Referent; Präsidentin Helen Glaser (SP), Dr. Davy Graf (SP),  
Guy Krayenbühl (GLP), Mark Richli (SP), Michel Urben (SP) 

Minderheit 1: Martin Bürki (FDP), Referent; Roger Bartholdi (SVP), Stephan Iten (SVP), Albert  
Leiser (FDP) 

Minderheit 2: 1. Vizepräsident Mischa Schiwow (AL), Referent; 2. Vizepräsident Matthias Probst 
(Grüne), Markus Kunz (Grüne) 

 
Abstimmung gemäss Art. 36 GeschO GR (gleichgeordnete Anträge): 
 
Antrag Stadtrat / Mehrheit    55 Stimmen 
 
Antrag Minderheit 1    39 Stimmen 
 
Antrag Minderheit 2    23 Stimmen 
 
Total 117 Stimmen 
 
= absolutes Mehr   59 Stimmen 
 
Keiner der Anträge erhält das absolute Mehr; für die 2. Abstimmung ist der Antrag der 
Minderheit 2 ausgeschieden. 
 
2. Abstimmung: 
 
Dem Antrag der Mehrheit wird mit 80 gegen 42 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) zuge-
stimmt. 
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Änderungsantrag zu 51 Art. 57 Geschäftsführung und Verwaltungsorganisation 
 
Die Mehrheit des Büros beantragt folgende Änderung von Art. 57: 
 
[…] 
2 Sie sorgen für eine effiziente, transparente und bürgernahe dienstleistungsorientierte 
Verwaltungsorganisation. 
 
Die Minderheit des Büros beantragt Ablehnung des Änderungsantrags. 
 

Mehrheit: Mark Richli (SP), Referent; Präsidentin Helen Glaser (SP), 1. Vizepräsident Mischa 
Schiwow (AL), 2. Vizepräsident Matthias Probst (Grüne), Marco Denoth (SP), Dr. Davy 
Graf (SP), Guy Krayenbühl (GLP), Markus Kunz (Grüne), Michel Urben (SP) 

Minderheit: Roger Bartholdi (SVP), Referent; Martin Bürki (FDP), Stephan Iten (SVP), Albert  
Leiser (FDP) 

 
Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 69 gegen 29 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 
 
 
Änderungsantrag 52 zu Art. 67 Unvereinbarkeit 
 
Die Mehrheit des Büros beantragt folgende Änderung von Art. 67: 
 
[…] 
3 Von den Mitgliedern des Stadtrats dürfen nicht mehr als zwei den eidgenössischen Rä-
ten und nicht mehr als zwei dem Kantonsrat angehören. Mitglieder des Stadtrats dürfen 
weder den eidgenössischen Räten noch dem Kantonsrat angehören. 
 
Die Minderheit des Büros beantragt Streichung von Art. 67 Abs. 3. 
 

Mehrheit: Martin Bürki (FDP), Referent; Präsidentin Helen Glaser (SP), 1. Vizepräsident Mischa 
Schiwow (AL), Roger Bartholdi (SVP), Marco Denoth (SP), Dr. Davy Graf (SP),  
Stephan Iten (SVP), Guy Krayenbühl (GLP), Albert Leiser (FDP), Mark Richli (SP),  
Michel Urben (SP) 

Minderheit: Markus Kunz (Grüne), Referent; 2. Vizepräsident Matthias Probst (Grüne) 
 
Namens des Stadtrats nimmt die Stadtpräsidentin Stellung. 
 
Abstimmung gemäss Art. 36 GeschO GR (gleichgeordnete Anträge): 
 
Antrag Stadtrat      0 Stimmen 
 
Antrag Mehrheit  103 Stimmen 
 
Antrag Minderheit     18 Stimmen 
 
Total 121 Stimmen 
 
= absolutes Mehr   61 Stimmen 
 
Damit ist dem Antrag der Mehrheit zugestimmt. 
 
 

3203–3203  



  

 

 2523 

115. Sitzung vom 18. November 2020 

Änderungsantrag 53 zu Art. 80 Finanzen: a. Unübertragbare Befugnisse 
 
Das Büro beantragt folgende Änderung von Art. 80: 
 
[…] 
c. die Bewilligung von dringlichen Nachtragskrediten und Globalbudgetergänzungen, 

für die der Stadtrat um die nachträgliche Genehmigung durch den Gemeinderat er-
sucht; 

[…] 
 

Zustimmung: Mark Richli (SP), Referent; Präsidentin Helen Glaser (SP), 2. Vizepräsident Matthias 
Probst (Grüne), Roger Bartholdi (SVP), Martin Bürki (FDP), Marco Denoth (SP),  
Dr. Davy Graf (SP), Stephan Iten (SVP), Guy Krayenbühl (GLP), Markus Kunz 
(Grüne), Albert Leiser (FDP), Michel Urben (SP) 

Enthaltung: 1. Vizepräsident Mischa Schiwow (AL) 
 
Der Rat stimmt dem Antrag des Büros mit 113 gegen 0 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 
 
 
Änderungsantrag 54 zu Art. 83 Schulbereiche 
 
Die Mehrheit des Büros beantragt folgende Änderung von Art. 83: 
[Die Formulierung wird gemäss Ratsbeschluss zu Antrag 20 angepasst, inkl. Plural-
form.] 

Das Schulwesen umfasst folgende Bereiche: 

[…] 
b. Einrichtungen zur freiwilligen Betreuung und Verpflegung von Schülerinnen und 

Schülern der Volksschule; 

[…] 
 
Die Minderheit des Büros beantragt Ablehnung des Änderungsantrags. 
 

Mehrheit: 1. Vizepräsident Mischa Schiwow (AL), Referent; Präsidentin Helen Glaser (SP),  
2. Vizepräsident Matthias Probst (Grüne), Martin Bürki (FDP), Marco Denoth (SP),  
Dr. Davy Graf (SP), Guy Krayenbühl (GLP), Markus Kunz (Grüne), Albert Leiser 
(FDP), Mark Richli (SP), Michel Urben (SP) 

Minderheit: Roger Bartholdi (SVP), Referent; Stephan Iten (SVP) 
 
Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 99 gegen 13 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 
 
 
Änderungsantrag 55 zu Art. 85 Organisationserlasse 
 
Die Mehrheit des Büros beantragt Ablehnung des nachfolgenden Änderungsantrags. 
 
Die Minderheit des Büros beantragt folgende Änderung von Art. 85: 
 
Die Schulbehörden regeln ihre Organisation in Behördenerlassen. Für die Kreisschulbe-
hörden setzt die Schulpflege der Gemeinderat eine Rahmenordnung fest. 
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Mehrheit: Roger Bartholdi (SVP), Referent; Präsidentin Helen Glaser (SP), 2. Vizepräsident 
Matthias Probst (Grüne), Martin Bürki (FDP), Marco Denoth (SP), Dr. Davy Graf (SP), 
Stephan Iten (SVP), Guy Krayenbühl (GLP), Markus Kunz (Grüne), Albert Leiser 
(FDP), Mark Richli (SP), Michel Urben (SP) 

Minderheit: 1. Vizepräsident Mischa Schiwow (AL), Referent 
 
Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 99 gegen 9 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 
 
 
Änderungsantrag 56 zu Art. 87 Präsidialbefugnisse 
 
Das Büro beantragt folgende Änderung von Art. 87: 
 
Dem zuständigen Mitglied des Stadtrats kommen folgende Präsidialbefugnisse zu:  

[…] 
b. Bezeichnung der Sekretärinnen und Sekretäre der gesamtstädtischen Schulbehör-

den in Absprache mit der jeweiligen Behörde; 

[…] 
 

Zustimmung: Mark Richli (SP), Referent; Präsidentin Helen Glaser (SP), 1. Vizepräsident Mischa 
Schiwow (AL), 2. Vizepräsident Matthias Probst (Grüne), Roger Bartholdi (SVP),  
Martin Bürki (FDP), Marco Denoth (SP), Dr. Davy Graf (SP), Stephan Iten (SVP),  
Guy Krayenbühl (GLP), Markus Kunz (Grüne), Albert Leiser (FDP), Michel Urben (SP) 

 
Der Rat stimmt dem Antrag des Büros mit 99 gegen 0 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) zu. 
 
 
Änderungsantrag 57 zu Art. 91 Aufgaben 
 
Die Mehrheit des Büros beantragt folgende Änderung von Art. 91: 
 
[…] 
2 Sie erfüllt in eigener Kompetenz folgende Aufgaben: 

[…] 
c. die Beschlussfassung über Schulversuche schulische Pilotprojekte, soweit sie ihre 

Ausgabenkompetenzen nicht übersteigt; 

[…] 
 
Die Minderheit des Büros beantragt Ablehnung des Änderungsantrags. 
 

Mehrheit: Mark Richli (SP), Referent; Präsidentin Helen Glaser (SP), 1. Vizepräsident Mischa 
Schiwow (AL), 2. Vizepräsident Matthias Probst (Grüne), Martin Bürki (FDP), Marco 
Denoth (SP), Dr. Davy Graf (SP), Guy Krayenbühl (GLP), Markus Kunz (Grüne), Albert 
Leiser (FDP), Michel Urben (SP) 

Minderheit: Roger Bartholdi (SVP), Referent; Stephan Iten (SVP) 
 
Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 96 gegen 17 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 
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Änderungsantrag 58 zu Art. 92 Ausgaben 
 
Die Mehrheit des Büros beantragt Ablehnung des nachfolgenden Änderungsantrags. 
 
Die Minderheit des Büros beantragt folgende Änderung von Art. 92: 
 
1 Der Schulpflege stehen im Rahmen ihrer Aufgaben folgende Befugnisse zu:  

[…] 
c. die Bewilligung von neuen einmaligen Ausgaben bis Fr. 1 000 000.– für einen  

bestimmten Zweck und von neuen wiederkehrenden Ausgaben bis jährlich 
Fr. 100 000.– 50 000.– für einen bestimmten Zweck. 

[…] 
 

Mehrheit: Mark Richli (SP), Referent; Präsidentin Helen Glaser (SP), 2. Vizepräsident Matthias 
Probst (Grüne), Marco Denoth (SP), Dr. Davy Graf (SP), Guy Krayenbühl (GLP),  
Markus Kunz (Grüne), Michel Urben (SP) 

Minderheit: Martin Bürki (FDP), Referent; 1. Vizepräsident Mischa Schiwow (AL), Roger Bartholdi 
(SVP), Stephan Iten (SVP), Albert Leiser (FDP) 

 
Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 68 gegen 43 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 
 
 
Änderungsantrag 59 zu Art. 102 Ausgaben 
 
Die Mehrheit des Büros beantragt Ablehnung des nachfolgenden Änderungsantrags. 
 
Die Minderheit des Büros beantragt folgende Änderung von Art. 102: 
 
1 Den Schulkommissionen stehen im Rahmen ihrer Aufgaben folgende Befugnisse zu:  

[…] 
c. die Bewilligung von neuen einmaligen Ausgaben bis Fr. 1 000 000.– für einen be-

stimmten Zweck und von neuen wiederkehrenden Ausgaben bis jährlich 
Fr. 100 000.– 50 000.– für einen bestimmten Zweck. 

[…] 
 

Mehrheit: Mark Richli (SP), Referent; Präsidentin Helen Glaser (SP), 2. Vizepräsident Matthias 
Probst (Grüne), Marco Denoth (SP), Dr. Davy Graf (SP), Guy Krayenbühl (GLP),  
Markus Kunz (Grüne), Michel Urben (SP) 

Minderheit: Martin Bürki (FDP), Referent; 1. Vizepräsident Mischa Schiwow (AL), Roger Bartholdi 
(SVP), Stephan Iten (SVP), Albert Leiser (FDP) 

 
Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 77 gegen 37 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 
 
 
Änderungsantrag 60 zu Art. 93 Antragstellung 
 
Die Mehrheit des Büros beantragt folgende Änderung von Art. 93: 
[Bei Zustimmung zum gleichlautenden Änderungsantrag 21: Änderung lit. f, ansonsten 
Änderung lit. e.] 
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1 Die Schulpflege stellt dem Stadtrat Antrag über:  

[…] 
f. Erlass von Vorschriften über das Volksschul- und Betreuungswesen, die in die Zu-

ständigkeit des Gemeinderats oder des Stadtrats fallen, insbesondere der Vorschrif-
ten über die Anstellung und Löhne der Lehrpersonen sowie die Erhebung von Ge-
bühren wie Schul- und Kursgelder; 

[…] 
 
Die Minderheit des Büros beantragt Ablehnung des Änderungsantrags. 
 

Mehrheit: Mark Richli (SP), Referent; Präsidentin Helen Glaser (SP), 1. Vizepräsident Mischa 
Schiwow (AL), 2. Vizepräsident Matthias Probst (Grüne), Roger Bartholdi (SVP), 
Marco Denoth (SP), Dr. Davy Graf (SP), Stephan Iten (SVP), Guy Krayenbühl (GLP), 
Markus Kunz (Grüne), Michel Urben (SP) 

Minderheit: Martin Bürki (FDP), Referent; Albert Leiser (FDP) 
 
Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 91 gegen 21 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 
 
 
Änderungsantrag 61 zu Art. 116 Friedensrichterinnen und Friedensrichter 
 
Die Mehrheit des Büros beantragt folgende Änderung von Art. 116: 
 
1 Die Friedensrichterinnen und -richter besorgen die in der kantonalen Gesetzgebung 
festgelegten Aufgaben. 
1 Die Friedensrichterinnen und Friedensrichter sind Schlichtungsbehörde gemäss der 
Schweizerischen Zivilprozessordnung, soweit nichts anderes bestimmt ist. 

[…] 
 
Die Minderheit des Büros beantragt Ablehnung des Änderungsantrags. 
 

Mehrheit: Mark Richli (SP), Referent; Präsidentin Helen Glaser (SP), 1. Vizepräsident Mischa 
Schiwow (AL), 2. Vizepräsident Matthias Probst (Grüne), Marco Denoth (SP), Dr. Davy 
Graf (SP), Markus Kunz (Grüne), Michel Urben (SP) 

Minderheit: Martin Bürki (FDP), Referent; Roger Bartholdi (SVP), Stephan Iten (SVP), Guy 
Krayenbühl (GLP), Albert Leiser (FDP) 

 
Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 66 gegen 54 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 
 
 
Änderungsantrag 62 zu Art. 118 Aufgaben 
 
Die Mehrheit des Büros beantragt folgende Änderung von Art. 118: 
 
1 Die Ombudsperson vermittelt im Verkehr zwischen verwaltungsexternen Personen 
Einwohnerinnen und Einwohnern sowie städtischen Angestellten einerseits und der 
Stadtverwaltung anderseits. 

[…] 
 
Die Minderheit des Büros beantragt Ablehnung des Änderungsantrags. 
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Mehrheit: Mark Richli (SP), Referent; Präsidentin Helen Glaser (SP), 1. Vizepräsident Mischa 

Schiwow (AL), 2. Vizepräsident Matthias Probst (Grüne), Martin Bürki (FDP), Marco 
Denoth (SP), Dr. Davy Graf (SP), Guy Krayenbühl (GLP), Markus Kunz (Grüne), Albert 
Leiser (FDP), Michel Urben (SP) 

Minderheit: Roger Bartholdi (SVP), Referent; Stephan Iten (SVP) 
 
Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 102 gegen 16 Stimmen (bei 0 Enthaltun-
gen) zu. 
 
 
Die Detailberatung ist abgeschlossen. 
 
Die Vorlage wird stillschweigend an die Redaktionskommission (RedK) überwiesen. 
 
 
Damit ist beschlossen: 
 
Die totalrevidierte GO ist durch die RedK zu überprüfen (Art. 38 Abs. 3 in Verbindung 
mit Art. 64 Abs. 1 GeschO GR). Die Schlussabstimmung findet nach der Redaktionsle-
sung statt. 
 
Gemeindeordnung der Stadt Zürich 

vom… 

Die Gemeinde, 

gestützt auf Art. 89 Abs. 2 KV und § 4 Abs. 1 GG vom 20. April 2015, 

beschliesst: 
 

 1. Teil: Allgemeine Bestimmungen 
Gegenstand Art. 1  1 Die Gemeindeordnung ist die Verfassung der Stadt Zürich. 
 2 Sie regelt insbesondere die Grundzüge der Organisation der Stadt und die Zuständig-

keiten ihrer Organe. 
  
Gemeindeor-
ganisation 

Art. 2 1 Die Stadt Zürich ist eine politische Gemeinde des Kantons Zürich. 
2 Sie ist als Parlamentsgemeinde organisiert. 

  
Bezeichnung 
der Organe 

Art. 3 In der Stadt Zürich werden das Gemeindeparlament als Gemeinderat und der 
Gemeindevorstand als Stadtrat bezeichnet. 

  
Kreise:  
a. Stadtkreise 

Art. 4  1 Das Stadtgebiet ist in folgende zwölf Stadtkreise eingeteilt:  
a. Kreis 1: Altstadt; 
b. Kreis 2: Enge, Wollishofen und Leimbach; 
c. Kreis 3: Wiedikon und Friesenberg; 
d. Kreis 4: Aussersihl; 
e. Kreis 5: Industriequartier; 
f. Kreis 6: Unterstrass und Oberstrass; 
g. Kreis 7: Fluntern, Hottingen, Hirslanden und Witikon; 
h. Kreis 8: Riesbach; 
i. Kreis 9: Albisrieden und Altstetten; 
j. Kreis 10: Wipkingen und Höngg; 
k. Kreis 11: Oerlikon, Seebach und Affoltern; 
l. Kreis 12: Schwamendingen. 
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 2 Für die Abgrenzung der einzelnen Kreise massgebend ist der im geografischen Infor-
mationssystem der Stadt veröffentlichte digitale Stadtplan betreffend die städtischen Ver-
waltungskreise. 

  
b. Betrei-
bungs- und 
Stadtamts-
kreise 

Art. 5  1 Die Stadtkreise bilden die Betreibungs- und Stadtamtskreise. 
2 Ein Betreibungs- und Stadtamtskreis kann auch mehrere Stadtkreise umfassen. 

  
c. Friedens-
richterkreise 

Art. 6  1 Die Stadtkreise bilden die Friedensrichterkreise. 
2 Ein Friedensrichterkreis kann auch mehrere Stadtkreise umfassen. 

  
d. Schulkreise Art. 7  Für die Volksschule bestehen folgende sieben Schulkreise:  

a. Schulkreis Uto: Stadtkreis 2 und vom Stadtkreis 3 das Gebiet südlich der Birmens-
dorferstrasse; 

b. Schulkreis Letzi: Stadtkreis 9; 
c. Schulkreis Limmattal: Stadtkreise 4 und 5 und vom Stadtkreis 3 das Gebiet nördlich 

der Birmensdorferstrasse; 
d. Schulkreis Waidberg: Stadtkreise 6 und 10; 
e. Schulkreis Zürichberg: Stadtkreise 1, 7 und 8; 
f. Schulkreis Glattal: Stadtkreis 11; 
g. Schulkreis Schwamendingen: Stadtkreis 12. 

  
e. Wahlkreise Art. 8 1 Für die Wahl der Mitglieder des Gemeinderats bilden die Stadtkreise 1 und 2, 4 

und 5 sowie 7 und 8 je einen Wahlkreis. Die übrigen Stadtkreise bilden je einen eigenen 
Wahlkreis.  

 2 Für die Wahl der Mitglieder des Stadtrats und der Stadtpräsidentin oder des Stadtpräsi-
denten bildet das Stadtgebiet einen einzigen Wahlkreis. 

 3 Für die Wahl der Mitglieder der Kreisschulbehörden sowie für deren Präsidentinnen und 
Präsidenten bilden die Schulkreise die Wahlkreise. 

 4 Für die Wahl der Friedensrichterinnen und -richter bilden die Friedensrichterkreise die 
Wahlkreise. 

  
 2. Teil: Aufgaben und Ziele 
Allgemeines Art. 9 1 Die Stadt besorgt alle öffentlichen Angelegenheiten, die sie selbst zu ordnen 

befugt ist oder die ihr der Kanton überträgt. 
 2 Sie fördert die Wohlfahrt und das harmonische Zusammenleben ihrer Einwohnerinnen 

und Einwohner. 
 3 Sie wahrt das Ansehen und die Interessen des Gemeinwesens. 
  
Natürliche  
Lebensgrund-
lagen 

Art. 10  1 Die Stadt setzt sich aktiv für den Schutz und die Erhaltung der natürlichen Le-
bensgrundlagen und für einen schonenden Umgang mit den natürlichen Ressourcen ein. 
Sie verpflichtet sich zur Umsetzung einer nachhaltigen Entwicklung. 

 2 Sie setzt sich im Rahmen ihrer Zuständigkeit für die Erreichung der Ziele der 2000-
Watt-Gesellschaft ein, insbesondere für: 
a. eine Reduktion des Energieverbrauchs auf 2000 Watt Dauerleistung pro Einwohne-

rin oder Einwohner;  
b. eine Reduktion des CO2-Ausstosses auf eine Tonne pro Einwohnerin oder Einwoh-

ner und Jahr;  
c. die Förderung der Energieeffizienz und der erneuerbaren Energiequellen;  
d. die Förderung der umweltschonenden Ernährung und die Information über den Ein-

fluss der Ernährung auf das globale Klima. 
 3 Sie verzichtet auf neue Beteiligungen und Bezugsrechte an Kernenergieanlagen. 
  
Verkehr Art. 11  1 Die Stadt trifft Massnahmen zum Schutz der Bevölkerung vor den negativen 

Auswirkungen des Verkehrs.  
 2 Sie setzt konsequent auf den öffentlichen Verkehr, den Fuss- und den Veloverkehr und 

fördert insbesondere die Tangentialverbindungen des öffentlichen Verkehrs und ein 
durchgehendes Veloroutennetz entlang oder parallel der Hauptachsen. Zu diesem Velo-
routennetz gehören auch Veloschnellrouten, welche gegenüber Querungen in der Regel 
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vortrittsberechtigt sind. Zudem sind diese Veloschnellrouten grundsätzlich frei vom moto-
risierten Individualverkehr, wobei der Stadtrat die Ausnahmen regelt, so namentlich für 
die Anwohnenden, das Gewerbe, die Blaulichtorganisationen sowie für mobilitätsbehin-
derte Personen. 

 3 Der Neu- oder Ausbau von Hochleistungs- und Hauptverkehrsstrassen ist nur unter der 
Bedingung zulässig, dass sich die Kapazität des gesamten Strassennetzes für den moto-
risierten Individualverkehr nicht erhöht. Die Stadt handelt nach diesem Grundsatz im 
Rahmen ihrer gesetzlichen Möglichkeiten und vertritt ihn gegenüber übergeordneten 
Stellen.  

  
Schutz von 
Grünraum 

Art. 12  1 Die Stadt setzt sich aktiv für die Sicherung von öffentlichem Grünraum auf dem 
gesamten Gemeindegebiet und in allen Quartieren ein. 

 2 Sie ergreift Massnahmen, um unversiegeltes Land zu schützen und zu vernetzen, um 
dessen Qualität als Naherholungsgebiet sowie dessen ökologische Funktion langfristig 
zu gewährleisten.  

 3 Sie sorgt dafür, dass in allen Quartieren ökologisch wertvoller, multifunktionaler und der 
Nutzungsdichte entsprechender Grünraum besteht. 

  
Lokale Wirt-
schaft 

Art. 13 Die Stadt setzt sich aktiv für die lokale Wirtschaft und für günstige Rahmenbe-
dingungen insbesondere für kleine und mittlere Unternehmen (KMU) ein.  

  
Familiener-
gänzende  
Betreuung 

Art. 14 1 Die Stadt gewährleistet in Zusammenarbeit mit Privaten ein der ausgewiesenen 
Nachfrage entsprechendes und qualitativ gutes, breit gefächertes Angebot an familiener-
gänzenden Betreuungsmöglichkeiten für Säuglinge, Kinder und Jugendliche bis zum Ab-
schluss der obligatorischen Schulpflicht. 

 2 Eine vom Gemeinderat zu erlassende Verordnung regelt den Elternbeitrag nach wirt-
schaftlicher Leistungsfähigkeit und die subventionierten Leistungen. 

  
Preisgünstiger 
Wohnraum 

Art. 15  1 Die Stadt setzt sich aktiv für den Schutz, die Erhaltung und die Erhöhung des 
Anteils von preisgünstigen Wohnungen und Gewerberäumen ein und verpflichtet sich 
dem Ziel einer sozialen Durchmischung in allen Quartieren und der Sicherung von Fami-
lienwohnungen. 

 2 Sie sorgt mit gezielten Massnahmen dafür, dass auch ein genügender Anteil ökologisch 
vorbildlicher Wohnungen preisgünstig zur Verfügung gestellt wird. 

 3 Sie sorgt in Zusammenarbeit mit öffentlichen und privaten Partnerinnen oder Partnern 
für ein an der Nachfrage orientiertes Angebot an Wohnmöglichkeiten und betreuten Ein-
richtungen für ältere Menschen. 

 4 Sie sorgt dafür, dass sich die Zahl der Wohnungen im Eigentum von gemeinnützigen 
Wohnbauträgerinnen oder Wohnbauträgern, die ohne Gewinnabsichten dem Prinzip kos-
tendeckender Mieten verpflichtet sind, stetig erhöht. Sie strebt einen Anteil von einem 
Drittel an allen Mietwohnungen an; ausgenommen von dieser Berechnung sind Wohnun-
gen und Einfamilienhäuser im selbstgenutzten Eigentum. 

 5 Über das Erreichen dieser Ziele legt der Stadtrat dem Gemeinderat alle vier Jahre Re-
chenschaft ab, namentlich über die Entwicklung des Anteils der gemeinnützigen und der 
subventionierten Wohnungen durch Erwerb, Neubau und Ersatzneubau und des Ange-
bots an Wohnungen für Familien und für ältere Menschen sowie die getroffenen Mass-
nahmen für den Erhalt und die Schaffung preisgünstiger, ökologisch vorbildlicher Woh-
nungen. 

  
Soziale Durch-
mischung 

Art. 16 1 Im Interesse einer guten sozialen Durchmischung der städtischen Bevölkerung 
und der kleingewerblichen Versorgung fördert die Stadt die Bereitstellung von preisgüns-
tigem Wohn- und Gewerberaum. 

 2 Zu diesem Zweck bewirtschaftet und vermietet die Stadt nicht nur die im Rahmen des 
gemeinnützigen Wohnungsbaus erstellten kommunalen Wohnsiedlungen, sondern auch 
ihre übrigen Wohnliegenschaften ohne Beanspruchung von Steuergeldern und ohne Ge-
winnabsicht grundsätzlich nach dem Prinzip der Kostenmiete. Dabei stützt sie sich hin-
sichtlich Investitions- und Kapitalkosten, Abschreibungen und Erneuerungs-Rückstellun-
gen sinngemäss auf die anerkannten Grund-sätze der Wohnbauförderung für gemeinnüt-
zige Bauträger. Der Gemeinderat erlässt hierzu eine Verordnung. 

 3 Preisgünstige Gewerberäume für ertragsschwaches, förderungswürdiges Kleingewerbe 
werden durch die Stadt gezielt zur Verfügung gestellt. Das Nähere bestimmt eine Verord-
nung.  
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 4 Spezielle Wohnobjekte, die für die Versorgung der Bevölkerung nicht erforderlich sind, 
werden durch Genehmigung des Gemeinderats von diesen Bestimmungen ausgenom-
men. Geschäftsräume, die nicht kleingewerblich genutzt werden, sind generell von die-
sen Bestimmungen ausgenommen. 

  
 3. Teil: Die Stimmberechtigten 
 I. Organstellung 
Oberstes  
Organ 

Art. 17 1 Die Stimmberechtigten sind als Souverän der Stadt ihr oberstes Organ. 
2 Sie üben ihr Stimm- und Wahlrecht an der Urne aus. 

  
 II. Politische Rechte 
Ausübung Art. 18 1 Das Recht, an Abstimmungen und Wahlen der Stadt teilzunehmen und Wahl-

vorschläge einzureichen, richtet sich nach der Kantonsverfassung und dem Gesetz über 
die politischen Rechte. 

 2 Das Initiativ- und Referendumsrecht richtet sich nach dem Gesetz über die politischen 
Rechte sowie der Gemeindeordnung. 

  
Wohnsitz-
pflicht 

Art. 19  Für die Wahl in folgende städtische Organe und Behörden ist der politische 
Wohnsitz in der Stadt erforderlich: 
a. Gemeinderat; 
b. Stadtrat; 
c. Schulpflege und Kreisschulbehörden; 
d. Sozialbehörde; 
e. Kreiswahlbüros; 
f. Friedensrichterinnen und Friedensrichter; 
g. Betreibungsbeamtinnen und -beamte (Stadtamtsfrauen und Stadtammänner). 

  
Verfahren Art. 20  Der Stadtrat ist wahlleitende Behörde. Er setzt die Abstimmungs- und Wahlter-

mine fest und regelt die Öffnungszeiten der Stimmlokale. 
  
Urnenwahlen Art. 21 Die Stimmberechtigen wählen auf die gesetzliche Amtsdauer:  

a. die Mitglieder des Gemeinderats; 
b. die Mitglieder und die Präsidentin oder den Präsidenten des Stadtrats;  
c. die Mitglieder und die Präsidentinnen und Präsidenten der Kreisschulbehörden;  
d. die Friedensrichterinnen und -richter; 
e. die Betreibungsbeamtinnen und -beamte (Stadtamtsfrauen und Stadtammänner). 

  
Mehrheits-
wahlverfahren: 
a. Stadtrat 

Art. 22  Die Erneuerungs- und Ersatzwahlen der Mitglieder des Stadtrats werden mit 
leeren Wahlzetteln durchgeführt. 

  
b. Übrige  
Organe 

Art. 23  Für die Erneuerungs- und Ersatzwahlen der übrigen im Mehrheitswahlverfahren 
zu wählenden Organe gelten die Bestimmungen des Gesetzes über die politischen 
Rechte über die stille Wahl. Sind die Voraussetzungen der stillen Wahl nicht erfüllt, wer-
den gedruckte Wahlvorschläge verwendet. 

  
Initiative: 
a. Gegen-
stände 

Art. 24  Mit einer Volksinitiative oder einer Einzelinitiative kann der Erlass, die Änderung 
oder die Aufhebung eines Beschlusses über alle Gegenstände verlangt werden, die dem 
obligatorischen oder fakultativen Referendum unterstehen. 

  
b. Urheber-
schaft 

Art. 25  1 Mindestens 3000 Stimmberechtigte können eine Volksinitiative einreichen. 
2 Eine einzelne Stimmberechtigte oder ein einzelner Stimmberechtigter oder mehrere 
Stimmberechtigte können eine Einzelinitiative einreichen. Für die vorläufige Unterstüt-
zung einer Einzelinitiative ist die Zustimmung von 42 Mitgliedern des Gemeinderats erfor-
derlich. 

 3 Bei Verfehlen des Unterstützungsquorums für die Volksinitiative gemäss Abs. 1 wird 
das Begehren als Einzelinitiative behandelt. 

  
c. Einreichung Art. 26  Volksinitiativen sind dem Stadtrat, Einzelinitiativen der Geschäftsleitung des Ge-

meinderats einzureichen. 
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Obligatori-
sches Refe-
rendum: 
a. Allgemeine 
Zuständigkei-
ten 

Art. 27  Die Stimmberechtigten entscheiden über:  
a. die Gemeindeordnung; 
b. Ausgliederungen von erheblicher Bedeutung, insbesondere, wenn städtische Kern-

aufgaben betroffen sind oder Vermögenswerte von mehr als Fr. 20 000 000.– über-
tragen werden; 

c. Grössere Änderungen an den Kreisgrenzen; 
d. Verträge über Änderungen des Gemeindegebiets, sofern sie sich auf sehr grosse  

oder grössere bewohnte Flächen erstrecken;  
e. Verträge mit anderen Gemeinden über die freiwillige Vereinigung mit der Stadt;  
f. Verträge mit Gemeinden über die Zusammenarbeit in Form eines Zweckverbands, 

einer gemeinsamen Anstalt oder einer juristischen Person des Privatrechts;  
g. Anschluss- und Zusammenarbeitsverträge, wenn die Stadt hoheitliche Befugnisse 

abgibt oder die damit zusammenhängenden neuen Ausgaben durch die Stimmbe-
rechtigten zu bewilligen sind. 

  
b. Ausgaben Art. 28  1 Die Stimmberechtigten entscheiden über:  

a. neue einmalige Ausgaben von mehr als Fr. 20 000 000.– für einen bestimmten 
Zweck;  

b. neue wiederkehrende Ausgaben von jährlich mehr als Fr. 2 000 000.– für einen be-
stimmten Zweck;  

c. neue einmalige Ausgaben von mehr als Fr. 20 000 000.– für die Beteiligung an Un-
ternehmen, für Bürgschaften, für Eventualverpflichtungen und für Darlehen;  

d. neue wiederkehrende Ausgaben von jährlich mehr als Fr. 2 000 000.– für Miet-, 
Pacht- und Baurechtszinsen für ein und dieselbe Liegenschaft;  

e. Schenkungen im Wert von mehr als Fr. 1 000 000.–. 
 2 Die Erhöhung einer von den Stimmberechtigten beschlossenen Ausgabe ohne Ände-

rung des Zwecks untersteht lediglich dem fakultativen Referendum, sofern sie unter den 
Beträgen nach Abs. 1 liegt. 

  
Fakultatives 
Referendum: 
a. Gegen-
stände 

Art. 29  Die Stimmberechtigten entscheiden auf Verlangen über Beschlüsse des Ge-
meinderats, sofern diese nicht durch das übergeordnete Recht oder durch die Gemein-
deordnung von der Volksabstimmung ausgenommen sind. 

  
b. Ausschluss Art. 30  Folgende Beschlüsse des Gemeinderats sind von der Volksabstimmung ausge-

nommen:  
a. Wahlen und Personalgeschäfte; 
b. Festsetzung des Budgets und des Steuerfusses sowie Nachtragskredite und Global-

budgetergänzungen;  
c. Genehmigung der Rechnungen und der Geschäftsberichte; 
d. die Bewilligung von Objektkrediten als Teil eines bewilligten Rahmenkredits;  
e. die Bewilligung von Informatikausgaben; 
f. Vorfinanzierung von Investitionsvorhaben; 
g. Genehmigung von Erlassen, Beschlüssen und Wahlakten; 
h. Kenntnisnahmen von Berichten des Stadtrats;  
i. Beschlüsse formeller Natur, Verfahrensentscheide über die Anwendung der Ge-

schäftsordnung und parlamentarische Vorstösse;  
j. Verfahrensentscheide bei der Behandlung von Initiativen, insbesondere über deren 

Gültigkeit;  
k. Behördeninitiativen an den Kantonsrat; 
l. Ablehnende Beschlüsse, ausgenommen abgelehnte Volksinitiativen;  
m. Beschlüsse über die Ergreifung des Gemeindereferendums;  
n. Beschlüsse über die Ausrichtung von Teuerungszulagen und die teuerungsbedingte 

Anpassung der Löhne.  
  
c. Urheber-
schaft 

Art. 31 Eine Volksabstimmung können schriftlich verlangen:  
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a. mindestens 2000 Stimmberechtigte innert 60 Tagen nach der amtlichen Veröffentli-
chung des Parlamentsbeschlusses (Volksreferendum);  

b. ein Drittel der Mitglieder des Gemeinderats innert 14 Tagen nach der Beschlussfas-
sung (Parlamentsreferendum). 

  
d. Einreichung Art. 32  Volksreferenden sind dem Stadtrat, Parlamentsreferenden der Geschäftsleitung 

des Gemeinderats einzureichen. 
  
 4. Teil: Der Gemeinderat 
 I. Organstellung 
Funktion und 
Zusammen-
setzung 

Art. 33  1 Der Gemeinderat ist das Parlament und politische Kontrollorgan der Stadt.  
2 Er besteht aus 125 Mitgliedern. 

  
Wahl und 
Quorum 

Art. 34 1 Die Wahl der Mitglieder des Gemeinderats erfolgt nach dem Verhältniswahl-
verfahren.  

 2 Die Stimmberechtigten jedes Wahlkreises wählen ihre Vertreterinnen und Vertreter in 
der Zahl, die der Wohnbevölkerung gemäss der statistischen Erhebung der Stadt per 
Stichdatum 31. März des Vorwahljahres entspricht.  

 3 Eine Listengruppe gemäss dem Gesetz über die politischen Rechte nimmt an der Sitz-
verteilung nur teil, wenn wenigstens eine ihrer Listen mindestens 5 Prozent aller Partei-
stimmen des betreffenden Wahlkreises erhalten hat. 

  
 II. Organisation 
Gemeindeer-
lass und Ge-
schäftsleitung 

Art. 35  1 Der Gemeinderat regelt seine Organisation in einem Gemeindeerlass.  
2 Er bestellt eine Geschäftsleitung. 

  
Interessens-
bindungen 

Art. 36  1 Die Mitglieder des Gemeinderats legen ihre Interessensbindungen offen. Das 
Amtsgeheimnis und das Berufsgeheimnis bleiben vorbehalten. 
2 Der Organisationserlass regelt die Einzelheiten, insbesondere Form und Gegenstand 
der Offenlegung. 

  
Parlaments-
dienste 

Art. 37 1 Der Ratsbetrieb wird durch verwaltungsunabhängige Parlamentsdienste unter-
stützt.  

 2 Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Parlamentsdienste dürfen nicht dem Rat ange-
hören.  

 3 Bei personalrechtlichen Anordnungen der Leiterin oder des Leiters der Parlaments-
dienste kann bei der Geschäftsleitung des Gemeinderats ein Begehren um Neubeurtei-
lung gestellt werden. Art. 62 Abs. 1 und 2 gelten sinngemäss. 

  
Sitzungen: 
a. Grundsätze 

Art. 38  1 Der Gemeinderat versammelt sich auf Einladung der Präsidentin oder des Prä-
sidenten, so oft es die Geschäfte erfordern. 

 2 Der Stadtrat oder zwanzig Mitglieder des Gemeinderats können schriftlich die Einberu-
fung einer Sitzung beantragen. 

 3 Zur Gültigkeit der Verhandlungen ist die Anwesenheit der Mehrheit der Mitglieder not-
wendig. 

 4 Der Gemeinderat erlässt eine gesetzliche Grundlage für ein virtuelles Parlament in aus-
serordentlichen Lagen. 

  
b. Teilnahme 
des Stadtrats 

Art. 39  1 Die Mitglieder des Stadtrats nehmen an den Beratungen des Gemeinderats 
mit beratender Stimme teil und haben das Recht, Anträge zu stellen.  
2 Sie sind berechtigt, bei der Vertretung ihrer Anträge vor dem Gemeinderat und dessen 
Kommissionen Sachverständige oder städtische Angestellte beizuziehen. 

  
Kommissionen Art. 40  Die Kommissionen des Gemeinderats sind: 

a. die Geschäftsleitung;  
b. die Rechnungsprüfungskommission;  
c. die Geschäftsprüfungskommission;  
d. vorberatende Kommissionen; 
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e. Parlamentarische Untersuchungskommissionen zur Untersuchung einzelner Ge-
schäfte;  

f. weitere Kommissionen. 
  
Informations-
rechte: 
a. Aktenher-
ausgabe 

Art. 41  1 Der Stadtrat gibt der Rechnungsprüfungskommission und der Geschäftsprü-
fungskommission alle für ihre Prüfung erforderlichen Unterlagen heraus.  
2 Soweit es zur Wahrung wichtiger Interessen der Stadt oder Dritter unerlässlich ist, kann 
der Stadtrat anstelle der Herausgabe einen besonderen Bericht erstatten. 

 3 Schränkt der Stadtrat die Herausgabe von Unterlagen und die Erteilung von Auskünften 
ein und hält die Rechnungsprüfungs- oder die Geschäftsprüfungskommission nach An-
hörung des Stadtrats und Abwägung der in Frage stehenden Interessen an ihrem Begeh-
ren auf Herausgabe der Unterlagen fest, so reicht der Stadtrat beim Bezirksrat ohne Ver-
zug ein Gesuch um Entbindung vom Amtsgeheimnis ein. Bei Genehmigung des Gesuchs 
stellt er die Akten unverzüglich zur Verfügung.  

  
b. Auskünfte Art. 42  1 Die Rechnungsprüfungs- und die Geschäftsprüfungskommission sind befugt, 

zur Überprüfung der Geschäftsführung des Stadtrats im Einvernehmen mit diesem die 
erforderlichen mündlichen oder schriftlichen Auskünfte einzuholen.  

 2 Alle städtischen Behördenmitglieder und Angestellten haben ohne Rücksicht auf das 
Amtsgeheimnis Auskunft zu erteilen.  

 3 Der Stadtrat darf die Einholung und Erteilung solcher Auskünfte unter Angabe der 
Gründe einschränken oder verweigern, soweit es zur Wahrung wichtiger Interessen der 
Stadt oder Dritter geboten ist. 

  
c. Untersu-
chungskom-
missionen 

Art. 43  Untersuchungskommissionen stehen die Informationsrechte von Rechnungsprü-
fungs- und Geschäftsprüfungskommission und darüber hinaus zu: 
a. das Recht auf Herausgabe sämtlicher für die Untersuchung erforderlicher Akten der 

Stadtverwaltung;  
b. das Recht, nach Anhörung des Stadtrats städtische Angestellte einzuvernehmen.  

  
Vorstösse Art. 44  Jedes Mitglied des Gemeinderats kann Motionen, Postulate, parlamentarische 

Initiativen, Interpellationen, Anfragen und weitere im Organisationserlass des Gemeinde-
rats vorgesehene Vorstösse einreichen. 

  
Antragsstel-
lung 

Art. 45  1 Der Gemeinderat beschliesst auf schriftlichen, begründeten Antrag des Stadt-
rats. 

 2 Handelt es sich um seine Organisation oder um eine parlamentarische Initiative oder 
einen Beschlussantrag, so beschliesst er auf eigenen Antrag oder auf Antrag einer seiner 
Kommissionen. 

  
 III. Befugnisse 
Wahlen Art. 46  Der Gemeinderat wählt:  

a. aus seiner Mitte die Mitglieder seiner Organe;  
b. die Mitglieder der eigenständigen Schulkommissionen, mit Ausnahme der Präsiden-

tin oder des Präsidenten;  
c. die Mitglieder der Sozialbehörde, mit Ausnahme der Präsidentin oder des Präsiden-

ten;  
d. auf Antrag des Stadtrats die Direktorin oder den Direktor der Finanzkontrolle;  
e. die Ombudsperson und deren Stellvertretung;  
f. die Datenschutzbeauftragte oder den Datenschutzbeauftragten, wobei der Wahlvor-

schlag dem Stadtrat vor der Beschlussfassung zur Stellungnahme vorzulegen ist. 
  
Rechtsetzung: 
a. Erlasse 

Art. 47  Der Gemeinderat ist zuständig für den Erlass von Verordnungen von allgemei-
ner Wichtigkeit. Dazu gehören insbesondere die wesentlichen Rechtssätze über: 
a. das Arbeitsverhältnis der Angestellten; 
b. das Schulwesen; 
c. die Organisation des Parlaments; 
d. die Entschädigung von Behördenmitgliedern;  
e. die Haushaltsführung ohne oder mit Globalbudget; 
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f. das Polizeiwesen; 
g. Gebühren in wesentlicher Höhe. 

  
b. Lohnbe-
stimmungen 

Art. 48  Der Gemeinderat ist zuständig für die Festsetzung der Löhne:  
a. der Stadtpräsidentin oder des Stadtpräsidenten und der übrigen Mitglieder des 

Stadtrats;  
b. der Präsidentinnen und Präsidenten der Kreisschulbehörden;  
c. der Direktorin oder des Direktors der Finanzkontrolle;  
d. der Ombudsperson; 
e. der oder des Datenschutzbeauftragten;  
f. der Friedensrichterinnen und -richter. 

  
Raumplanung Art. 49  1 Der Gemeinderat ist zuständig für die Festsetzung:  

a. der kommunalen Richt- und Nutzungspläne, mit Ausnahme der Werkpläne und der 
Quartierpläne;  

b. der Bau- und Zonenordnung; 
c. der Sonderbauvorschriften und Gestaltungspläne.  

 2 Er verabschiedet zuhanden des Kantons die regionalen Richt- und Nutzungspläne.  
  
Verwaltungs-
zuständigkei-
ten 

Art. 50  Der Gemeinderat ist zuständig für:  
a. die Oberaufsicht über Behörden, Verwaltung und die weiteren Trägerschaften öffent-

licher Aufgaben;  
b. die Begutachtung, die Bereinigung und die Antragstellung in Geschäften, die den 

Stimmberechtigten vorzulegen sind;  
c. die Behandlung von Initiativen;  
d. die Behandlung parlamentarischer Vorstösse; 
e. die Festlegung der Zahl der Wahlbüromitglieder;  
f. Ausgliederungen, die nicht dem obligatorischen Referendum unterstehen;  
g. kleinere Änderungen an den Kreisgrenzen; 
h. Verträge über Änderungen des Gemeindegebiets, sofern sie sich auf kleinere be-

wohnte Flächen beziehen.  
i. Anschluss- und Zusammenarbeitsverträge mit Gemeinden gemäss seiner Befugnis 

zur Bewilligung neuer Ausgaben, sofern die Stadt keine hoheitlichen Befugnisse ab-
gibt;  

j. die alleinige Ergreifung des Gemeindereferendums.  
  
Finanzen: 
a. Allgemeine 
Zuständigkei-
ten 

Art. 51  Der Gemeinderat ist zuständig für:  
a. die jährliche Kenntnisnahme des Finanz- und Aufgabenplans;  
b. die jährliche Festsetzung des Budgets;  
c. die Bewilligung von Nachtragskrediten und Globalbudgetergänzungen gemäss über-

geordnetem und städtischem Recht;  
d. die jährliche Festsetzung des Steuerfusses;  
e. die Bezeichnung von Organisationseinheiten, die ein Globalbudget führen;  
f. die Genehmigung von Abrechnungen über neue Ausgaben, die von den Stimmbe-

rechtigten oder vom Gemeinderat beschlossen worden sind, sofern eine Kreditüber-
schreitung vorliegt; 

g. die jährliche Genehmigung der Jahresrechnung;  
h. die jährliche Genehmigung des Geschäftsberichts.  

  
b. Ausgaben  Art. 52  Der Gemeinderat beschliesst über:  

a. neue einmalige Ausgaben von mehr als Fr. 2 000 000.– bis Fr. 20 000 000.– für ei-
nen bestimmten Zweck;  

b. neue einmalige Informatikausgaben von mehr als Fr. 2 000 000.–; 
c. neue wiederkehrende Ausgaben von jährlich mehr als Fr. 100 000.– bis 

Fr. 2 000 000.– für einen bestimmten Zweck;  
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d. neue einmalige Ausgaben von mehr als Fr. 2 000 000.– bis Fr. 20 000 000.– für die 
Beteiligung an Unternehmen, für Bürgschaften, für Eventualverpflichtungen und für 
Darlehen;  

e. neue wiederkehrende Ausgaben von jährlich über Fr. 200 000.– bis Fr. 2 000 000.– 
für Miet-, Pacht- und Baurechtszinsen für ein und dieselbe Liegenschaft;  

f. Schenkungen im Wert von mehr als Fr. 100 000.– bis Fr. 1 000 000.–. 
  
c. Anlagen Art. 53  Der Gemeinderat beschliesst über:  

a. die Veräusserung von Liegenschaften des Finanzvermögens im Verkehrswert von 
mehr als Fr. 1 000 000.–;  

b. die tauschweise Abgabe von Liegenschaften des Finanzvermögens im Verkehrswert 
von mehr als Fr. 2 000 000.–, ausgenommen wenn dadurch die Durchführung eines 
amtlichen Quartierplanverfahrens vermieden werden kann;  

c. Investitionen in Liegenschaften des Finanzvermögens von mehr als Fr. 2 000 000.–.  
  
d. Weitere  
Geschäfte 

Art. 54  Der Gemeinderat beschliesst über: 
a. die Gewährung eines Baurechts bei Liegenschaften im Verkehrswert von über 

Fr. 1 000 000.–; 
b. die Einräumung von Dienstbarkeiten bei Liegenschaften im Verkehrswert von über 

Fr. 2 000 000.–, sofern dadurch deren Wert oder Nutzbarkeit wesentlich beeinflusst 
wird; 

c. die Vorfinanzierung von Investitionsvorhaben.  
  
Ausgaben-
bremse 

Art. 55 1 Der Zustimmung entweder mindestens der Mehrheit aller Mitglieder des Ge-
meinderats oder von mindestens zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen bedürfen Be-
schlüsse des Gemeinderats über: 
a. Ausgaben gemäss Art. 52 lit. a und b und die Festsetzung einzelner Budgetkredite 

gemäss Art. 51 lit. b insoweit, als sie über den Antrag des Stadtrats hinausgehen; 
b. Nachtragskredite im Sinne von Art. 51 lit. c; 
c. einmalige Ausgaben für einen bestimmten Zweck von mehr als Fr. 5 000 000.– oder 

wiederkehrende Ausgaben von jährlich mehr als Fr. 500 000.– gemäss Art. 52 lit. a 
und b; 

 2 Das Zustimmungsquorum gilt auch für Anträge an die Stimmberechtigten zur Bewilli-
gung neuer Ausgaben.  

 3 Bei der Beschlussfassung und Antragstellung des Gemeinderats zu Initiativen findet 
dieser Artikel keine Anwendung.  

  
 IV. Kinder und Jugendliche 
Jugendvor-
stoss 

Art. 56  1 Mindestens 60 Kinder und Jugendliche zwischen dem vollendeten 12. und 
dem vollendeten 18. Altersjahr mit Wohnsitz in der Stadt können dem Ratspräsidium ei-
nen Jugendvorstoss im Sinne eines Postulats einreichen. 

 2 Der Gegenstand des Jugendvorstosses muss in der Zuständigkeit des Gemeinderats 
liegen. Ausserhalb der gemeinderätlichen Zuständigkeit können Anliegen als Petition bei 
der zuständigen Behörde eingereicht werden. 

 3 Der Jugendvorstoss ist im Rahmen einer Versammlung von einer Mehrheit der Teilneh-
menden zu beschliessen. Der Text des Jugendvorstosses hat einen Antrag und eine Be-
gründung zu enthalten und ist von den Jugendlichen eigenhändig zu unterschreiben un-
ter Angabe des Namens, der Adresse und des Geburtsdatums. 

 4 Der Gemeinderat regelt die Einzelheiten des Verfahrens in seinem Organisationserlass. 
  
 5. Teil: Die Behörden 
 I. Allgemeines 
Geschäftsfüh-
rung und Ver-
waltungsorga-
nisation 

Art. 57  1 Die Behörden beachten für ihre Geschäftsführung die Vorgaben des Gemein-
degesetzes, der weiteren kantonalen Erlasse und der entsprechenden Behördenerlasse. 
2 Sie sorgen für eine effiziente, transparente und dienstleistungsorientierte Verwaltungs-
organisation. 

  
Interessenbin-
dungen 

Art. 58  1 Die Mitglieder der Behörden legen ihre Interessenbindungen offen. Insbeson-
dere geben sie Auskunft über: 
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a. ihre beruflichen Tätigkeiten; 
b. ihre Mitgliedschaften in Organen und Behörden der Gemeinden, des Kantons und 

des Bundes; 
c. ihre Organstellungen in und ihre wesentlichen Beteiligungen an Organisationen des 

privaten Rechts. 
 2 Der jeweilige Organisationserlass regelt die Einzelheiten, insbesondere die Art der Ver-

öffentlichung und die regelmässige Aktualisierung der Angaben. 
 3 Die Mitglieder der Behörden üben ihr Amt ohne Instruktionen aus. 
  
Beschlussfas-
sung 

Art. 59  1 Eine Behörde ist beschlussfähig, wenn die Mehrheit ihrer Mitglieder anwesend 
ist. Jedes Mitglied ist zur Stimmabgabe verpflichtet.  

 2 Die Behörde trifft ihre Entscheide nach gemeinsamer Beratung als Kollegium. Die Mit-
glieder vertreten die Entscheide des Kollegiums.  

  
Beratende 
Gremien und 
Sachverstän-
dige 

Art. 60  Die Behörden können für die Vorberatung und die Begutachtung bestimmter 
Geschäfte Sachverständige beiziehen, beratende Kommissionen bilden oder vorbera-
tende Delegationen einsetzen.  

  
Aufgaben-
übertragung 
an Mitglieder 
und Aus-
schüsse 

Art. 61  Die Behörden können beschliessen, dass bestimmte Aufgaben einzelnen Mit-
gliedern oder Ausschüssen von Mitgliedern der Behörde zur selbstständigen Erledigung 
übertragen werden und sie legen deren Finanzbefugnisse fest.  

  
Begehren um 
Neubeurtei-
lung 

Art. 62  1 Bei der zuständigen Behörde kann innert 30 Tagen seit Mitteilung oder Veröf-
fentlichung einer Anordnung oder eines Erlasses schriftlich wie folgt ein Begehren um 
Neubeurteilung gestellt werden:  
a. nach Massgabe des Gemeindegesetzes, sofern kein anderes kantonales Verfahren 

vorgeschrieben ist; oder 
b. gemäss einer entsprechenden Vorschrift in der Gemeindeordnung oder in einem 

Gemeindeerlass, sofern das kantonale Recht die Neubeurteilung nicht ausschliesst. 
 2 Das Verfahren der Neubeurteilung richtet sich nach den Bestimmungen des Gemeinde-

gesetzes und des Verwaltungsrechtspflegegesetzes sowie nach den städtischen Vor-
schriften. 

 3 Der Stadtrat entscheidet über Begehren um Neubeurteilung nach Vernehmlassung des 
betreffenden Departements und der Rechtskonsulentin oder des Rechtskonsulenten auf 
Antrag der Vorsteherin oder des Vorstehers eines nicht beteiligten Departements. 

  
 II. Der Stadtrat 
 A. Organisation 
Zusammen-
setzung 

Art. 63 Der Stadtrat besteht aus der Stadtpräsidentin oder dem Stadtpräsidenten und 
acht weiteren Mitgliedern. 

  
Stadtpräsi-
dium 

Art. 64  1 Die Stadtpräsidentin oder der Stadtpräsident führt bei den Verhandlungen des 
Stadtrats den Vorsitz. 

 2 Ihr oder ihm steht die Geschäftsleitung und die allgemeine Aufsicht über die gesamte 
städtische Verwaltung zu. 

  
Departemente Art. 65  1 Der Stadtrat weist jedem seiner Mitglieder ein Departement zu. 
 2 Bei der Aufgabenverteilung auf die Departemente beachtet der Stadtrat insbesondere 

folgende Kriterien:  
a. Zusammenhang der Aufgaben;  
b. Zweckmässigkeit der Führung sowie Ausgewogenheit der Belastung seiner Mitglie-

der;  
c. sachliche und politische Ausgewogenheit. 

 3 Ein Mitglied des Stadtrats ist nicht verpflichtet, länger als zwei Amtsdauern dem glei-
chen Departement vorzustehen.  

  
Weisungs-
recht 

Art. 66  Der Stadtrat kann den Departementsvorstehenden für die Erledigung von Ge-
schäften Weisungen erteilen, ausgenommen ist die Anstellung von Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmern. 
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Unvereinbar-
keit 

Art. 67  1 Das Amt eines Mitglieds des Stadtrats ist unvereinbar mit einer anderen ent-
löhnten Stelle. 

 2 Die Mitglieder des Stadtrats dürfen weder Aufsichts- noch Führungsgremien von juristi-
schen Personen angehören, die die Erzielung eines Gewinns anstreben. Ausgenommen 
sind Mitgliedschaften in Gremien, die von Amts wegen als Abordnung der öffentlichen 
Hand wahrgenommen werden. 

 3 Mitglieder des Stadtrats dürfen weder den eidgenössischen Räten noch dem Kantons-
rat angehören. 

  
Leitung Stadt-
kanzlei sowie 
Beratung in 
Rechtsfragen  

Art. 68  1 Die Stadtschreiberin oder der Stadtschreiber leitet die Stadtkanzlei. Ihr oder 
ihm obliegt die Organisation der Abstimmungen und Wahlen und die Besorgung der wei-
teren vom Stadtrat übertragenen Aufgaben. 
2 Die Rechtskonsulentin oder der Rechtskonsulent berät den Stadtrat in Rechtsfragen 
und führt die ihr oder ihm vom Stadtrat übertragenen Prozesse. 

 3 Die Stadtschreiberin oder der Stadtschreiber und die Rechtskonsulentin oder der 
Rechtskonsulent nehmen an den Sitzungen des Stadtrats mit beratender Stimme teil. 

  
 B. Befugnisse 
Zuständigkei-
ten: 
a. Grundsatz 

Art. 69  1 Der Stadtrat ist zuständig für die Führung, die Aufsicht und die politische Pla-
nung. 
2 Er trägt die Verantwortung für den Gemeindehaushalt und für die Aufgaben, die ihm 
durch die eidgenössische und kantonale Gesetzgebung oder die Behörden des Bundes, 
des Kantons oder des Bezirks übertragen werden. 

 3 Er besorgt alle Angelegenheiten, soweit das kantonale Recht oder die Gemeindeord-
nung eine solche keinem anderen Organ zuweist. 

  
b. Delegation 
an untere In-
stanzen 

Art. 70  Der Stadtrat kann seine Befugnisse massvoll und stufengerecht an untere In-
stanzen delegieren, soweit es sich nicht um unübertragbare Befugnisse handelt.  

  
Wahlen und 
Anstellungen: 
a. Stadtrats-
mitglieder 

Art. 71  Der Stadtrat bestimmt aus seiner Mitte:  
a. die Präsidentin oder den Präsidenten der Sozialbehörde sowie eine Stellvertretung 

für längere Abwesenheiten;  
b. die Präsidentin oder den Präsidenten der Schulpflege sowie eine Stellvertretung für 

längere Abwesenheiten;  
c. die Präsidentin oder den Präsidenten für die Schulkommission der Fachschule Vi-

venta sowie eine Stellvertretung für längere Abwesenheiten;  
d. die Präsidentin oder den Präsidenten für die Schulkommission Musikschule Konser-

vatorium Zürich sowie eine Stellvertretung für längere Abwesenheiten;  
e. die Vertretungen des Stadtrats in anderen Organen. 

  
b. Organisatio-
nen und Kreis-
wahlbüros 

Art. 72  Der Stadtrat bezeichnet oder wählt:  
a. die Vertretungen in Organisationen des öffentlichen oder privaten Rechts, soweit 

das Organisationsrecht dieser Organisationen die Zuständigkeit nicht anders regelt;  
b. die Mitglieder der Kreiswahlbüros sowie deren Präsidentinnen oder Präsidenten und 

Sekretärinnen oder Sekretäre einschliesslich der Stellvertretungen.  
  
c. Angestellte Art. 73  Der Stadtrat ernennt oder stellt an:  

a. die Stadtschreiberin oder den Stadtschreiber sowie die Rechtskonsulentin oder den 
Rechtskonsulenten;  

b. das übrige Personal der Stadtverwaltung, soweit nicht einem anderen Organ über-
tragen oder an eine untere Instanz delegiert. 

  
Vertretung Art. 74  Die Mitglieder des Stadtrats vertreten die Behörde vor dem Gemeinderat und 

die Stadt im Verkehr mit den kantonalen und eidgenössischen Behörden sowie nach 
aussen.  

  
Antragstellung 
und Ge-
schäftsvorbe-
reitung 

Art. 75  1 Dem Stadtrat stehen zu: 
a. die Vorberatung aller Vorlagen und die Antragstellung zu Geschäften des Gemein-

derats;  

 3203–3203 



  

 

 2538 

115. Sitzung vom 18. November 2020 

b. die Wahrnehmung des Doppelantragsrechts;  
c. die Ausarbeitung der Abstimmungserläuterungen an die Stimmberechtigten, sofern 

der Gemeinderat nichts anderes beschliesst. 
 2 Er achtet im Rahmen der Vorbereitung der Geschäfte nach Abs. 1 lit. a sowie beim Er-

lass seiner Reglemente auf die Regulierungsfolgen für kleine und mittlere Unternehmen 
(KMU). 

 3 Er kann seine Anträge an den Gemeinderat bis zur Beratung im Plenum zurückziehen.  
  
Rechtsetzung Art. 76  Der Stadtrat ist für den Erlass von weniger wichtigen Rechtssätzen zuständig, 

insbesondere über: 
a. den Vollzug von übergeordnetem Recht;  
b. die Organisation und die Leitung der Verwaltung;  
c. die Aufgabenübertragung an Angestellte, soweit nicht ein anderes Organ zuständig 

ist;  
d. die Gebühren, soweit nicht der Gemeinderat zuständig ist.  

  
Raumplanung Art. 77  Der Stadtrat besorgt die durch das Planungs- und Baugesetz den regionalen 

Behörden überbundenen Aufgaben, soweit die Gemeindeordnung nichts anderes be-
stimmt. 

  
Prozessfüh-
rung 

Art. 78  1 Der Stadtrat führt alle Prozesse und Rechtsmittelverfahren in seinem Zustän-
digkeitsbereich.  

 2 Bei Rekursen gegen Beschlüsse der Stimmberechtigten und des Gemeinderats steht 
dem Stadtrat das Recht zur Vernehmlassung zu, wenn der Gemeinderat nichts anderes 
beschliesst. 

  
Verwaltungs-
zuständigkei-
ten 

Art. 79  Der Stadtrat kann folgende seiner Verwaltungsbefugnisse nicht an untere In-
stanzen übertragen: 
a. die Bestimmung des Publikationsorgans;  
b. die Erteilung des Bürgerrechts;  
c. die Beschlussfassung über Anschluss- und Zusammenarbeitsverträge gemäss sei-

ner Befugnis zur Bewilligung neuer Ausgaben, sofern die Stadt keine hoheitlichen 
Befugnisse abgibt;  

d. die Unterstützung des Gemeindereferendums.  
  
Finanzen: 
a. Unübertrag-
bare Befug-
nisse 

Art. 80  Der Stadtrat kann folgende seiner Finanzbefugnisse nicht an untere Instanzen 
übertragen:  
a. die Beschlussfassung über den Finanz- und Aufgabenplan;  
b. die Erstellung der Jahresrechnung und des Budgets;  
c. die Bewilligung von dringlichen Nachtragskrediten und Globalbudgetergänzungen, 

für die der Stadtrat um die nachträgliche Genehmigung durch den Gemeinderat er-
sucht;  

d. die Genehmigung von Abrechnungen über neue Ausgaben, die von den Stimmbe-
rechtigten oder dem Parlament bewilligt wurden, sofern keine Kreditüberschreitung 
vorliegt;  

e. die Beschlussfassung über die Kapitalaufnahme.  
  
b. Informatik-
Ausgaben 

Art. 81  Der Stadtrat ist für die Bewilligung der Informatikausgaben zuständig. Die Zu-
ständigkeit für neue einmalige Ausgaben richtet sich nach Art. 52 lit. b. 

  
 C. Unterstellte Organe 
Stadtrichter-
amt 

Art. 82  1 Der Stadtrat ernennt Angestellte, denen folgende Aufgaben übertragen sind:  
a. das Recht zur Verhängung von Bussen;  
b. die direkte Antragstellung bei den Gerichten.  

 2 Den ermächtigten Angestellten dürfen keine Weisungen über die materielle Erledigung 
einzelner Geschäfte erteilt werden.  

 3 Der Stadtrat regelt die administrative Unterstellung in einem Behördenerlass. 
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 III. Schulwesen 
 A. Organisation 
Schulbereiche Art. 83  Das Schulwesen umfasst folgende Bereiche: 

a. öffentliche Volksschule gemäss kantonalem Recht sowie gemeindeeigene Angebote 
zur Erfüllung oder Ergänzung der Volksschulpflicht;  

b. Einrichtungen zur Betreuung und Verpflegung von Schülerinnen und Schülern der 
Volksschule, deren Inanspruchnahmen freiwillig sind; 

c. Fachschule Viventa (Berufsvorbereitung, Integration, Erwachsenen- und Berufsbil-
dung);  

d. Musikschule Konservatorium Zürich;  
e. vom Gemeinderat bezeichnete Sonderschulen und weitere von diesem bezeichnete 

gemeindeeigene Schulen.  
  
Schulbehör-
den 

Art. 84  1 Schulbehörden sind: 
a. die Schulpflege; 
b. die Kreisschulbehörden; 
c. die Schulkommission für die Fachschule Viventa; 
d. die Schulkommission Musikschule Konservatorium Zürich. 

 2 Die Schulbehörden fördern ein zeitgemässes und leistungsfähiges Schulwesen. 
 3 Der Gemeinderat kann Aufgaben und Organisation näher umschreiben. Er erlässt Vor-

schriften über die Elternmitwirkung und regelt die Entschädigung der Mitglieder der 
Schulbehörden.  

  
Organisations-
erlasse 

Art. 85  Die Schulbehörden regeln ihre Organisation in Behördenerlassen. Für die Kreis-
schulbehörden setzt die Schulpflege eine Rahmenordnung fest.  

  
Aufgaben-
übertragung 

Art. 86  1 Die Schulbehörden können mit dem Einverständnis der Departementsvorste-
herin oder des Departementsvorstehers Angestellten des zuständigen Departements 
Aufgaben zur selbstständigen Erledigung übertragen.  

 2 Die Kreisschulbehörden können überdies Angestellten ihres Schulkreises Aufgaben zur 
selbstständigen Erledigung übertragen.  

 3 Schulbehörden und Kreisschulbehörden regeln Aufgaben und Entscheidungsbefug-
nisse in Behördenerlassen.  

  
Präsidialbe-
fugnisse 

Art. 87  Dem zuständigen Mitglied des Stadtrats kommen folgende Präsidialbefugnisse 
zu:  
a. Vorsitz bei Verhandlungen der gesamtstädtischen Schulbehörden, Geschäftsleitung 

und allgemeine Aufsicht über das Schulwesen;  
b. Bezeichnung der Sekretärinnen und Sekretäre der gesamtstädtischen Schulbehör-

den in Absprache mit der jeweiligen Behörde;  
c. regelmässige Information über den Geschäftsgang der Schulbehörden einschliess-

lich Anfordern von Berichten;  
d. Teilnahme an den Sitzungen sämtlicher Schulbehörden, wobei sie oder er sich ver-

treten lassen oder die Protokolle einsehen kann;  
e. handeln anstelle der Kreisschulbehörden, wenn diese ihre Pflichten zum Vollzug der 

Gesetze nicht erfüllen.  
  
Schulleitungen Art. 88  1 Den Schulen der öffentlichen Volksschule mit ihren Betreuungseinrichtungen 

und den gemeindeeigenen Schulen stehen Schulleitungen vor.  
 2 Der Gemeinderat regelt die Aufgaben und Entscheidungsbefugnisse der Schulleitun-

gen, soweit sich diese nicht aus dem übergeordneten Recht ergeben. 
  
Schulkonvente Art. 89  1 Das Schulpersonal ist in Konventen zusammengeschlossen. 
 2 Der Gemeinderat regelt Zusammensetzung, Aufgaben und Organisation. 
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 B. Schulpflege 
Zusammen-
setzung 

Art. 90  1 Die Schulpflege besteht aus dem zuständigen Mitglied des Stadtrats als Schul-
präsidentin oder Schulpräsident (Vorsitz) und den Präsidentinnen und Präsidenten der 
Kreisschulbehörden. 

 2 Sie wählt die Vizepräsidentin oder den Vizepräsidenten. Diese oder dieser vertritt die 
Präsidentin oder den Präsidenten bei kurzen Abwesenheiten. 

 3 An den Sitzungen nehmen die Sekretärin oder der Sekretär der Schulpflege sowie ge-
mäss den Vorschriften des Gemeinderats je eine Vertretung der Schulleitungen und der 
Lehrpersonen mit beratender Stimme teil. 

  
Aufgaben Art. 91  1 Die Schulpflege ist die gesamtstädtische Schulbehörde, soweit nicht eigen-

ständige Schulkommissionen zuständig sind. Sie sorgt für die einheitliche sowie recht-
mässige und angemessene Anwendung der kantonalen und städtischen Vorschriften in 
den Schulkreisen und erstellt eine gesamtstädtische Schulplanung. 

 2 Sie erfüllt in eigener Kompetenz folgende Aufgaben:  
a. die Koordination der Tätigkeiten der Kreisschulbehörden;  
b. der Erlass von Reglementen oder Ausführungsbestimmungen über das Volksschul- 

und Betreuungswesen im Rahmen des kantonalen Rechts und der Vorschriften des 
Gemeinderats;  

c. die Beschlussfassung über schulische Pilotprojekte, soweit sie ihre Ausgabenkom-
petenzen nicht übersteigt;  

d. die Erstattung des Geschäftsberichts über die Volksschule zuhanden des Gemein-
derats;  

e. die Vertretung der städtischen Volksschule, insbesondere die gesamtstädtischen 
Vernehmlassungen und Stellungnahmen in Schulsachen zuhanden der kantonalen 
Oberbehörden;  

f. die Beaufsichtigung der vom zuständigen Departement geführten Sonderschulen 
und weiteren gesamtstädtischen sonderpädagogischen Angeboten, Förderung von 
deren Qualität und Sicherstellung der Zusammenarbeit mit der Regelschule.  

  
Ausgaben Art. 92  1 Der Schulpflege stehen im Rahmen ihrer Aufgaben folgende Befugnisse zu:  

a. der Ausgabenvollzug;  
b. die Bewilligung gebundener Ausgaben;  
c. die Bewilligung von neuen einmaligen Ausgaben bis Fr. 1 000 000.– für einen be-

stimmten Zweck und von neuen wiederkehrenden Ausgaben bis jährlich 
Fr. 100 000.– für einen bestimmten Zweck. 

 2 Sie kann ihre Befugnisse in einem Erlass massvoll und stufengerecht übertragen, ins-
besondere an die Präsidentinnen und Präsidenten der Kreisschulbehörden für die Be-
lange ihres Schulkreises. 

  
Antragstellung  Art. 93  1 Die Schulpflege stellt dem Stadtrat Antrag über:  

a. Finanz- und Aufgabenplan, Budget, Jahresrechnung;  
b. Beschlüsse über neue Ausgaben, die die Zuständigkeit der Schulpflege übersteigen;  
c. Bau, Erwerb und Abtretung von Schulbauten und -anlagen sowie gesamtstädtische 

Schulraumplanung; 
d. Schaffung neuer Stellen für den Schulbetrieb; 
e. Berichte, Anträge und Antworten zu Initiativen und Vorstössen im Gemeinderat; 
f. Erlass von Vorschriften über das Volksschulwesen, die in die Zuständigkeit des Ge-

meinderats oder des Stadtrats fallen, insbesondere der Vorschriften über die Anstel-
lung und Löhne der Lehrpersonen sowie die Erhebung von Gebühren wie Schul- 
und Kursgelder. 

 2 Sie reicht ihre Geschäfte an den Gemeinderat dem Stadtrat ein, der über deren Unter-
breitung an das Parlament entscheidet.  

  
 C. Kreisschulbehörden 
Zusammen-
setzung 

Art. 94  1 Für jeden Schulkreis wird eine Kreisschulbehörde bestellt. 
2 Die Kreisschulbehörden bestehen aus der Präsidentin oder dem Präsidenten der Kreis-
schulbehörde (Vorsitz) und 24 weiteren Mitgliedern. 
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 3 Der Gemeinderat regelt die Vertretung der Lehrpersonen und der Schulleitungen an 
den Sitzungen der Kreisschulbehörden. 

  
Aufgaben:  
a. Gesamtbe-
hörden 

Art. 95  1 Die Kreisschulbehörden leiten und beaufsichtigen das Schulwesen ihres 
Schulkreises, soweit dafür nicht ein anderes Organ zuständig ist.  
2 Ihnen obliegt im Rahmen des übergeordneten Rechts und nach Massgabe der Vor-
schriften des Gemeinderats insbesondere:  
a. die Aufsicht über die Schulen mit ihren Schulleitungen, Lehrpersonen, Betreuungs-

mitarbeitenden und weiteren Mitarbeitenden;  
b. die Beurteilung der Schulleitungen;  
c. die Genehmigung des Schulprogramms und weiterer Führungsdokumente der Schu-

len;  
d. die Abnahme der Rechenschaftslegung der Schulen.  

  
b. Präsidien Art. 96  1 Die Präsidentin oder der Präsident der Kreisschulbehörde leitet die Gesamtbe-

hörde. 
2 Ihr oder ihm obliegen im Rahmen des übergeordneten Rechts und nach Massgabe der 
Vorschriften des Gemeinderats in eigener Kompetenz:  
a. die Anstellung und Entlassung der Schulleitungen, der Lehrpersonen, der Betreu-

ungsmitarbeitenden und der weiteren Mitarbeitenden sowie deren Zuteilung an die 
Schulen;  

b. die Zuteilung der Schülerinnen und Schüler zu den Schulen;  
c. die Disziplinarmassnahmen gegen Schülerinnen und Schüler;  
d. die Anordnung sonderpädagogischer Massnahmen;  
e. die Zuweisung der Schulräume und Bewilligung der Nutzung von Schulanlagen zu 

ausserschulischen Zwecken.  
  
Antragstellung 
und Informa-
tion 

Art. 97  1 Die Kreisschulbehörden können bei der Schulpflege Geschäfte zur Behand-
lung anregen und Anträge stellen. 
2 Die Präsidentin oder der Präsident der Kreisschulbehörde ist verpflichtet, von der Kreis-
schulbehörde beschlossene Anträge an die Schulpflege an diese weiterzuleiten. 

 3 Sie oder er orientiert die Kreisschulbehörde regelmässig über die Beschlüsse der 
Schulpflege, die von gesamtstädtischer Bedeutung sind oder die Kreisschulbehörde un-
mittelbar betreffen. 

  
Rechtsmittel Art. 98  1 Gegen Beschlüsse der Gesamtbehörde gemäss Art. 95 sowie gegen Anord-

nungen von deren Präsidentin oder Präsidenten gemäss Art. 96 kann Rekurs gemäss 
kantonalem Recht eingelegt werden. Eine vorgängige stadtinterne Neubeurteilung ist 
ausgeschlossen.  

 2 Bei Anordnungen in Anwendung des städtischen Personalrechts kann beim Stadtrat ein 
Begehren um Neubeurteilung gestellt werden. 

  
 D. Schulkommissionen 
Bestand Art. 99  Es bestehen folgende eigenständige Schulkommissionen: 

a. Schulkommission für die Fachschule Viventa (Berufsvorbereitung, Integration, Er-
wachsenen- und Berufsbildung);  

b. Schulkommission Musikschule Konservatorium Zürich.  
  
Zusammen-
setzung 

Art. 100 1 Die Schulkommissionen bestehen aus dem zuständigen Mitglied des Stadtrats 
als Präsidentin oder Präsident und je 17 weiteren Mitgliedern. 

 2 Der Gemeinderat wählt die Mitglieder der eigenständigen Schulkommissionen, ein-
schliesslich einer Vizepräsidentin oder eines Vizepräsidenten. Diese oder dieser vertritt 
die Präsidentin oder den Präsidenten bei kurzen Abwesenheiten. 

 3 An den Sitzungen nehmen die Sekretärin oder der Sekretär der Schulkommission, die 
Leiterin oder der Leiter der Schule sowie gemäss den Bestimmungen des Gemeinderats 
je eine Vertretung der Lehrpersonen der unterstellten Schule sowie der Volksschule mit 
beratender Stimme teil. 

  
Aufgaben Art. 101 Den Schulkommissionen stehen zu:  
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a. Aufsicht über die jeweils unterstellte Schule, Förderung von deren Qualität und Si-
cherung der Zusammenarbeit mit der Volksschule und deren Behörden;  

b. Erlass der Reglemente, Lehrpläne, Ausbildungskonzepte und von weiteren Vor-
schriften im Rahmen der Bestimmungen des Gemeinderats;  

c. Erstattung des Geschäftsberichts an den Gemeinderat;  
d. Beschlüsse über die Durchführung von Schulversuchen, soweit sie die Ausgaben-

kompetenz der Schulkommission nicht übersteigen.  
  
Ausgaben Art. 102  1 Den Schulkommissionen stehen im Rahmen ihrer Aufgaben folgende Befug-

nisse zu:  
a. der Ausgabenvollzug;  
b. die Bewilligung gebundener Ausgaben;  
c. die Bewilligung von neuen einmaligen Ausgaben bis Fr. 1 000 000.– für einen be-

stimmten Zweck und von neuen wiederkehrenden Ausgaben bis jährlich 
Fr. 100 000.– für einen bestimmten Zweck.  

 2 Sie können ihre Befugnisse in einem Behördenerlass massvoll und stufengerecht über-
tragen. 

  
Antragstellung Art. 103 1 Die Schulkommissionen stellen dem Stadtrat Antrag über:  

a. Finanz- und Aufgabenplan, Budget und Jahresrechnung;  
b. Beschlüsse über neue Ausgaben, die die Zuständigkeit der Schulkommissionen 

übersteigen; 
c. Bau, Erwerb und Abtretung von Schulbauten und -anlagen; 
d. Schaffung neuer Stellen für Lehrpersonen; 
e. Berichte, Anträge und Antworten zu Initiativen und Vorstössen im Gemeinderat; 
f. Erlass von Vorschriften, die in die Zuständigkeit des Gemeinderats oder des Stadt-

rats fallen, insbesondere über die Anstellung und Löhne der Lehrpersonen sowie die 
Erhebung von Gebühren wie Schul- und Kursgeldern. 

 2 Sie reichen ihre Geschäfte an den Gemeinderat dem Stadtrat ein, der über deren Un-
terbreitung an das Parlament entscheidet.  

  
 IV. Sozialbehörde 
Zusammen-
setzung 

Art. 104  Die Sozialbehörde besteht aus dem zuständigen Mitglied des Stadtrats als Prä-
sidentin oder Präsident und acht weiteren Mitgliedern.  

  
Aufgaben: 
a. Sozialhilfe 

Art. 105  1 Die Sozialbehörde besorgt folgende Aufgaben:  
a. Erfüllung der Aufgaben gemäss Sozialhilfegesetz, ausgenommen im Asylbereich;  
b. Erlass von Richtlinien zur einheitlichen Gewährleistung der persönlichen Hilfe und 

Durchführung der wirtschaftlichen Hilfe;  
c. Entscheide über Ausnahmefälle von grundsätzlicher Bedeutung.  

 2 Sie überträgt Angestellten des zuständigen Departements Aufgaben im Sozialhilfebe-
reich zur selbstständigen Erledigung. Sie regelt in einem Behördenerlass Aufgaben und 
Entscheidungsbefugnisse.  

  
b. Asylbereich Art. 106  Die Sozialbehörde besorgt folgende Aufgaben im Asylbereich:  

a. Erlass von Richtlinien zur einheitlichen Gewährleistung der persönlichen Hilfe und 
Durchführung der wirtschaftlichen Hilfe durch die Asyl-Organisation Zürich;  

b. Entscheide über Ausnahmefälle von grundsätzlicher Bedeutung;  
c. Neubeurteilung von Anordnungen von Angestellten der Asyl-Organisation Zürich 

über die Ausrichtung von persönlicher und wirtschaftlicher Hilfe.  
  
c. Inspektorat  Art. 107 Die Sozialbehörde ist zuständig für die Bewilligung und die Erteilung von Ermitt-

lungsaufträgen an und die fachliche Aufsicht über das Inspektorat. 
  
Antragstellung Art. 108  Die Sozialbehörde reicht ihre Geschäfte an den Gemeinderat dem Stadtrat ein, 

der über deren Unterbreitung an das Parlament entscheidet.  
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 V. Städtische Angestellte 
Arbeitsverhält-
nis 

Art. 109  1 Das Arbeitsverhältnis der Angestellten ist öffentlich-rechtlich. 
2 Es wird vom Gemeinderat in Verordnungen geregelt. Der Stadtrat erlässt Vollzugsbe-
stimmungen. 

  
Grundsätze Art. 110  1 Die Verordnungen des Gemeinderats umfassen die Grundsätze der Personal-

politik sowie Bestimmungen über die Begründung, Dauer und Beendigung der Arbeits-
verhältnisse, über Versetzungen, vorsorgliche Massnahmen, den Rechtsschutz und den 
Datenschutz.  

 2 Sie regeln ausserdem die Rechte und Pflichten der Angestellten, insbesondere den An-
spruch auf Lohn, Ferien und Urlaub, die Entschädigung bei unverschuldeter Entlassung 
sowie die Mitwirkungsrechte.  

  
Lohnzu-
schläge 

Art. 111  Zur Anwerbung oder Erhaltung von besonders befähigten Angestellten, die ein 
besonders verantwortungsvolles Arbeitsgebiet betreuen und nicht vom Volk gewählt wer-
den, kann der Stadtrat Zuschläge zum Lohn bis auf einen Fünftel, der Gemeinderat bis 
auf einen Drittel des Höchstbetrags gewähren.  

  
 6. Teil: Weitere Stellen 
 I. Finanzkontrolle 
Aufgabe Art. 112  1 Die Finanzkontrolle prüft den Finanzhaushalt der Stadt und erstattet Stadtrat, 

Gemeinderat und Bezirksrat darüber Bericht.  
 2 Sie ist unabhängig.  
 3 Der Gemeinderat regelt die Einzelheiten in einer Verordnung.  
  
 II. Wahlbüro 
Zentralwahl-
büro 

Art. 113  1 Das Zentralwahlbüro besteht aus je einer Vertreterin oder einem Vertreter der 
Kreiswahlbüros und der Stadtpräsidentin als Vorsitzender oder dem Stadtpräsidenten als 
Vorsitzendem. 

 2 Die Stadtschreiberin oder der Stadtschreiber besorgt das Sekretariat. 
 3 Das Zentralwahlbüro erwahrt aufgrund der Auswertungsergebnisse der Kreiswahlbüros 

die Abstimmungs- und Wahlergebnisse. Diese werden innert kurzer Frist veröffentlicht.  
  
Kreiswahl- 
büros 

Art. 114  1 In jedem Wahlkreis besteht ein Kreiswahlbüro.  
2 Die Kreiswahlbüros besorgen die Aufgaben, die das Gesetz über die politischen Rechte 
dem Wahlbüro zuweist und soweit nicht ein anderes Organ zuständig ist. 

  
 III. Betreibungs- und Friedensrichterämter 
Betreibungs-
beamtinnen  
oder -beamte 

Art. 115  1 Die Betreibungsbeamtinnen und -beamten (Stadtamtsfrauen und Stadtammän-
ner): 
a. besorgen die ihnen gemäss eidgenössischer und kantonaler Gesetzgebung zukom-

menden Aufgaben;  
b. führen die freiwilligen Versteigerungen durch.  

 2 Das Anstellungsverhältnis richtet sich nach den Bestimmungen des Personalrechts. 
Dem Stadtrat kommen die aufsichtsrechtlichen Befugnisse einer Anstellungsinstanz zu. 

 3 Bei Anordnungen der Betreibungsbeamtinnen und -beamten (Stadtamtsfrauen und 
Stadtammänner) in Anwendung des städtischen Personalrechts kann beim Stadtrat ein 
Begehren um Neubeurteilung gestellt werden. 

 4 Das Amtslokal wird vom Stadtrat bestimmt. 
  
Friedensrich-
terinnen oder  
-richter 

Art. 116  1 Die Friedensrichterinnen und Friedensrichter sind Schlichtungsbehörde ge-
mäss der Schweizerischen Zivilprozessordnung, soweit nichts anderes bestimmt ist. 
2 Die Entlöhnung richtet sich nach den Bestimmungen des Personalrechts. 

  
Kostentragung Art. 117  1 Die Stadt trägt die Kosten für die Betreibungs- (Stadtammann-) und Friedens-

richterämter.  
 2 Die Betreibungsbeamtinnen und -beamten (Stadtamtsfrauen und Stadtammänner) und 

die Friedensrichterinnen und -richter unterbreiten dem Stadtrat Budget und Rechnung.  
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 IV. Ombudsstelle 
Aufgaben Art. 118  1 Die Ombudsperson vermittelt im Verkehr zwischen verwaltungsexternen Per-

sonen sowie städtischen Angestellten einerseits und der Stadtverwaltung anderseits. 
 2 Sie prüft Beschwerden, die gegen die Stadtverwaltung erhoben werden. 
 3 Sie kann auch von sich aus tätig werden. 
  
Organisation Art. 119  1 Die Ombudsperson ist in ihrer Tätigkeit unabhängig. Sie regelt das Verfahren 

und ernennt die Angestellten der Ombudsstelle.  
 2 Ihre Inanspruchnahme steht jeder natürlichen und juristischen Person offen, die daran 

ein Interesse hat, und ist kostenlos.  
 3 Die Stellvertreterin oder der Stellvertreter übernimmt in Fällen von längerer, ausseror-

dentlicher Abwesenheit alle Aufgaben und Befugnisse der Ombudsperson. Der Gemein-
derat regelt die Entschädigung.  

  
Verfahren Art. 120  1 Die Ombudsperson klärt ab, ob die Stadtverwaltung nach Recht und Billigkeit 

verfährt. 
 2 Sie kann jederzeit von der Stadtverwaltung schriftliche oder mündliche Auskünfte einho-

len, Besichtigungen durchführen und die Akten beiziehen.  
 3 Behördenmitglieder und Angestellte sind der Ombudsperson gegenüber von der 

Schweigepflicht entbunden. Sie wahrt das Amtsgeheimnis, soweit es schutzwürdige öf-
fentliche oder private Interessen gebieten. 

  
Stellungnah-
men 

Art. 121  1 Die Ombudsperson nimmt nach Abschluss des Verfahrens zur untersuchten 
Angelegenheit in geeigneter Weise Stellung, hat aber keine Entscheidungs- und Wei-
sungsbefugnis. 

 2 Die Stellungnahmen der Ombudsperson werden den Beteiligten, der vorgesetzten Ver-
waltungsbehörde und nach ihrem Ermessen auch weiteren Stellen zur Kenntnis ge-
bracht. 

  
Berichterstat-
tung 

Art. 122  1 Die Ombudsperson erstattet dem Gemeinderat mindestens einmal jährlich Be-
richt über ihre Geschäftsführung.  

 2 Sie kann darin auf Mängel im geltenden Recht und in der Verwaltungstätigkeit hinwei-
sen und Änderungen oder Verbesserungen anregen.  

  
 V. Datenschutzstelle 
Aufgaben und 
Organisation 

Art. 123  1 Die Aufgaben und Befugnisse der oder des Datenschutzbeauftragten richten 
sich nach den kantonalen Datenschutzerlassen sowie nach einer vom Gemeinderat zu 
erlassenden Vollzugsverordnung über den Datenschutz. 

 2 Die Stellvertretung der oder des Datenschutzbeauftragten wird vom Gemeinderat gere-
gelt.  

  
 7. Teil: Öffentliche Anstalten 
 I. Vorsorgestiftung 
Aufgaben und 
Organisation 

Art. 124  1 Die berufliche Vorsorge des Personals und der Behördenmitglieder soll für die 
Versicherten zu einem angemessenen Schutz gegen die wirtschaftlichen Nachteile von 
Alter, Invalidität und Tod führen. 

 2 Sie erfolgt durch die von der Stadt errichtete öffentlich-rechtliche Vorsorgestiftung.  
  
Stiftungsur-
kunde und 
Beiträge 

Art. 125  Der Gemeinderat erlässt die Stiftungsurkunde. Er legt aufgrund eines Vor-
schlags der Vorsorgestiftung die Beiträge der Stadt und der städtischen Versicherten 
fest.  

  
Arbeitgeber-
vertretung 

Art. 126  1 Der Stadtrat wählt die städtischen Arbeitgebervertretungen im Stiftungsrat der 
Vorsorgestiftung.  

 2 Er ist befugt, die Versicherung einzelner Personalgruppen und Behördenmitglieder bei 
einer anderen Vorsorgeeinrichtung zu bewilligen.  

  
 II. Unfallversicherung 
Organisation Art. 127  1 Die Stadt führt eine Unfallversicherung in Form einer öffentlich-rechtlichen An-

stalt mit eigener Rechtspersönlichkeit.  
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 2 Der Gemeinderat regelt die Grundzüge der Organisation.  
 3 Im Übrigen erlässt der Stadtrat die massgebenden Bestimmungen.  
  
 III. Asyl-Organisation 
Organisation Art. 128  1 Die Stadt führt eine Asyl-Organisation Zürich (AOZ) in Form einer öffentlich-

rechtlichen Anstalt mit eigener Rechtspersönlichkeit.  
 2 Der Gemeinderat regelt die Grundzüge der Organisation und übt die Oberaufsicht aus.  
  
Organe Art. 129  1 Die obersten Organe der AOZ sind der Verwaltungsrat, die Direktion und die 

Kontrollstelle. 
 2 Der Verwaltungsrat ist unter der Aufsicht des Stadtrats für die strategische Führung der 

AOZ zuständig. Er erlässt mit Genehmigung des Stadtrats die erforderlichen Reglemente 
und ist anstaltsinterne Neubeurteilungsinstanz, soweit nicht die Sozialbehörde zuständig 
ist.  

 3 Die Direktion ist für die operative Führung der AOZ zuständig.  
  
Aufgaben Art. 130  1 Die AOZ nimmt die Aufgaben im Asylbereich wahr, zu denen die Stadt kraft 

übergeordneten Rechts verpflichtet ist. 
 2 Sie erfüllt Aufgaben im Rahmen von Leistungsvereinbarungen mit Dritten. 
 3 Sie leistet Betreuung für anerkannte Flüchtlinge und erbringt Dienstleistungen im Be-

reich der Integration.  
  
Finanzierung Art. 131  Die für die Stadt erbrachten Leistungen werden mittels Steuern, die Leistungen 

für Dritte nach dem Verursacherprinzip finanziert.  
  
Arbeitsverhält-
nisse 

Art. 132  1 Die Arbeitsverhältnisse des Personals sind öffentlich-rechtlich und richten sich 
nach den Bestimmungen des Personalrechts der Stadt. 

 2 Die AOZ kann mit Genehmigung des Stadtrats hinsichtlich des Lohnes, der Arbeitszeit, 
der Ferien sowie der Beendigung des Arbeitsverhältnisses abweichende Bestimmungen 
festlegen, soweit es aus betrieblichen Gründen erforderlich ist.  

 3 Sie kann mit Genehmigung des Stadtrats mit den Personalverbänden Gesamtarbeits-
verträge abschliessen.  

  
 IV. Kongresshaus-Stiftung 
Organisation Art. 133  1 Unter dem Namen Kongresshaus-Stiftung Zürich besteht eine öffentlich-rechtli-

che Anstalt mit eigener Rechtspersönlichkeit.  
 2 Der Gemeinderat regelt die Grundzüge der Organisation und übt die Oberaufsicht aus. 
 3 Der Stadtrat nimmt die allgemeine Aufsicht wahr. 
  
Organe Art. 134  1 Die obersten Organe der Stiftung sind der Stiftungsrat und die Prüfstelle.  
 2 Der Stiftungsrat kann Reglemente erlassen.  
  
Aufgaben Art. 135  1 Zweck der Stiftung ist die Bereitstellung und der Betrieb eines Kongress- und 

Konzertgebäudes am General-Guisan-Quai.  
 2 Die Stiftung kann den Betrieb des Gebäudes ganz oder teilweise vertraglich an Dritte 

übertragen.  
 3 Sie verfolgt keine Gewinnabsicht.  
  
Finanzierung Art. 136  Die Stiftung finanziert die Bereitstellung und den Betrieb durch Entgelte der Nut-

zenden des Kongressgebäudes und der Tonhalle, damit die Kosten für den langfristigen 
Erhalt des Gebäudes möglichst gedeckt werden.  

  
 8. Teil: Schlussbestimmungen 
Aufhebung 
bisherigen 
Rechts 

Art. 137  Die Gemeindeordnung vom 26. April 1970 wird aufgehoben.  

  
Inkrafttreten Art. 138  Der Stadtrat setzt diese Gemeindeordnung nach der Genehmigung durch den 

Regierungsrat in Kraft.  
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 9. Teil: Übergangsbestimmungen 
Stadtplan Art. 139  Der digitale Stadtplan nach Art. 4 Abs. 2 entspricht im Zeitpunkt des Inkrafttre-

tens dieser Gemeindeordnung dem geltenden, im Stadtarchiv liegenden Stadtplan.  
  
Reduktion 
CO2-Ausstoss 

Art. 140  Für die Reduktion des CO2-Ausstosses auf eine Tonne pro Einwohnerin oder 
Einwohner und Jahr setzt die Stadt das Jahr 2050 als Ziel.  

  
Beteiligung an 
Atomkraftwer-
ken 

Art. 141  1 Die Beteiligung der Stadt an Atomkraftwerken sowie der Bezug von Atomstrom 
sind längstens bis zum Jahr 2034 zulässig. 
2 Der Stadtrat wird ermächtigt, die bestehenden Beteiligungen des Elektrizitätswerks der 
Stadt Zürich (ewz) an der Kernkraftwerk Gösgen-Däniken AG (KKG) und an der Aktien-
gesellschaft für Kernenergiebeteiligungen Luzern (AKEB) zu verkaufen. 

  
Verkehr  Art. 142  1 Der prozentuale Anteil des öffentlichen Verkehrs, des Fuss- und des Velover-

kehrs am gesamten Verkehrsaufkommen in der Stadt soll bis 24. Oktober 2022 um min-
destens 10 Prozentpunkte erhöht werden; massgebend sind dabei die zurückgelegten 
Wege auf Stadtgebiet bezüglich des Gesamtverkehrs. Die Stadt trifft dazu die notwendi-
gen Massnahmen und veröffentlicht jährlich einen Zwischenbericht.  

 2 Zur Umsetzung von Art. 11 Abs. 2 Sätze 2 und 3 GO realisiert die Stadt bis spätestens 
10 Jahre nach Inkrafttreten dieser Bestimmungen ein Netz aus sternförmigen sowie tan-
gentialen Veloschnellrouten mit einer Länge von insgesamt mindestens 50 Kilometern. 
Die Stadt veröffentlicht bis zur Erreichung dieses Ziels einen jährlichen Zwischenbericht. 

  
Mietwoh-
nungsbestand 

Art. 143  Für das Erreichen von einem Drittel des Mietwohnungsbestands im Eigentum 
von gemeinnützigen Wohnbauträgerinnen oder Wohnbauträgern setzt die Stadt das Jahr 
2050 als Ziel.  

 
Mitteilung an den Stadtrat 

 
 
 
 

 E i n g ä n g e 
 
An den nachfolgenden Texten werden keine sprachlichen Korrekturen vorgenommen. 

 
 

3204. 2020/509 
Motion von Sebastian Vogel (FDP) und Dr. Frank Rühli (FDP) vom 18.11.2020: 
Nutzung der CO2-Fördergelder der Stiftung Klimaschutz und CO2-Kompensation 
(KliK) und Verwendung dieser Gelder als «Anschubfinanzierung» für weitere 
stadteigene Projekte zur Vermeidung von CO2-Ausstoss 

  
Von Sebastian Vogel (FDP) und Dr. Frank Rühli (FDP) ist am 18. November 2020  
folgende Motion eingereicht worden: 
 
Der Stadtrat wird beauftragt, dem Gemeinderat eine Weisung zur Nutzung CO2-Fördergelder der Stiftung 
KliK und die Nutzung dieser als «Anschubfinanzierung» von weiteren stadteigenen Projekten zur Vermei-
dung von CO2-Ausstoss vorzulegen.  
 
Begründung:  
Die Stadt Zürich hat es sich zum Ziel gesetzt, ihren Beitrag zur weltweiten Senkung der CO2-Werte beizu-
steuern. Die Stadt initiiert und beteiligt sich derzeit an diversen Projekten und Mass- nahmen um die hoch-
gesteckten Ziele (wie zum Beispiel die 2000 Watt – Gesellschaft oder Netto-Null-Ziel) zu erreichen. Dass 
diese Anstrengungen zur Senkung der CO2 selbstreden nicht an den Stadtgrenzen halt machen und 
schweizweit bzw. sogar weltweiter Anstrengungen bedarf, ist eigentlich selbstverständlich. Die vielfältigen 
Aktivitäten der Stadt Zürich bedeutet aber auch ein nicht unerheblicher finanzieller Mehraufwand für die 
Steuerzahler und Konsumenten unserer Gemeinde. Um die ambitionierten Klima-Ziele zu erreichen und die 
finanziellen Mittel der öffentlichen Hand zu schonen müssen alle zur Verfügung stehenden Optionen genutzt 
werden. Dafür kann und muss die Stadt auch vorhandene Fördergelder nutzen.  
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Die geltende, gesetzliche CO2-Kompensationspflicht verpflichtet die Treibstoffimporteure bis zu 10% der bei 
der Nutzung fossiler Treibstoffe entstehenden CO2-Emissionen durch Klimaschutz- massnahmen im Inland 
zu kompensieren. 
Die Stiftung KliK erfüllt im Auftrag der Mineralölgesellschaften diese gesetzliche Pflicht. Die Stif- tung finan-
ziert vom Bundesamt für Umwelt (BAFU) genehmigte Klimaschutzmassnahmen, in- dem sie die dabei er-
zielten Emissionsreduktionen in Form von Bescheinigungen erwirbt. Sie fördert Klimaschutzmassnahmen in 
der Schweiz (rund eine Milliarde CHF zwischen 2013 und 2020, deutlich mehr für die Periode 2021-2030). 
Schweizweit werden derzeit zum Beispiel rund 280 Wärmeverbünde durch KliK unterstützt, auch in diversen 
Gemeinden im Kanton Zürich.  
Die Stadt Zürich (und Energie 360) setzt solche Massnahmen um (insbesondere Fernwärme), verzichtet 
aber neu explizit auf den Fördergeldern der Stiftung KliK. Folgende Begründung wurde zu diesem Sachver-
halt genannt: Mit der Förderung kauft die Stiftung KliK die CO2- Reduktionen aus den geförderten Projekten 
bis 2030. Die Stadt Zürich wolle die CO2-Reduktionen jedoch für sich «behalten».  
Als Beispiel kann das Projekt «Fernwärme Tiefenbrunnen» genannt werden. Gemäss Medienmitteilung der 
Energie 360 wird eine CO2-Reduktion von 4'500 tCO2/Jahr erwartet. Ohne die KliK Fördergelder von 100 
CHF/tCO2 für die Fernwärme verzichtet die Stadt Zürich auf einer halben Million pro Jahr nur schon im Falle 
des Projektes Tiefenbrunnen!  
Ein weiteres Beispiel sind die Hybridbusse der VBZ: Der Vertrag mit myclimate (KliK finanziert das Pro-
gramm) wurde im 2016 unterschrieben, was Förderungsgelder von mindestens 70'000 CHF / Jahr zuguns-
ten der öffentlichen Kassen betrachte. Der bisherige Vertrag wurde im 2020 gekündigt. Nebst der Anschub-
finanzierung von neuen Projekten besteht auch die Möglichkeit der Förderung zur Betriebsoptimierungen 
schon laufender Projekte. Zu nennen ist hier zum Beispiel das Förderprogramm zur Steigerung der Energie-
effizienz in fossil beheizten Mietgebäuden des Vereins energo. 
Abschliessend ist zu sagen, dass es nicht nachzuvollziehen ist, weshalb diese Gelder von der Stadt Zürich 
nicht angetastet werden, obschon sie damit einerseits den öffentlichen Haushalt finanziell entlastet oder mit 
den erhaltenen Fördergeldern in neue Projekte zu investieren. Mit diesen Geldern können die Wärmever-
bunde schneller oder grossflächiger ausgebaut werden. Damit wird noch mehr zur Bekämpfung des Klima-
wandels beitragen, sowohl in Zürich als auch schweiz- bzw. weltweit. 
 
Mitteilung an den Stadtrat 

 
 

3205. 2020/510 
Postulat von Florian Utz (SP), Selina Walgis (Grüne) und 12 Mitunterzeichnenden 
vom 18.11.2020: 
Weiterführung der Kunststoff-Sammlung in Höngg und Schwamendingen 

  
Von Florian Utz (SP), Selina Walgis (Grüne) und 12 Mitunterzeichnenden ist am  
18. November 2020 folgendes Postulat eingereicht worden: 
 
Der Stadtrat wird gebeten zu prüfen, wie die Kunststoff-Sammlung in Höngg und Schwamendingen fortge-
führt werden kann.  
 
Begründung: 
Im Frühsommer hat ERZ in Höngg und Schwamendingen versuchsweise eine Kunststoff-Sammlung einge-
führt. Nun – rund einen Monat vor dem Ende des Versuchszeitraums – hält ERZ fest, dass die Reaktionen 
der Bevölkerung „sehr positiv“ gewesen seien; das Entsorgungsangebot sei „sehr stark genutzt worden“, 
und die Nutzerinnen und Nutzer hätten ihren Kunststoffabfall auch vorbildlich vom übrigen Abfall getrennt. 
Mit anderen Worten waren die Erfahrungen also rundum positiv. 
Als einziger Wermutstropfen führt ERZ an, dass das Volumen des gesammelten Kunststoffs „die grösste 
Herausforderung“ gewesen sei; deshalb habe man die Anzahl der Sammelbehälter verdoppeln müssen. 
Dieser Umstand spricht jedoch nicht gegen die Fortführung der Kunststoff-Sammlung, sondern im Gegenteil 
für eine solche Fortführung – schliesslich ist es ja genau das Ziel, dass möglichst viel Kunststoff recycelt 
werden kann. 
Angesichts dieser Tatsachen gibt es keinen plausiblen Grund, weshalb der Versuch nun abgebrochen wer-
den soll. ERZ-Direktor Daniel Aebli hält in der Medienmitteilung von ERZ selber fest: „Kunststoffe zu sam-
meln macht Sinn. Wir bleiben deshalb am Ball“. Das begrüssen wir sehr. Und genau deshalb finden wir, 
dass das Spiel weder in die Pause gehen noch abgebrochen werden sollte. 
Im Gegenteil sollte die Kunststoff-Sammlung in Höngg und Schwamendingen in die Verlängerung gehen, 
sodass die Bevölkerung das liebgewonnene Angebot weiterhin nutzen kann. Ohne Frage liessen sich dank 
einer solchen Verlängerung des Versuchs – gegebenenfalls auch mit Änderungen der Modalitäten – noch 
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weitere wertvolle Erkenntnisse gewinnen, damit die vorgesehene flächendeckende Einführung des Plastik-
Recyclings zum einen zeitnah und zum anderen auf möglichst ökologische Weise erfolgen kann, also insbe-
sondere mit einer möglichst weitgehenden Schliessung des Wertstoffkreislaufs und möglichst kurzen Trans-
portwegen. 
 
Mitteilung an den Stadtrat 

 
 

3206. 2020/511 
Postulat von Anjushka Früh (SP) und Vera Ziswiler (SP) vom 18.11.2020: 
Überarbeitung des städtischen Personalrechts hinsichtlich der Verwendung einer 
Terminologie, die der Vielfalt der Geschlechter und Beziehungsformen vollum-
fänglich gerecht wird 

  
Von Anjushka Früh (SP) und Vera Ziswiler (SP) ist am 18. November 2020 folgendes 
Postulat eingereicht worden: 
 
Der Stadtrat wird aufgefordert zu prüfen, wie das städtische Personalrecht dahingehend umfassend überar-
beitet werden kann, dass eine durchgehend inklusive Terminologie verwendet wird. 
 
Begründung: 
Die Beratung der Weisung 2020/175, «Human Resources Management, Teilrevision des Personalrechts 
und der Ausführungsbestimmungen zum Personalrecht betreffend Urlaube bei Mutter- und Vaterschaft so-
wie für Betreuung oder Pflege Angehöriger» hat gezeigt, dass in den personalrechtlichen Regelungen eine 
Terminologie verwendet wird, welche der Vielfalt der Geschlechter und Beziehungsformen nicht vollumfäng-
lich gerecht wird. So beschränken sich die personalrechtlichen Regelungen beispielsweise auf die Begriffe 
«Mutter» und «Vater» sowie «weibliche» und «männliche» Angestellte. Mit dieser Terminologie können sich 
aber nicht alle Personen, insbesondere Trans Menschen, identifizieren. 
Vor diesem Hintergrund ist es angezeigt, das städtische Personalrecht und die dazugehörigen Ausführungs-
bestimmungen – unter Beizug und in Zusammenarbeit mit u.a. der Fachstelle für Gleichstellung und dem 
Transgender Network Switzerland – umfassend zu überarbeiten unter Verwendung einer konsequent inklu-
siven Terminologie. Damit kann die gelebte Vielfalt auch in der Sprache Ausdruck finden und es kann er-
reicht werden, dass die personalrechtlichen Regelungen dieser Vielfalt der Geschlechtsidentitäten und Be-
ziehungsformen entsprechen. 
 
Mitteilung an den Stadtrat 

 
 

3207. 2020/512 
Postulat von Urs Helfenstein (SP) und Sven Sobernheim (GLP) vom 18.11.2020: 
Ökologisch sinnvolle Umrüstung der Trolleybusse auf Akku-Betrieb und  
Schnelllader 

  
Von Urs Helfenstein (SP) und Sven Sobernheim (GLP) ist am 18. November 2020  
folgendes Postulat eingereicht worden: 
 
Der Stadtrat wird aufgefordert zu prüfen, wie Trolleybusse ökologisch sinnvoll etappenweise auf Akku-Be-
trieb und Schnelllader umgerüstet werden können. Die Oberleitungen der VBZ-Trolleybuslinien sollen zu-
gunsten eines attraktiveren Stadtbildes sukzessive entfernt werden, mit dem Ziel einer vollständigen Entfer-
nung. Es soll ein breiter Technologiemix (Schnelllader, Nachtladungen, Teilelektrifizierung) erreicht werden. 
Diese langfristigen Ziele sollen auch in der Elektrobusstrategie abgebildet werden. 
 
Begründung:  
In der Stadt Zürich existieren mit den Linien 31, 32, 33, 46, 72, 83 gegenwärtig sechs Trolleybuslinien. Mit 
den Linien 69 und 80 werden zwei weitere teilweise mit Oberleitungen ausgerüstet. 
Die Stadt baut einzelne, teure Oberleitungsanlageteile an Plätzen ab, wo sich Linien kreuzen oder verteilen. 
Weil diese Teile (Weichen, parallele Führungen, etc.) mit den heutigen technischen Möglichkeiten der 
Busse bereits heute nicht mehr zwingend nötig sind, können die Kosten gesenkt werden 
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In seiner Elektrobusstrategie (auch genannt: «Elektrifizierungsstrategie» oder «E-Bus Strategie» oder «e-
Bus VBZ») hat der Stadtrat das Teilelektrifizieren – ca. 50% der Strecke mit Fahrleitung – und das Depotla-
den in der Garage vorgesehen, nicht aber das Schnellladen an (End-)Haltestellen, wie es zum Beispiel die 
VBG beim ETH-Link betreibt. Auch hat der Stadtrat kürzlich beschlossen, eine erste Serie reiner E-Quartier-
busse ohne Stromabnehmer zu bestellen. 
Damit betreibt der Stadtrat einen Fokus auf eine einzelne Technologieart bei der Elektromobilität und ver-
harrt auch immer noch zu sehr auf das Montieren von Fahrleitungen. Ganz im Gegensatz zu den Basler 
Verkehrs-Betrieben (BVB), welche bis 2027 mit E-Doppelgelenkbussen fahren wollen. 
Aufgrund der teilweise steilen Strecken in der Stadt Zürich und dem heutigen Stand der Kapazitäten der Ak-
kus bzw. deren Ladung werden Trolleybusfahrleitungen zwar noch einige Jahr zum Stadtbild gehören. Doch 
soll bei jeder Instandsetzung / Erneuerung die Notwendigkeit von Oberleitungen geprüft werden und wenn 
immer möglich zugunsten eines attraktiveren Stadtbildes abgebaut werden. 
 
Mitteilung an den Stadtrat 

 
 

3208. 2020/513 
Postulat von Sebastian Vogel (FDP) und Elisabeth Schoch (FDP) vom 18.11.2020: 
Strategie für den Bereich Kunststoff-Sammlung und Plastik-Recycling in verstärk-
ter Zusammenarbeit mit privaten Anbietern 

  
Von Sebastian Vogel (FDP) und Elisabeth Schoch (FDP) ist am 18. November 2020  
folgendes Postulat eingereicht worden: 
 
Der Stadtrat wird aufgefordert zu prüfen, im Bereich Kunststoffsammlung und Plastik-Recycling eine zu-
kunftsorientierte Strategie in der verstärkten Zusammenarbeit mit privaten Anbietern zu erarbeiten, die fi-
nanziell und logistisch für die Stadt Zürich tragbar ist.  
 
Begründung: 
Das ERZ-Projekt rund um die Kunststoff-Sammel-Stellen, das schon in der schriftlichen Anfrage durch Mit-
glieder der FDP-Fraktion (GR Nr. 2020/317) thematisiert wurde, findet seinen Abschluss. Wie aus der Medi-
enmitteilung vom 11. November 2020 zum sich im Abschluss befindenden, sechsmonatigen Testprojekt 
herauszulesen war, kamen die Verantwortlichen im ERZ zu verschiedenen Schlussfolgerungen.  
Einerseits seien die Reaktionen auf das Angebot der Kunststoff-Sammel-Stelle in Höngg und 
Schwamendingen seitens der Bevölkerung positiv ausgefallen. Es kam eine sehr grosse Sammelmenge 
zusammen, nämlich bis zur ersten Novemberwoche rund 60 Tonnen Kunststoffabfall. Andererseits mussten 
die Projektverantwortlichen bestätigen, dass allein schon das Einsammeln des entstandenen Abfall-Volu-
mens, u.a. aus logistischer Sicht, eine Herausforderung darstellt. Die Anzahl der Sammelbehälter musste 
bereits kurz nach dem Teststart mehr als verdoppelt und der Kunststoff bis zu dreimal täglich abgeholt wer-
den. 
Weiter wurde in der ERZ-Medien-Mitteilung deutlich auch auf die finanziellen Konsequenzen einer stadtweit 
geordneten Sammlung und Abholung an jeder der 165 Wertstoffsammelstellen hingewiesen. Dass das ERZ 
aus Gründen der Logistik und vor allem der Finanzierung das Projekt nach dem Ende der Versuchsphase 
nicht weiterführt, ist zu begrüssen. Um längerfristig eine Alternative anbieten zu können, werde man sich 
laut Medienmittteilung auf die Suche nach möglichen Partnern wie dem Detailhandel mache. Die Unter-
zeichneten wünschen eine Ausweitung der Suche nach Partnern in der Privatwirtschaft, Unternehmen mit 
Erfahrung im komplexen Bereich der Entsorgungswirtschaft, um zukünftig eine finanziell tragbare, stadt-
weite Lösung zur Kunststoffsammlung und des Plastikrecycling zu präsentieren. Konkret sind hier Firmen 
wie WeRecycle zu nennen, die schon einen breiten Erfahrungsschatz rund um das Thema Recycling mit-
bringen und auch in der Stadt Zürich im Entsorgungsbereich tätig sind. Die Rolle der Stadt Zürich bzw. des 
ERZ soll dabei vor allem in der Erarbeitung der nötigen Rahmenbedingungen bestehen, dies in enger Ab-
sprache mit den zukünftigen Dienstleistern. Ziel soll es sein, eine funktionierende Kooperation zwischen 
ERZ und privaten Anbietern zu erreichen, damit stadtweit ein für die öffentliche Hand finanziell vertretbares 
System der Kunststoffsammlung und des Plastikrecycling entsteht. Dies vorausgesetzt, dass sich erweist, 
dass die separate Kunststoffsammlung aus ökologischen Gründen Sinn macht. Denn eine Sammlung des 
Kunststoffs macht nur Sinn, wenn ein Grossteil des Kunststoffs auch wiederverwertet werden kann. Ein se-
parates Einsammeln und Entsorgen im Kehrichtheizkraftwerk ist nicht sinnvoll, weder ökologisch noch öko-
nomisch. Als Richtwert für eine gesamtstädtische Kunststoffsammlung bietet sich zum Beispiel an, dass 60 
Gewichtsprozent des Sammelguts wiederverwertet werden können und 40 Gewichtsprozent im Kehricht-
heizkraftwerk entsorgt werden. 
 
Mitteilung an den Stadtrat 
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3209. 2020/514 
Interpellation von Stefan Urech (SVP) und Samuel Balsiger (SVP) vom 18.11.2020: 
Studie betreffend Rassismus in den obligatorischen Lehrmitteln der Stadt,  
Stellungnahme zur Feststellung der Tabuisierung dieser Thematik durch «weisse 
Lehrpersonen», zur Qualifikation der Autorinnen und zur Finanzierung der Studie 

  
Von Stefan Urech (SVP) und Samuel Balsiger (SVP) ist am 18. November 2020  
folgende Interpellation eingereicht worden: 
 
Finanziert von der Stadt Zürich haben Rahel El-Maawi und Mandy Abou Shoak diverse in der Stadt Zürich 
obligatorische Lehrmittele auf Rassismus untersucht.  
In ihrer Analyse erheben die beiden Frauen massive Vorwürfe. Diverse obligatorische Lehrmittel, darunter 
auch das eben erst vom Lehrmittelverlag lancierte Geschichtsbuch «Gesellschaften im Wandel, Geschichte 
und Politik – Band 1», würden gemäss der Studie «gewaltvoll, einseitig und unkritisch mit Geschichte» um-
gehen und Rassismen «unhinterfragt stützen». Es wird behauptet, für «Schüler*innen of Color und 
schwarze Schüler*innen» könne der Gebrauch dieser Lehrmittel Einfluss auf deren «psychische als auch 
physische Gesundheit haben». Ausserdem kommen die beiden Frauen zum Schluss, dass weisse Lehrper-
sonen dazu neigen, «Rassismuserfahrung der Schüler*innen zu dethematisieren und Rassismus als Thema 
zu tabuisieren».  
 
In diesem Zusammenhang bitten wir den Stadtrat um die Beantwortung folgender Fragen: 
1. Ist die verallgemeinernde Aussage, dass «weisse Lehrpersonen» dazu neigen, Rassismuserfahrung 

der Schüler*innen zu dethematisieren und Rassismus als Thema zu tabuisieren» gemäss StGB Artikel 
261 als rassistisch einzustufen? Wenn ja, wird der Stadtrat Anklage erheben?  

2. Ist der Stadtrat der Auffassung, dass zwei Personen mit einem Fachhochschulabschluss in sozialer 
Animation und expressiven Tanzkünsten qualifiziert sind, eine historisch korrekte Aufarbeitung von Ge-
schichtslehrmitteln zu machen? Wenn ja: Wird sich die Stadt Zürich beim Regierungs- und Bildungsrat 
des Kanton Zürichs als Folge davon dafür einsetzen, dass der Zwang zum Gebrauch dieser Lehrmittel 
gelockert wird? 

3. Mit welchem Betrag wurde diese Studie unterstützt? 
 
Mitteilung an den Stadtrat 

 
 

 Die Motion, die vier Postulate und die Interpellation werden auf die Tagliste der nächs-
ten Sitzung gesetzt. 

 
 

3210. 2020/515 
Dringliche Schriftliche Anfrage von Walter Angst (AL), Alexander Brunner (FDP) 
und 37 Mitunterzeichnenden vom 18.11.2020: 
Situation von Kitas und Tagesfamilienorganisationen als Folge der 2. Welle der 
Corona-Pandemie, Angaben zur aktuellen personellen und finanziellen Situation, 
Möglichkeiten zur Unterstützung der Kitas und Folgen bei personellen Engpässen 
sowie Szenarien zur Unterstützung der Trägerschaften 

  
Von Walter Angst (AL), Alexander Brunner (FDP) und 37 Mitunterzeichnenden ist am 
18. November 2020 folgende Dringliche Schriftliche Anfrage eingereicht worden: 
 
Die Stadt Zürich hat Kitas und Tagesfamilienorganisationen und vor allem auch die Eltern während des 
Lockdowns mit der Übernahme der Betreuungsbeiträge der Eltern rasch und unbürokratisch unterstützt. Der 
Druck auf die Einrichtungen hat sich in den letzten Wochen wieder erhöht und ist teilweise aufgrund der ver-
schärften epidemologischen Lage gar höher als damals im März. Epidemiologische Gründe oder personelle 
Engpässe werden voraussichtlich zu punktuellen vorübergehenden Schliessung von Angeboten führen. Es 
ist bekannt, dass fast alle Trägerschaften unter finanziellem Druck stehen. Die Ausgestaltung der Ausfall-
entschädigung hat bereits zu einem finanziellen Verlust bei den Trägerschaften geführt. Es muss damit ge-
rechnet werden, dass einzelne Trägerschaften von Kitas und Tagesfamilienorganisationen wegen sinkender 
Nachfrage und betrieblichen Herausforderungen (keine Elternbeiträge während Schliessung) in der langen 
2. Welle in existenzielle Schwierigkeiten kommen. Nachdem der Staat in der 1. Welle Millionen von Franken 
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Ausfallentschädigungen übernommen hat, ist zu prüfen, wie die Existenz und die Angebote der für die Kri-
senbewältigung wichtigen vorschulischen Bildungs- und Betreuungseinrichtungen gezielt unterstützt werden 
können. 
 
In diesem Zusammenhang bitten wir den Stadtrat um die Beantwortung der folgenden Fragen. 
1. Bitte um Angaben zur aktuellen personellen und finanziellen Situation der Kitas und Tagesfamilienorga-

nisationen (TFO). 
2. Hat der Stadtrat Kenntnis von Kitas, die einen negativen Bescheid auf ihr Ausfallgesuch beim Kanton 

bekommen haben und was Gründe sind? Wo sähe er Möglichkeiten, diese Kitas zu unterstützen? 
3. In welcher Form und in welchem zeitlichen Turnus findet die Kommunikation mit den Kitas und TFO in 

der Stadt Zürich statt? 
4. Ist sichergestellt, dass die Trägerschaften die Mindestqualität (z.B. Einhaltung Betreuungsschlüssel) 

gewährleisten können? 
5. Müssten die Anforderungen angesichts der Wichtigkeit der Erhaltung der systemrelevanten Bildungs- 

und Betreuungsangebote an gewisse Kriterien evtl. vorübergehend gesenkt werden? 
6. Wie können die Trägerschaften den Betrieb aufrechterhalten, wenn qualifiziertes Personal ausfällt? 
7. Was passiert, wenn wegen personellen Engpässen Angebote geschlossen werden müssen? Wird die 

Stadt Zürich in einem solchen Fall die Ausfälle der Trägerschaften übernehmen? Werden die Subven-
tionen nahtlos weitergezahlt? 

8. Hat die Stadt Zürich einen Szenario-Plan und weiss sie, wie sie die Trägerschaften in welchem Szena-
rio unterstützen will? Stehen personelle und finanzielle Mittel für die Bewältigung der 2. Welle zur Verfü-
gung? 

9. Wie ist der Stand für eine praktische Umsetzung des Postulates 2019/62, in welchem eine Schaffung 
eines städtisches Stellenpools gefordert wird, damit Kitas bei Personalnot unterstützt werden können? 

10. Wie würde man Eltern unterstützen, wenn Trägerschaften Angebote einstellen müssten? 
11. Was passiert, wenn Eltern ihre Kinder aufgrund der epidemologischen Lage nicht mehr in die Kita brin-

gen wollen? Werden die Beiträge der Stadt dann weiter an die Kitas überwiesen? Riskieren die Eltern 
in diesen Fällen, ihren Kitaplatz zu verlieren? 

 
Mitteilung an den Stadtrat 

 
 

3211. 2020/516 
Schriftliche Anfrage von Samuel Balsiger (SVP) und Stephan Iten (SVP) vom 
18.11.2020: 
Situation der Sans-Papiers in der Stadt, Kennzahlen und Einschätzungen  
betreffend Straftaten, Aufenthaltsbewilligungen, Sozialhilfeabhängigkeit, Steuer-
gerechtigkeit und Sozialabgaben 

  
Von Samuel Balsiger (SVP) und Stephan Iten (SVP) ist am 18. November 2020  
folgende Schriftliche Anfrage eingereicht worden: 
 
In der Stadt Zürich halten sich mindestens 10’000 bis 14’000 Migranten illegal auf (sogenannte Sans Pa-
piers). Die grosse Mehrheit reiste als Touristen aus Lateinamerika ein und kehrten bislang nicht in die Hei-
matländer zurück. Gemäss der Studie «Sans-Papiers im Kanton Zürich: Anzahl, Profile und Situation» sind 
weitere grössere Gruppen Straftäter und Sozialhilfeabzocker, deren Aufenthaltsbewilligung nicht verlängert 
wurde, oder abgewiesene Asylanten. 
Die illegalen Migranten nehmen in unserer Stadt günstigen Wohnraum und einfache Arbeit weg und zahlen 
weder Steuern noch Sozialabgaben. Sie leisten keinen fairen Beitrag an die Gesellschaft. Es ist keine Hel-
dentat, ein «Sans Papiers» zu sein. 
Gleichzeitig gibt es in der Stadt Zürich rund 20’000 Sozialhilfeempfänger. Darunter gibt es viele, die arbeiten 
möchten, aber keine geringqualifizierte Arbeit finden. Bei mindestens 10’000 bis 14’000 «Sans Papiers», die 
illegal in diesem Sektor arbeiten, verwundert dies nicht.   
 
In diesem Zusammenhang bitten wir den Stadtrat um die Beantwortung der folgenden Fragen: 
1. Mindestens 10’000 bis 14’000 sogenannte Sans Papiers halten sich illegal in der Stadt Zürich auf. Wie 

hoch schätzt der Stadtrat die Anzahl an «Sans Papiers», die aufgrund einer Straffälligkeit ihre Aufent-
haltsbewilligung verloren haben?  
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2. Betreffend Frage 1: Welche Straftaten dürften bei den «Sans Papiers» zum Verlust der Aufenthaltsbe-
willigung geführt haben? Der Stadtrat wird sicherlich einordnen können, für wen er sich mit der City 
Card stark macht.    

3. Wie hoch schätzt der Stadtrat die Anzahl an «Sans Papiers», die aufgrund einer Sozialhilfeabhängig-
keit ihre Aufenthaltsbewilligung verloren haben?  

4. Betreffend Frage 3: Wie gravierend muss gemäss übergeordnetem Recht die Sozialhilfeabhängigkeit 
sein, um deshalb die Aufenthaltsbewilligung zu verlieren (Bezugsjahre, bezogene Summe etc.)? 

5. Wie hoch schätzt der Stadtrat die Anzahl an «Sans Papiers», die sich aufgrund eines abgelehnten  
Asylentscheides illegal in der Stadt Zürich aufhalten?  

6. Welche Meinung hat der Stadtrat zur Steuergerechtigkeit? 
7. Welche Meinung hat der Stadtrat zu illegaler Arbeitstätigkeit, durch welche dem Staat Steuern und  

Sozialabgaben entgehen? 
8. Welche Meinung hat der Stadtrat zum Umstand, dass «Sans Papiers» durch ihre illegalen Arbeitstätig-

keiten keine Steuern und keine Sozialabgaben bezahlen? 
9. Wie hoch schätzt der Stadtrat die Summe, welche an Steuern und Sozialabgaben dem Staat jährlich 

durch die illegale Arbeitstätigkeiten der 10’000 bis 14’000 «Sans Papiers» entgeht? 
10. Wird der Stadtrat durch sein Wirken für die «Sans Papiers» (City Card etc.) zum Anstifter, Gehilfen  

oder Mittäter der illegalen Tätigkeiten der «Sans Papiers»? Falls nein, warum nicht? 
11. Gegen welche übergeordneten Gesetze verstossen die «Sans Papiers» mit den illegalen Arbeitstätig-

keiten? Welche Strafen drohen den Tätern sowie Anstiftern, Gehilfen oder Mittätern? 
12. Dürfen gemäss dem Rechtsempfinden des Stadtrates die geltenden Gesetze je nach Gutdünken be-

achtet oder missachtet werden? Darf jeder Bürger selber entscheiden, ob er Steuern zahlen will oder 
nicht? 

13. Müssen gemäss dem Rechtsempfinden des Stadtrates Ausländer beim Verlust der Aufenthaltsbewilli-
gung sich an die ausländerrechtlichen Gesetze halten? 

14. Wie viele von den rund 20’000 Sozialhilfebezügern in der Stadt Zürich könnten einer geringqualifizier-
ten Arbeit nachgehen?  

15. Wie viele Wohnungen beziehen die mindestens 10’000 bis 14’000 «Sans Papiers»? Berechnungs-
grundlage kann die durchschnittliche Anzahl Personen pro Haushalt sein. 

Grundlage für die Antworten kann auch die Studie «Sans-Papiers im Kanton Zürich: Anzahl, Profile und Si-
tuation» sein, in dessen Begleitgruppe die Stadt Zürich vertreten war. Wo der Stadtrat keine genauen Zah-
len kennt, bitten wir um Schätzungen. Der Stadtrat setzt sich unter anderem mit der City Card für die «Sans 
Papiers» ein, also erwarten wir konkrete Antworten und keine inhaltsleeren Ausflüchte.   
 
Mitteilung an den Stadtrat 

 
 

3212. 2020/517 
Schriftliche Anfrage von Martin Götzl (SVP) und Roberto Bertozzi (SVP) vom 
18.11.2020: 
Übergriff auf eine randständige Person am Bahnhof Oerlikon, Angaben zur  
beschuldigten Person betreffend Herkunftsland und den Einbürgerungskriterien 
sowie zum möglichen Alkohol- und Drogeneinfluss während dem Tatzeitpunkt 

  
Von Martin Götzl (SVP) und Roberto Bertozzi (SVP) ist am 18. November 2020 folgende 
Schriftliche Anfrage eingereicht worden: 
 
Am späten Samstagabend des 20. Juni 2020 wurde am Bahnhof Oerlikon ein «Randständiger» von einem 
männlichen Migranten mutwillig und brutal niedergeschlagen und körperlich verletzt. 
Im Internet auf Instagram wurden Szenen dieser abscheulichen Tat veröffentlicht. Offensichtlich wurde der 
Schläger von «Mittätern» gefilmt (siehe untenstehender Link). 
Die Initianten dieser schriftlichen Anfrage haben bereits am 1. Juli 2020 eine Anfrage dazu eingereicht (GR. 
Nr. 2020/293), welche am 21. November 2020 beantwortet wurde.  
In den Antworten wird deklariert, dass der Schläger die Schweizer Staatsbürgerschaft besitze. 
In Anbetracht des Videos, der Sprache und der verwendeten Wortwahl des Schlägers stellen sich nun wei-
tere Fragen. 
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In diesem Zusammenhang bitten wir den Stadtrat um die Beantwortung der folgenden Fragen: 
1. Per welchem Stichtag wurde die Einbürgerung des Beschuldigten in der Stadt Zürich vollzogen?  
2. Von welchem Herkunftsland stammt der Eingebürgerte? Wann reiste er in die Schweiz ein und wurde 

hier sesshaft? 
3. Welches Gesuch wurde zu dieser Einbürgerung angewendet (erleichterte Einbürgerung / ordentliche 

Einbürgerung)? 
4. Welche Grundlagen lagen der Einbürgerung vor (aktueller Aufenthaltsstatus / Präferenzen / Arbeitstä-

tigkeit / allfällige Vorstrafen / usw.)? Wir bitten um eine detaillierte Beantwortung dieser Frage. 
5. Mit welchem Befund hat der Eingebürgerte die Deutschkenntnisse schriftlich und mündlich abgelegt? 

Wurde der Eingebürgerte vom Nachweis der Deutschkenntnisse dispensiert? Wenn ja, weshalb? 
6. Gemäss Anfrage GR. Nr. 2020/293 wurde im stadtpolizeilichen Journaleintrag festgehalten, dass so-

wohl der Anzeigesteller wie auch der Beschuldigte alkoholisiert gewesen seien. Gemäss Medienbe-
richterstattung hat sich der Anzeigesteller jedoch erst Stunden nach dem Vorfall bei der Polizei gemel-
det. Weshalb diese Diskrepanz? Wann wurde beim Beschuldigten der Alkoholtest vorgenommen? 
Wurde auch ein Bluttest angeordnet? Wenn nein, weshalb nicht? 

7. War der Beschuldigte im Zeitpunkt der Tat unter Einfluss von Drogen? 
 
Schläger-Video (ursprünglich auf Instagram veröffentlicht, nun ist das Original wieder gelöscht): 
https://www.youtube.com/watch?v=1JxAtk9kEgs&feature=youtu.be&fbclid=IwAR2Iu-
cogbi_v6ub8WroL7cqjGe46r7r3GyB1mt-oeOx8soW2-HzA0ekFPZ4 
 
Mitteilung an den Stadtrat 

 
 

3213. 2020/518 
Schriftliche Anfrage von Ronny Siev (GLP) und Markus Baumann (GLP) vom 
18.11.2020: 
Bau von Energieinfrastrukturanlagen in den Verdichtungsgebieten der Quartiere 
Wiedikon-Sihlfeld-Triemli, Überlegungen betreffend einer ökologisch-ökonomi-
schen sowie sozial verträglichen Energieversorgung, Szenarien für eine Energie-
versorgung aus nicht fossilen Energieträgern sowie Bedeutung der freien Grünflä-
che der Stadtgärtnerei im Zusammenhang mit einer zentralen Energieversorgung 

  
Von Ronny Siev (GLP) und Markus Baumann (GLP) ist am 18. November 2020  
folgende Schriftliche Anfrage eingereicht worden: 
 
Anlagen im Energiebereich haben generell lange Nutzungsperioden und lösen hohe Investitionen aus. Ent-
scheide müssen daher mit Blick in die Zukunft gefällt werden, um die jeweils angestrebten ökologischen, 
ökonomischen und sozialen Aspekte von Nachhaltigkeit zielführend miteinander zu verzahnen. Dazu 
braucht es eine konkrete Vorstellung der mittelfristigen Entwicklung, um zielgerichtete Entscheide fällen zu 
können. Für den Bau neuer Energieinfrastrukturanlagen in den Verdichtungsgebieten, an denen viele Ak-
teure beteiligt sind, braucht es als Grundlage eine gemeinsame Sicht. Dies ermöglicht Gemeinschaftslösun-
gen, die über Einzellösungen hinausgehen und grösseren Nutzen schaffen. 
 
In Zusammenhang mit dem Verdichtungsgebieten der Quartiere Wiedikon-Sihlfeld-Triemli, bitten wir den 
Stadtrat um die Beantwortung der folgenden Fragen. 
1. Welche zukunftsorientiere Überlegungen macht der Stadtrat bei der Planung von Erschliessung fossil-

armer Energieträger, damit er eine ökologisch-ökonomische sowie sozial verträgliche Energieversor-
gung in den Verdichtungsgebieten garantieren kann? 

2. Welche Szenarien sind in Planung, um die Energieversorgung aus nicht fossilen Energieträgern sicher-
zustellen? Mit welchen Auswirkungen auf die oben aufgelisteten Quartiere ist zu rechnen? Bitte detail-
lierte Auflistung der einzelnen Energieträger mit Auswirkung auf die Grünfläche, Quartieraufwertung 
und Freiräume.  

3. Gibt es eine Erschliessungsstrategie der Fernwärme oder eines anderen Energieträgers im Einzugsge-
biet von Hubertus/Gutstrasse/Birmensdorferstrasse? 

4. Wie beurteilt der Stadtrat eine mögliche Erschliessungsgebiet der Fernwärme im Einzugsgebiet Huber-
tus/Gutstrasse/Birmensdorferstrasse? Gibt es eine Projektplanung für Fernwärme im Zusammenhang 
mit der Überbauung der Gutstrasse durch die Baugenossenschaft im Gut? 
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5. Welche Bedeutung hat die freie Grünfläche der Stadtgärtnerei in Zusammenhang einer zentralen Ener-
gieversorgung? Wie stellt der Stadtrat sicher, dass die vorhandenen Freiräume in den Quartieren mit 
Aufenthaltsqualität gesichert werden? 

6. Wie sieht die zukünftige Planung der Stadtgärtnerei Zürich aus und was wird unternommen, damit der 
offene und wichtige Freiraum für die Quartierbevölkerung aufrechterhalten wird? 

 
Mitteilung an den Stadtrat 

 
 
 
 

 K e n n t n i s n a h m e n 
 

 
3214. 2019/494 

BeKo RP SLÖBA/V, Ersatzwahl eines Mitglieds anstelle der zurückgetretenen  
Corina Ursprung (FDP) 

  
Es wird gewählt (Beschluss des Büros vom 16. November 2020):  
  
Catherine Pauli (FDP) 
  
Mitteilung an den Stadtrat und an die Gewählte 

 
 

3215. 2019/160 
Postulat von Guido Hüni (GLP) und Dr. Christian Monn (GLP) vom 17.04.2019: 
Pilotprojekte für neue Technologien zur Produktion von Strom im Mobilitäts- 
bereich 

  
Dr. Christian Monn (GLP) zieht das Postulat zurück. 
 
Mitteilung an den Stadtrat 

 
 

3216. 2020/417 
Dringliche Schriftliche Anfrage von Andreas Kirstein (AL), Mischa Schiwow (AL) 
und 29 Mitunterzeichnenden vom 23.09.2020: 
Ersatzneubau der Baugenossenschaft Turicum an der Lerchenhalde 20, Haltung 
der Stadt zum geplanten Ersatzneubau, zur Verdichtung und zur Sozialverträglich-
keit des Projekts sowie Angaben zu den konkreten Ersatzangeboten für die  
Mieterschaft 

  
Der Stadtrat beantwortet die Dringliche Schriftliche Anfrage (STRB 1039 vom  
5. November 2020). 

 
 

3217. 2020/317 
Schriftliche Anfrage von Sebastian Vogel (FDP), Elisabeth Schoch (FDP) und  
1 Mitunterzeichnenden vom 08.07.2020: 
Kunststoffsammelversuch in den Quartieren Höngg und Schwamendingen durch 
ERZ, Angaben zum Auftraggeber und zu den Zielen Akzeptanz der Bevölkerung, 
Sammelqualität und den Entsorgungswegen sowie Finanzierung dieser Zusatz-
leistungen 

  
Der Stadtrat beantwortet die Schriftliche Anfrage (STRB 1016 vom 4. November 2020). 
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3218. 2020/319 

Schriftliche Anfrage von Martin Götzl (SVP) und Roberto Bertozzi (SVP) vom 
08.07.2020: 
Land- und Immobilienbesitz der Stadt Zürich, geplante Verkäufe und detaillierte 
Auflistung der Verkehrswerte sowie Gründe für die Hortung von Liegenschafts-
flächen in und ausserhalb der Stadt 

  
Der Stadtrat beantwortet die Schriftliche Anfrage (STRB 1011 vom 4. November 2020). 

 
 

3219. 2020/329 
Schriftliche Anfrage von Markus Knauss (Grüne) und Simone Brander (SP) vom 
08.07.2020: 
Realisierung von Tempo 30 an der Klosbachstrasse, Resultate des Monitorings 
zur Tramlinie 8 und Zeitpunkt der Umsetzung des Lärmschutzes entlang dieser 
Tramlinie 

  
Der Stadtrat beantwortet die Schriftliche Anfrage (STRB 1009 vom 4. November 2020). 

 
 

3220. 2020/366 
Schriftliche Anfrage von Heidi Egger (SP), Peter Anderegg (EVP) und 12 Mitunter-
zeichnenden vom 26.08.2020: 
Geplanter Abriss des Restaurants Frieden in Affoltern, Stellenwert des Gebäudes 
aus Sicht des Denkmalschutzes und des Bundesinventars der schützenswerten 
Ortsbilder der Schweiz von nationaler Bedeutung (ISOS) und Gründe für den  
Verzicht auf die Erhaltung des Gebäudes sowie vorgesehene Ersatzangebote  
betreffend die soziokulturellen Funktionen für die Nutzenden 

  
Der Stadtrat beantwortet die Schriftliche Anfrage (STRB 1017 vom 4. November 2020). 

 
 

3221. 2019/543 
Weisung vom 11.12.2019: 
ERZ Entsorgung + Recycling Zürich, Kehrichtheizkraftwerk, 3. Verbrennungslinie, 
Erhöhung Projektierungskredit 

  
Die Frist für das fakultative Referendum gegen den Gemeinderatsbeschluss vom  
2. September 2020 ist am 9. November 2020 ungenutzt abgelaufen. 
 
Die amtliche Publikation erfolgt am 25. November 2020. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 Nächste Sitzung: 25. November 2020, 17 Uhr. 
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